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Arbeitslosenabsicherung vor und mit Hartz IV   

bis 

2004:  

ab 

2005:   

Arbeitslosengeld Arbeitslosenhilfe Grundsicherung  
(im Alter und bei 

Erwerbsminderung) 

Hilfe in besonderen 

Lebenslagen  
Sozialhilfe /  

(Hilfe zum 

Lebensunterhalt) 

Arbeitslosengeld  

(ALG I)  

ALG II  Sozialgeld  

Sozialhilfe  & 

Grundsicherung (SGB XII)  

 

 

 

 

 

 

 

  

SGB III SGB XII SGB II 

altes SGB III  GSiG (seit 2003)  altes BSHG  

833.814 Personen *  

4.417.098   ALG II  

1.723.950  Sozialgeld  

================ 

6.141.049 Personen *  

 für Erwerbsfähige (und 

deren Angehörige)  

 für nicht Erwerbsfähige  
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* Stand: 04/2015, BA-Monatsbericht 

 

Grundsicherung für 

Arbeitssuchende  (ALG II)  
Hilfe zum Lebensunterhalt:  

- Sozialhilfe (3. Kapitel) 
- Grundsicherung im Alter und bei  
   Erwerbsminderung (4. Kapitel) 

Wohngeld  

(WoGG) 

Kinderzuschlag   

(§ 6a BKGG) Hilfe in sonstigen u. besonderen 
Lebenslagen (5. -  9. Kapitel)  
Hilfen  zur  
 

- Gesundheit 

- Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen 

- Pflege 

- Überwindung bes. sozialer        
Schwierigkeiten 

- in anderen Lebenslagen  

Bildung ï und 

Teilhabe für 
Kinder und 

Jungerwachsene  
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Systematische Einschätzung von Hartz IV aus Regierendensicht:  

ĂWir d¿rfen den Grundgedanken von Hartz IV nicht aus den Augen verlieren: 
Die notwendigen Sozialleistungen dürfen die Aufnahme von Arbeit nicht 

unattraktiv machen ñ, sagte Finanzminister Schäuble  in Welt Online v. 14.02.2010 

"..éWir müssen und wir haben unseren Arbeitsmarkt liberalisiert. Wir 
haben einen der besten Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es in Europa 

gibt.  é. 
 

Wir haben einen funktionierenden Niedriglohnsektor aufgebaut, und wir haben 
bei der Unterstützungszahlung Anreize dafür, Arbeit aufzunehmen, sehr stark 

in den Vordergrund gestellt. Es hat erhebliche Auseinandersetzungen mit 
starken Interessengruppen in unserer Gesellschaft gegeben. Aber wir haben 
diese Auseinandersetzungen durchgestanden. Und wir sind sicher, dass das 

verªnderte System am Arbeitsmarkt erfolgreich sein wird. é" 
 

Rede von Ex Bundeskanzler Gerhard Schröder  vor dem World Economic Forum in Davos am 
28.01.2005, Quelle: http://archiv.bundesregierung.de/bpaexport/rede/91/780791/multi.htm 

ĂEs kann nicht sein, dass die Hartz-IV-Bezüge eine Höhe erreichen, dass sich 
eine Beschªftigung im Niedriglohnbereich nicht mehr lohntñ, Michael Fuchs , CDU-

Wirtschaftsexperte und stellvertretender Unionsfraktionsvorsitzender im Bundestag, in Welt Online v. 
14.02.2010 

http://archiv.bundesregierung.de/bpaexport/rede/91/780791/multi.htm


 

 

 

 
 

 
 
 
 

 

 

 
 

 

 

 

¶ Der Antrag ist an keine Form gebunden (§ 9 SGB X), als Antragstellung gilt jede schriftliche, mündliche oder 
fernmündliche Erklärung , die erkennen lässt, dass Leistungen begehrt werden. Die Leistungsträger sind ver -
pflichtet , den wirklichen Willen des Antragstellers zu erforschen (allg. Beratungspflicht  § 14 SGB I, besondere  § 4 Abs. 
1 Nr. 1 SGB II) und den Antrag entsprechend auszulegen (§ 2 Abs. 2 SGB I) und dafür Sorge zu tragen , dass sach-
dienliche und vollständige Anträge gestellt werden (§ 16 Abs. 3 SGB I). Die Behörde hat den wirklichen Willen 
und das Begehren des Antragstellers zu erforschen (BSG v. 28.10.2009 ï B 14 AS 56/08 ER).  
 

¶ Ein Antrag soll beim zuständigen Leistungsträger gestellt werden (§ 16 Abs. 1 S. 1 SGB I), er kann aber auch bei 
jedem anderen - auch unzuständigen - Leistungsträger  (Sozi, Krankenkasse, Versorgungsamt é.) und 
Gemeinden  (Bürgermeister, Gemeindebüro, Rathaus) oder amtlichen Vertretungen der BRD im Ausland  (§ 16 
Abs. 1 S. 2 SGB I) gestellt werden. Innerhalb der EU gilt, das Anträge, Erklärungen oder Rechtsbehelfe bei jedweder 
Behörde oder Gericht eines anderen Mitgliedstaats eingereicht werden können (§ 30 Abs. 2 SGB I iVm Art. 81 (Satz 1) 
VO (EG) 883/2004). Der Antrag gilt ab Eingang bei der Behörde als wirksam gestellt (§ 16 Abs. 2 SGB I), der 
unzuständige Leistungsträger/Behörde hat den Antrag unverzüglich weiterzuleiten.  
 

¶ Ein Anspruch ist auch nicht nach verspäteter Antragstellung verwirkt , die Behörde ist vielmehr nach § 16 Abs. 3 
SGB I in der Pflicht darauf hinzuwirken, dass klare, sachdienliche Anträge gestellt werden und unvollständige An-
gaben zu ergänzen. Der Antrag ist auch dann nicht verwirkt, wenn der Anspruch sechs Monate später geltend ge-
macht wird (BSG v. 28.10.2009 ï B 14 AS 56/08 R).    
 

¶ Das JC muss rechtzeitig vor Ablauf eines Bewilligungsabschnittes einen Hinweis auf die Stellung eines 
Fortsetzungsantrages geben . Wurde dies versäumt, liegt ein schwerwiegender Beratungsfehler nach §§ 14,15 
SGB I des JC vor , weswegen im Rahmen des »sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs« ein Korrekturanspruch 
entsteht (LSG NSB v. 24.02.2015 ï L 7 AS 187/14).     
 

¶ Der Leistungsträger ist zur Entgegennahme von Anträgen verpflichtet , er darf sie nicht deshalb verweigern, weil 
er den Antrag für unzulässig oder unbegründet hält (§ 20 Abs. 3 SGB X). 

Allgemeines zum Antragsverfahren                                                Beginn + Wirksamkeit 

des Antrages  

Beginn des Verwaltungsverfahrens im SGB II/SGB XII  
 

Im SGB II gilt der Antragsgrundsatz , der Anspruch auf SGB II-Leistungen entsteht mit der formlosen  
Antragstellung, (§§ 40 Abs. 1 S. 1 SGB II iVm § 9 SGB X iVm § 37 S. 1 SGB I iVm § 37 Abs. 1 S. 1 SGB II). Der Antrag 
umfasst alle Rechtsanspruchsleistungen des SGB II, bis auf die Leistungen, die gesondert beantragt 
werden müssen (§ 37 Abs. 1 S. 2 SGB II) oder bei denen ein extra Antrag normiert ist = ergänzende Sach -
leistungen bei Sanktionen ohne Minderjährige in der BG (§ 31a Abs. 3 S. 1 SGB II). 
 

In der Sozialhilfe  (nach dem 3. Kap. SGB XII) gilt der Kenntnisgrundsatz , der Leistungsanspruch dort entsteht 
ab behördlicher Kenntnis  der Notlage (§ 18 Abs. 1 SGB XII). In der  Grundsicherung (4. Kap. SGB XII) gilt 
wiederum der Antragsgrundsatz  (§ 41 Abs. 1 SGB XII). 
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Antragsverfahren                                                
 

Grundthesen zur Antragstellung im SGB II  
 
 

Ein Antrag auf SGB II-Leistungen wirkt auf dem Monatsersten zurück (§ 37 Abs. 2 S. 2  SGB II). 
  

Å In der Folge sind alle im Antragsmonat,  auch vor dem Tag der Antragstellung zugeflossenen Ein-
künfte als Einkommen zu berücksichtigen, somit  sind alle auch vor dem Tag der Antragstellung im 
Antragsmonat zugeflossenen Einkünfte als Einkommen zu berücksichtigen (BSG v. 28.10.2014 ï B 14 

AS 36/13 R). Allerdings kann der Antrag bei höheren einmaligen Einkünften  bis Rechtskraft des 
Bescheides zurückgenommen werden  (§ 46 Abs. 1 SGB I).  

ÅDer SGB II-Antrag ist zunächst ein allumfassender Antrag , er beinhaltet alle Leistungen im 
jeweiligen Bewilligungsabschnitt auf die ein Rechtsanspruch besteht, diese können, insofern 
keine Ausschlussnorm besteht auch rückwirkend geltend gemacht werden.  

Der Antrag auf Teilhabeleistungen (!)  nach dem Bildungs- und Teilhabepaket wirkt auf den Beginn des 
Bewilligungsabschnitts zurück (§ 37 Abs. 2 S. 3 SGB II).  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vom Grund- und Folgeantrag sind zunächst alle Rechtsanspruchsleistungen umfasst , nicht davon 
umfasst  und gesondert beantragt werden müssen folgende Leistungen (§ 37 Abs. 1 S. 2 SGB II):  
 

ÅDarlehen bei unabweisbarem Bedarf  (nach § 24 Abs. 1 SGB II) 

ÅErstausstattung der Wohnung und Bekleidung , Schwangerenbekleidung und Babyerst -
ausstattung,  Anschaffung  u. Reparatur von orthopädischen Schuhen, Reparatur  und 
Miete von therapeutischem Gerät und Ausrüstungen (nach § 24 Abs. 3 Nr. 1-3 SGB II)  

ÅAufwendungen für ein- und mehrtägige Ausflüge u. Klassenfahrten (nach § 28 Abs. 2 SGB II) 

ÅAufwendungen für Schülerbeförderungskosten  (nach § 28 Abs. 4 SGB II) 

ÅAufwendung für Lernförderung (nach § 28 Abs. 5 SGB II) 

ÅAufwendung für Mittagsverpflegung   (nach § 28 Abs. 6 SGB II) 

ÅLeistungen zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben  (nach § 28 Abs. 7 SGB II) 
 

Ebenfalls gesondert beantragt werden müssen:  
 

ÅSachleistungen bei Sanktionen von mehr als 30 % der Regelleistungen und ohne  
minderjährige Kinder in der BG müssen gesondert beantragt werden (§ 31a Abs. 3 S. 1 SGB II). 
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Antragsverfahren                                                Nachweis über Einreichung trifft Antragsteller   

Beweissicherer Zugang von Anträgen und Unterlagen  
 

 

Da sich manche Jobcenter als wahre Bermudadreiecke entpuppen, was eingereichte Anträge und 
Unterlagen betrifft  und der Antragsteller/Einreicher in der Beweispflicht ist, dass er etwas eingereicht 
hat, empfehlen sich folgende Verfahrenshandlungen:  
 

  

Å Schriftliche Eingangsbestätigung beim Jobcenter    
 

Im Sozialrecht gibt es kein normiertes Recht, aus dem der Anspruch auf Eingangsbestätigung mittelbar ableit-
bar ist. Der Anspruch ergibt sich aber aus § 71b Abs. 3 S. 1 VwVfG i.V.m. § 71a Abs. 2 VwVfG und § 88 SGG, nach 
dem haben Leistungsträger und Kommunen die Pflicht als öffentliche Einrichtungen eine Empfangsbestätigung 
auszustellen, wenn dieser einen Antrag, Widerspruch, Willenserklärung, Änderungsmitteilung oder zu deren Be-
arbeitung erforderliche Unterlagen abgibt. Dieser Anspruch wird auch in der Kommentarliteratur vertreten (GK-SGB 
II, Hohm § 37 Rn 30) und das BMAS vertritt in einer Stellungnahme vom 22.12.2008 es Ăhabe die sofortige Erfas-
sung und Versendung einer Eingangsbestätigung zu erfolgenñ (http://tinyurl.com/px8u5bd)  
 

Å Qualifizierte Faxübersendung (mit Sendebericht und Verkleinerung des übersandten Schriftstückes) 
Übersendung mit Fax und einen Sendebericht beweist lediglich, dass ein Schriftstück übersandt wurde, es beweist 
aber nicht, das ein bestimmtes übersandt wurde, daher sollten nur Faxgeräte mit Faximili/Verkleinerung der ersten 
Seite verwenden. Faxübersemdung wird in der Rechtsprechung als bewiesener Zugang anerkannt (BSG v. 
20.10.2009 ï B 5 R 84/09 B; SG Duisburg v. 03.12.2010 - S 38 AS 676/10).  
 

Å Zeugenbeweis  
 

Wird ein Schriftstück unter Zeugen eingetütet und beim Amt eingeworfen (bitte möglichst Eingangs-vermerk für 
eigene Akte fertigen!), gilt dies als sicherer Beweiszugang. Zeuge möglichst nicht auch Leistungsbezieher der 
gleichen BG.  
 
  
 

 

 

 

Ich rate allen, vorsichtig sein und ein gesundes Behördenmisstrauen zu entwickeln, denn 
es verschwindet viel beim Amt, die Konsequenzen können sehr heftig sein, wie Ordungs-
widrigkeitsverfahren / Strafbefehl / Rückforderung..  
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Das Leistungssystem "Grundsicherung f¿r Arbeitssuchendeñ 

Sozialgeld wird nur gezahlt, wenn mind. eine Ăerwerbsfªhigeñ Person die grundsªtzliche Zugehºrigkeit zum SGB 

II auslöst. Dabei ist es unerheblich, ob diese Person noch minderjährig ist oder dem Arbeitsmarkt wegen Aus -

bildung oder Schule nicht zur Verfügung steht. Ist keine Person arbeitsfähig, ist ein Sozialhilfe/Grundsicherungs -

anspruch nach dem SGB XII zu prüfen.        

Anspruch auf ALG II ï Leistungen  

haben Personen:  
 

Å ab Vollendung des 15. Lebensjahres bis zum  
Ende des Monats des Erreichens der 
Altersgrenze für Rente (§§ 7 Abs. 1 Nr. 1, 7a SGB 
II, Sozialrechtsfähigkeit ab 15 J. (§ 36 SGB I)  

Å die erwerbsfähig  sind, also mind. 3 Std. täg-
lich arbeiten können, die Arbeitsmarktlage ist 
irrelevant (§§ 7 Abs. 1 Nr. 2, 8 Abs. 1 und 2 SGB II) 

Å die bedürftig  sind, d.h. ihren Lebensunterhalt  
nicht  mit Einkommen  und Vermögen  sicher-
stellen können (§§ 7 Abs. 1 Nr. 3 SGB II, § 9 Abs. 1 
SGB II) 

Å mit gewöhnlichem Aufenthalt  in der Bundes-
republik haben (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB II i.V.m. § 30 

Abs. 3 S. 2 SGB I) oder Umgang wahrnehmende 
Kinder  aus dem  Ausland (BSG v. 28.10.2014 ï B 
14 AS 65/13 R). 

Å die werktäglich, postalisch, persönlich 
erreichbar  sind und sich im orts - und zeit -
nahen Bereich im Sinne der EAO aufhalten  
(§ 7 Abs. 4a SGB II). Hier gilt noch alte Rechtslage bis 
SGB II ï EAO (§ 77 Abs. 1 SGB II).  

Å und insofern kein Ausschlusstatbestand  
vorliegt  

Sozialgeld erhalten:  
 

Å Personen, die mit Erwerbsfähigen  
in einer Bedarfsgemeinschaft   
leben und selbst nicht erwerbs - 
fähig sind (§ 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II).   

 

Das sind: 
 

Å unter 15 -jährige Kinder , insofern 
sie hilfebedürftig  (§§ 7 Abs. 3 Nr. 4, § 
19 Abs. 1 Satz 2 SGB II) sind sowie 
 

Å vorübergehend (und nicht dauer-
haft) erwerbsunfähige oder 
erwerbsunfähig deklarierte 
Partner  oder Eltern erwerbsfähiger 
Kinder    
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SGB II ï Leistungen sind ausgeschlossen bei:  

ÅUnterbringung in Krankenhaus über sechs Monate  (§ 7 Abs. 4 SGB II)  

Bei den sechs Monaten wird auf Prognose  der Klinik oder Zeitablauf abgestellt. Die sechs Monate beginnen 

mit dem ALG II-Antrag. Fällt die sechs-Monate-Frist in einen Bewilligungszeitraum (BWZ), ist  bis Ende des 

BWZ SGB II weiter zu gewähren (BSG v. 06.09.2007-B14/7b AS 60/06 R). Längere stationäre Unterbringung 

fingiert Erwerbsunfähigkeit. Ą Während KH besteht KdU-Anspruch Ą bei Rausfall aus SGB II, besteht ein 

Anspruch auf Sozialhilfe (3. Kap. SGB XII)  

Bei einer Unterbringung in einer stationären Einrichtung sind  im Falle eines Einrichtungswechsels die 

Aufenthaltszeiträume zusammenzurechnen , wenn die Unterbringung in beiden Einrichtungen durch 

einen gemeinsames Zweck  (hier die Überwindung einer Suchtmittelabhängigkeit) verbunden ist   (LSG 

Hessen v. 21.01.2015 - L 6 AS 361/12).   
 

 

Ą Eine Kürzung des RB auf den Barbetrag bei vorübergehenden  Krankenhausaufenthalten/ WfbM im  

     SGB XII ist unzulässig, da der KH-Aufenthalt mit Mehrkosten verbunden ist und hier eine Ungleichbehand- 

     lung zwischen SGB XII/SGB II besteht (SG Nürnberg v. 30.6.2011 ï S 20 SO 54/10; SG Detmold v. 02.08.2011 ï S 2 SO   

      163/11; SG Lüneburg v. 15.12.2011 ï S 22 SO 51/11, jeweils in  Anlehnung an BSG v. 23.03.2010 ï B 8 SO 17/09 R, in dem  

     das BSG ausführt, wenn im SGB II KH-Verpflegung anrechnungsfrei ist, muss diese im SGB XII mit Hinweis  

     auf den allgemeinen Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1 GG) auch anrechnungsfrei sein. (Vorrübergehend bedeutet: wenn  

      die bisherige Wohnung beibehalten wird und nicht ein dauerhafter Verbleib angestrebt wird).   
 

 

ÅInhaftierung   (§ 7 Abs. 4 SGB II) (U-Haft, Strafhaft, Ersatzfreiheitsstrafe, Arrest)  

Ą verbliebene BG Mitglieder haben zunächst befristeten Bestandsschutz, bis eine Kostensenkung möglich 

ist, in der Regel bis zu 6 Monate (§ 22 Abs. 1 SGB II). Ą KdU-Anspruch für alleinlebende Inhaftierte sind 

immer ¿ber ĂHilfen zur ¦berwindung besonderer soz. Schwierigkeitenñ nach §§ 67 ff SGB XII zu 

übernehmen . ĂBesondere Lebensumstªnde mit sozialen Schwierigkeiten liegen immer dann vor, wenn bei 

Haftentlassung Wohnungslosigkeit besteht. Besondere weitere Umstände müssen nicht hinzutreten (BSG v. 

12.12.2013-B 8 SO 24/12 R; LSG Bay v. 22.08.2014 ï L 8 SO 117/14 B ER).  Ą Jugendarrest nach § 16 Jugendgerichts-

gesetz (JGG) ist keine richterlich angeordnete Freiheitsentziehung im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 2 SGB II 
(LSG Sa-An v. 24.09.2014 - L 4 AS 318/13).   
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SGB II ï Leistungen sind ausgeschlossen bei:  

 

 

ÅVerstoß gegen Erreichbarkeitsanordnung (§7 Abs. 4a SGB II) 

Ohne persönliche, postalische Erreichbarkeit kein SGB II Ą Übergangsregel § 77 Abs. 1 SGB II beachten, 

neue Rechtslage gilt noch nicht!  Kommt  eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht in Betracht zB in der 

Elternzeit entfällt die Verpflichtung zur Erreichbarkeit (LSG BB v. 15.08.2013 - L 34 AS 1030/11) oder bei 

erwerbsunfähigen Sozialgeldem-pfängern (LSG BaWü  v.  14.07.2010 ï L 3 AS 3552/09).  

Ą Bei Wegfall von SGB II wegen EAO-Verstoß besteht  über § 28 SGB X ein Anspruch auf Wohngeld (§ 7 

Abs. 1 S. 3 Nr. 2 Ziff a) WoGG).   

 

ÅBezug von Altersrente (§ 7 Abs. 4 SGB II) 

Ą jetzt Leistungen bis Monatsende, Ą wenn Darlehen nach § 38 SGB XII, nicht zurückzuzahlen sind 56 % 

KdU, HZ, WW (§ 38 Abs. 2 SGB XII iVm § 105 Abs. 2 SGB XII)  

 

ÅAsylbewerbern   (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB II)  und  Ausländern, die sich zum Zweck der Arbeitssuche 

in Deutschland  aufhalten (§ 7 Abs. 1 S 2 Nr. 2 SGB II) Ą Konflikt EFA und europäische Freizügigkeit. Der 

Leistungsausschluss gilt nicht für Ausländer mit deutschem Ehegatten (BSG v. 30.01.2013 ï B 4 AS 37/12 R). 

 

ÅSchülern, Studenten und Auszubildenden , wenn die Ausbildung dem Grunde nach BAföG-/BAB- oder 

Abg ï förderungsfähig ist (§ 7 Abs. 5 SGB II) Ą Allerdings Anspruch auf Leistungen nach § 27 SGB II und Ą 

Ausnahmen vom Leistungsausschluss in § 7 Abs. 6 SGB II Ą kein Leistungsausschluss für andere BG-

Mitglieder und Ą wenn ein zum Haushalt gehörendes Kind WoGG bezieht, besteht auch für den in Aus-

bildung befindlichen Elternteil ein WoGG-Anspruch (§ 20 Abs. 2 WoGG).  
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SGB II                    SGB XII 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 
 

Schonvermögen  
 

Lebensalter x 150 ú für volljährige Hilfeempfänger 
und dessen Partner (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB II), mind.  
aber  3.100 ú pro Volljährigen, zzgl. 750 ú  Anspar- 
vermögen pro Person in der BG (§ 12 Abs. 2 Nr. 3 
SGB II) 

Schonvermögen  
 
 

Å1.600 ú für unter 60 -Jährige (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
a)-V zu § 90 SGB XII) 

Å2.600 ú für über 60 -Jährige (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
b)ïV zu § 90 SGB XII) 

Åzzgl. 614 ú für Ehegatten  

Åzzgl. 256 ú jede weitere Person (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 
2 b) ï V zu § 90 SGB XII) 

Verpflegung in stationären Einrichtungen  
 

399 ú = ungekürzte Regelleistung bei 
stationären Aufenthalt (§ 1 Abs. 1 Nr.  11 ALG II-V) 

Verpflegung in stationären Einrichtungen  
 

Kürzung der Regelleistung im SGB XII ist 
unzulässig , aber  Alltag.  
 
Gefahr der Kürzung der Regelleistung auf Barbetrag = 
107,73 ú (§ 27b Abs. 2 SGB XII)  

Geschütztes Kfz  
 

Pro erwerbsfähiges BG Mitglied ist ein angemes -
senes Kfz im Wert bis 7.500 ú geschont (§ 12 Abs. 
3 Nr. 2 SGB II) 

Geschütztes Kfz  
 

kein Kfz geschont  (§ 90 Abs. 1 SGB XII) 

Heranziehung Unterhaltsverpflichteter  
 

bis Abschluss einer Ausbildung, max. bis Vollen-
dung des 25. Lebensjahres (§ 33 Abs. 2 Nr. 2 SGB II)  

Heranziehung Unterhaltsverpflichteter  
 

Unterhaltsübergang auf Unterhaltsverpflichtete 
des ersten Grades nach BGB (§ 94 Abs. 1 SGB XII)  

© Harald Thomé / Wuppertal 10  



Unionsbürger im SGB II  
 

The NeverEnding Story ï restriktives, rechtswidriges Vorgehen gegen Ausländer   
 

Das EFA sichert Unionsbürgern zu, dass sie in den jeweiligen Mitgliedsstaaten den gleichen Zugang 
auf Sozialleistungen haben, die jeweiligen Bürger. Deutschland hat hier aber schon im SGB II einen 
Leistungsausschluss vorgesehen und erklärt, dass greife nicht, wenn sich die Unionsbürger in der 
BRD Ăzum Zwecke der Arbeitssuche aufhaltenñ (§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB II).  

Das BSG hat diese Entscheidung als rechtswidrig bebrandmarkt und klargestellt, dass der Lei -
stungsausschluss  für Bürger aus EFA Staaten keine Anwendung findet (BSG v. 19.10.10 - B 14 AS 
23/10 R). 
 

Die Bundesregierung hat nun für Leistungen nach dem SGB II einen Vorbehalt gegen das EFA -
Abkommen  erklärt. Diese Regelung ist mit Wirkung zum 19.12.2011 in Kraft getreten. Damit soll 
nach Regierungsansicht die Leistungsausschlussgründe nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 SGB II ab 
dem 19.12.2011 auf Angehörige der EFA-Staaten wieder Anwendung finden.  
 

Der Ausschluss für arbeitssuchende Unionsbürger  durch die Vorbehaltsregelung ist Europa -
rechtswidrig  ist, weil er gegen den europarechtlichen  Gleichheitsgrundsatz verstößt (Art 19 AEUV) 
sowie gegen die VO 883/2004. 
 

Hier haben Widerspruch und Eilantrag beim Sozialgericht im Rahmen der sog. 
ĂFolgeabwªgungñ sehr gute Erfolgsaussichten haben! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

EFA ï Staaten sind:  

Belgien, Dänemark, Estland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island,  Italien, 
Island, Luxemburg, Malta, Niederland, Norwegen, Portugal, Schweden, Spanien, 
Türkei, Großbritannien und Nordirland, sowie Österreich (eigenes deutsch-österreich-

ische Fürsorgeabkommen)  (Liechtenstein ist kein EFA Partner, keine EU, es gilt aber Freizügigkeit) 

Das internationalen Recht hat Vorrang vor nationalem Recht (§ 30 Abs. 2 SGB I). 
Dort wird bestimmt , dass für Bürger aus Staaten der EU, Staaten der EWR und des EU-Wirtschaftsraumes und Flücht-
linge in diesen Staaten der Gebrauch der jeweiligen Sprache ohne Nachteil bleiben muss (EWG-VO 1408/71; EG-VO Nr. 
883/2004, Abl EU L 166/1), entsprechende Regelungen finden sich in  den zwischenstaatlichen Sozialversicherungsab-
kommen (SVA). Ein Übernahme Anspruch ergibt sich auch für Flüchtlinge eines EU-Mitgliedsstaates in dem Staaten-lose 
und Flüchtlinge wohnen aus (gemäß Art. 2 der VO (EWG) Nr. 883/2004).  
Ą Damit ist die ĂAmtssprache Deutschñ des § 19 Abs. 1 SGB  X hinfällig.  
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SGB II - Leistungsausschluss für Auszubildende  
 
Auszubildende , die eine dem Grunde nach BAföG-/BAB- oder ABG-förderungsfähige Ausbil-
dung durchführen, haben keinen  Ăstattdessenñ SGB II-Anspruch (§ 7 Abs. 5 S. 1 SGB II).  

Unerheblich ist, ob der BAföG/BAB/ABG-Anspruch aus sachlichen oder persönlichen Gründen 
(z.B. Alter) weggefallen ist.  
 

      ĂIm Grunde nach fºrderungsfªhigñ sind alle Ausbildungen an weiterf¿hrenden allgemeinbilden- 
       den Schulen und Berufsfachschulen ab der Klasse 10, (Berufs)Fach(ober)klassen, Abend- 
       schulen bis 30 J., sowie Hochschulen. 
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Leistungsberechtigung  im SGB II von Schülern, Studenten und Auszubildenden 

Vom Leistungsausschluss  sind erfasst:  
 

Â  Regelbedarfe  

Â  Unterkunfts-, Heizkosten, Wohnungsbeschaf-  
    fungs- und Umzugskosten, Kaution 

Â  Erstausstattung Wohnung, unabweisbarer  
    Bedarf  

Â  Krankenkasse  

Vom Leistungsausschluss sind nicht erfasst:  
 

Â alle Mehrbedarfe  für Schwangere, Alleinerziehende, 
    kostenaufwändige Ernährung und bei atypischen  
    laufenden Bedarfen (§ 21 Abs. 2, 3, 5 und 6 SGB II) 

Â Schwangerenbekleidung und Babyerstausstattung   
   (§ 24 Abs. 3 Nr. 2 SGB II) 

Â SGB II-Ansprüche anderer Mitglieder der BG  

Â Darlehensweise Übernahme von Miet - und Energie - 
   schulden  (§ 27 Abs. 5 SGB II) 

Â Wohnkostenzuschuss für die ungedeckten Unter - 
    kunftskosten  (§ 27 Abs. 3 SGB II)  

Â SGB II-Leistungen in besonderen Härtefällen  
   (§ 27 Abs. 4  SGB II) 

Eine vollständig in Teilzeitform betriebene Ausbildung  ist nicht förderungsfähig nach BAföG, 
daher ergibt sich auch kein Leistungsausschluss im SGB II . Von den Eltern als Darlehen 
gewährten Zahlungen für Wohnung und Krankenversicherung sind nicht als Einkommen zu 
berücksichtigen (LSG BB v. 06.08.2014 - L 18 AS 1672/13).   



 

1. Variante SGB II - Ansprüche:  
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Musterrechnung SGB II ï Leistungen für alleinerziehende Studentin:  

Bedarf Kind:  
 

    224,00 ú RB  
+  210,00 ú ½ Miete und Heizung 

+      1,87 ú MB Warmwasser 
------------------------------------------ 
=  435,87 ú Bedarf 
 

anzüglich Einkommen: 
 

-  188,00 ú Kindergeld  
-  144,00 ú UVG 
--------------------------------------- 
= 103,87 ú SGB II - Anspruch  

Bedarf Studentin:  
 

    399,00 ú RB 
+  143,64 ú MB Alleinerziehende 
+      9,18 ú MB Warmwasser 
+  210,00 ú ½ Miete und Heizung 

+    80,41 ú KV, PV u. Zusatzbeitrag  
------------------------------------------ 
   842,23 ú Bedarf  
 

abzüglich Einkommen: 
 

   670,00 ú BAföG * 
-  119,40 ú ausbildungsbedingter Bedarf                 
                    (20 % des BAföG) 
-    30,00 ú Versicherungspauschale 
-    43,33 ú Semestergebühren auf Monat  
--------------------------------------- 
   477,27 ú Summe anrechenbares EK  
 
Endrechnung: 
 
   842,23 ú Bedarf 
-  477,27 ú Anrechenbares EK 
------------------------------------------ 
    364,96 ú Unterfinanzierung 
 
Da für Auszubildende nur der Anspruch 
auf den Mehrbedarf besteht und der voll 
unterdeckt ist, ist dieser in voller Höhe, 
also  143,64 ú zu zahlen.  

Leistungsansprüche Kind + Mutter:  
 

   103,87 ú für Kind  
+ 143,64 ú für Mutter 
------------------------------- 
247,51 ú Summe Einnahmen   

* Der Betreuungszuschlag 
für das Kind nach dem 
BAföG bleibt anrechnungs -
frei, weil andere Zweck -
identität   



 

2. Variante SGB II - + Wohngeldansprüche:  
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Musterrechnung SGB II + WoGG-Ansprüche für alleinerziehende Studentin: 

Bedarf Kind:  
 

    224,00 ú RB  
+  210,00 ú ½ Miete und Heizung 

+      1,87 ú MB Warmwasser 
------------------------------------------ 
=  435,87 ú Bedarf 
 

abzüglich Einkommen: 
 

-  188,00 ú Kindergeld  
-  144,00 ú UVG 
--------------------------------------- 
= 103,87 ú Unterfinanzierung nach SGB II 

Bedarf Studentin:  
 

    399,00 ú RB 
+  143,64 ú MB Alleinerziehende 
+      9,18 ú MB Warmwasser 
+  210,00 ú ½ Miete und Heizung 

+    80,41 ú KV, PV u. Zusatzbeitrag  
------------------------------------------ 
   842,23 ú Bedarf  
 

abzüglich Einkommen: 
 

   670,00 ú BAföG * 
-  119,40 ú ausbildungsbedingter Bedarf                 
                    (20 % des BAföG) 
-    30,00 ú Versicherungspauschale 
-    43,33 ú Semestergebühren auf Monat  
--------------------------------------- 
   477,27 ú Zwischensumme  
+   72,13 ú KG-Überhang  
----------------------------------------- 
549,40 ú Summe anrechenbares EK  
 

Endrechnung:  
 

   842,23 ú Bedarf 
-  549,40 ú anrechenbares EK 
------------------------------------------ 
    292,83 ú Unterfinanzierung 
 
Da für Auszubildende nur der Anspruch 
auf den Mehrbedarf besteht und der voll 
unterdeckt ist, ist dieser in voller Höhe, 
also  143,64 ú zu zahlen.    

Mit Wohngeld kann das 
Kind aus der BG rausfallen 
(§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II), 
dadurch ist der Weg ins 
WoGG eröffnet. 
 
Durch den Rausfall des 
Kindes aus dem SGB II 
besteht ein WoGG-
Anspruch von 176,00 EUR. 
(nach WoGG -Rechner)  

 

Bei dieser Variante wird vom JC 
143,64 ú  MB-Alleinerziehung an 
die Studentin gezahlt, 176,00 ú vom 
Wohngeldamt an das Kind und es 
ist ei KG ï Überhang von 72,13 ú 
mehr vorhanden, das bedeutet es 
gibt eine Summe von Einnahmen in 
Höhe vonn:   = 391,77 ú    
 

Durch den Rausfall des Kindes aus dem 
SGB II besteht ein WoGG-Anspruch von  
176,00 EUR 

KG-Überhang Berechnung:  
 

    224,00 ú RB  
+  210,00 ú ½ Miete und Heizung 

+      1,87 ú MB Warmwasser 
------------------------------------------ 
=  435,87 ú Bedarf 
 

abzüglich Einkommen: 
 

-  188,00 ú Kindergeld  
-  144,00 ú UVG 

-   176,00 ú WoGG 
---------------------------------------           

     72,13 ú Kindergeld Überhang  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für folgende Auszubildende besteht kein  SGB II-Leistungsausschluss:  
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Ausnahmen von Leistungsausschluss    

Hier ist zu fordern, dass  Flüchtlinge, die derzeit erst nach vier Jahren des Aufenthalts in D einen BAföG Anspruch 
haben, entweder analog § 7 Abs. 6 SGB II-Leistungen erhalten oder über die Härtefallregelung des § 27 Abs. 4 S. 1 
SGB II einen SGB II-Anspruch erhalten, der dann über § 44 SGB II zu erlassen ist (sog. »Null-Darlehen«). Dies ist 
analog der Ausnahmeregelung des § 7 Abs. 6 SGB II anzuwenden.  Ą hier ab 1.8.2016 Verkürzung auf 15 Monate (§ 8 
Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 2a BAföG ab 1.8.2016)  

Wenn BAföG/BAB ausgeschlossen ist, das ist der Fall:  
 

(§ 7 Abs. 6 Nr. 1 SGB II) 
wenn Auszubildende nicht bei den Eltern wohnen und: 

die Wohnung der Eltern und die Ausbildungsstätte innerhalb einer zumutbaren Pendelzeit 
erreichbar ist (tägliche Hin- und Rückfahrt über 2 Stunden) oder 

Auszubildende einen eigenen Haushalt führen und verheiratet oder in einer Lebenspartner-
schaft verbunden ist oder war oder 

Auszubildende mit einem Kind zusammenlebt und einen eigenen Haushalt führen  
(§ 2 Abs. 1a BAföG; Quelle: FH 7.81) 

Bezieher von ĂMini-BAföG/BAB ñ (216 ú) oder Mini -Ausbildungsgeld :  
 

(§ 7 Abs. 6 Nr. 2 SGB II) 

Das sind: die im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils lebende Schüler einer Berufs-
fachschule oder Fachschule deren Bedarf sich nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 BAföG bemisst oder  

im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils untergebrachte Teilnehmer an einer berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahme, deren Bedarf sich nach § 62 Abs. 1 Satz 1 SGB III in 
Verbindung mit § 12 Abs. 1 Nr. 1 BAföG bemisst. (Quelle: FH 7.83a) 

Besucher von Abendschulen und nach Vollendung des 30. Lebensjahres begonnen:  
 

(§ 7 Abs. 6 Nr. 3 SGB II) 

Â Für Schüler, die nach  Vollendung des 30. Lebensjahres begonnen haben eine Abend -
schule zu besuchen (Haupt-, Realschule oder Gymnasium) und deshalb keinen Anspruch 
mehr auf Ausbildungsförderung nach  BAföG besitzen (§ 7 Abs. 6 S 1 Nr. 3 SGB II). 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Ăbesonderen Hªrtefªllenñ besteht ein Anspruch auf SGB II-Leistungen auf Dar -
lehensbasis zur Existenzsicherung:  
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Härtefallregel Auszubildenende     

Dabei gibt es folgende Fallgruppen:  

 

 

 

 

Regel 1: Darlehen bei allgemeinem, besonderen  Härtefall  
 

ÂDa es bei BAföG ein vom SGB I abweichendes Vorschussrecht gibt und dort erst ab 6 Wochen nach 
vollständiger Antragstellung und nur in Höhe von 360 ú (§ 51 Abs. 2 BAföG) BAföG-Leistungen auf 
Vorschussbasis erbracht werden können, wird es hier regelmäßig um Überbrückungsdarlehen für SGB 
IIóer im Rahmen der allgemeinen Hªrtefallregelung gehen (§ 27 Abs. 4 S. 1 SGB II).   
 
Der SGB II ï Anspruch besteht aber nur, wenn Selbsthilfe über Überbrückungsdarlehen beim BAföG-Amt 
oder über Härtefallfonds bei Uni oder Bildungseinrichtung oder Überbrückungsdarlehen vom ASTA  nicht 
möglich sind. Daher sind allg. Zahlungsschwierigkeiten zunächs t keine besondere Härte nach SGB II. 
Sind solche vorrangigen Hilfen nicht  möglich, dann wäre sind diese eine besondere Härte.  

Anschlussdarlehn nach einem Monat (§ 27 Abs. 4 S. 1 SGB II):  
 

Viele JCós argumentieren, sie kºnnten nur f¿r einen Monat ein ¦berbr¿ckungsdarlehen zahlen und berufen 
sich auf die Regelung des Satz 2. Es ist nach dem Monat die Frage zu stellen, ob die Nicht[weiter]zahlung 
eines Darlehen durch das JC nicht zu einer »besonderen Härte« führt. Denn die SGB II-Leistungserbring-
ung ist darauf auszurichten, dass ĂLeistungsberechtigte bei der Aufnahme und Beibehaltung einer Erwerbs-
tªtigkeit unterst¿tzt werdenñ und ĂHilfebed¿rftigkeit vermiedenñ werden soll (§ 1 Abs. 2 SGB II). Die Absol-
vierung einer Ausbildung führt regelmäßig zur Reduktion zukünftiger Hilfebedürftigkeit. Wenn die BAföG/ 

BAB/Abg-Anschlussfinanzierung nicht sofort klappt, würde die nicht mehr Gewährung eines SGB II-Dar-
lehen regelmªÇig zum Ausbildungsabbruch f¿hren, genau das stellt die ñbesondere Hªrteñ des Satz 1 da.        

Ą Regel 1: allgemeiner Härtefall bei besonderer Härte (nach § 27 Abs. 4 S. 1 SGB II)  
 

Ą Regel 2: Überbrückungsdarlehen bis Gelderhalt zum Monatsende (nach § 27 Abs. 4 S. 2 SGB II)  
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Härtefallregel Auszubildenende     

Fortsetzung Regel 1: Darlehen bei allgemeinem, besonderen  Härtefall:   
 

In besonderen Härtefällen sind SGB II-Leistungen für Auszubildende zu erbringen. Hierbei ist zu beachten, 
es herrscht im SGB II der Grundsatz des Vorrangs der Eingliederung in Arbeit, wozu eine Ausbildung, ins-
besondere bei U-25óern geeignet ist (BSG v. 01.07.2009-B 4 AS 67/08 R) und die Leistungen erfolgen auf Dar-
lehen, bedeutet: die Regelung ist weit auszulegen.  
 
Mögliche Fallgruppen:   
 

Â Kurz vor Abschluss stehende Ausbildung, die nicht durch BAföG/BAB gedeckt werden kann und 
deswegen die Gefahr besteht das ohne Darlehen die Ausbildung abgebrochen wird (BSG v. 23.08.2012 ï B 
4 AS 32/12 B).  

ÂEine bereits weit fortgeschrittene und bisher kontinuierlich betriebene Ausbildung wegen Überschreitung 
der BAföG/BAB-Förderhöchstdauer aufgrund von Behinderung oder Krankheit (BSG ebenda) 

ÂBei Schwangerschaft und Geburt im fortgeschrittenen Ausbildungsstadium (BSG v. 30.09.2008-B 4 AS 28/07 
R). 

ÂWenn die bisherige Ausbildungsfinanzierung kurz vor Abschluss der Ausbildung weggefallen ist (Eicher, 3. 
Aufl. § 27, Rz 67)  

ÂNach Ansicht der BA ist Studierenden neben dem Studium grundsätzlich zumutbar arbeiten zu gehen. 
Diese Selbsthilfemöglichkeit ist Auszubildenden Alleinerziehenden in der Regel nicht möglich sein, ohne 
ihr Kind zu vernachlässigen (FH 27.13). Damit deutet die BA an, dass Alleinerziehende Auszubildende 
durchaus einen Anspruch auf ein Härtefalldarlehen (nach § 27 Abs. 4 S. 1 SGB II) haben können .  

Beachten:   Die nicht ausgeschlossenen Leistungen müssen immer gezahlt werden, der Leistungsaus-
schluss gilt nie für BG-Mitglieder, die Gewährung der Nicht ausgeschlossenen SGB II-Leistungen lösen keine 
Krankenkassenpflichtversicherung mehr aus (§ 27 Abs. 1 S. 2 SGB II), wenn SGB II-Leistungen auf Darlehens-
basis gewährt wird ist generell ein Wohngeldanspruch möglich (§ 7 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 WoGG) die BAföG 
Altersgrenze überschritten ist, kein BAföG-Anspruch wegen Studienwechsel wegfällt, wegen Überschreitung 
der Höchstdauer wegfällt oder BAB wegen fehlender Erforderlichkeit wegfällt (Geiger, Ausgabe 2014, S. 143).  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In besonderen Härtefällen besteht ein Anspruch auf ein Darlehen zur Existenz -
sicherung:  
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Härtefallregel Auszubildenende     

Regel 2: Überbrückungsdarlehen für den ersten Monat  nach Ausbildungsbeginn  (§ 27 Abs. 4 S. 
2 SGB II)  
 

Das Darlehen soll in Anlehnung an das »Überbrückungsdarlehen« nach § 24 Abs. 4 SGB II (Ăvoraussichtlicher Ein-
kommenszufluss bis Monatsendeñ) zunächst nur für einen Monat gezahlt werden. Es dient zur nahtlosen Existenz-
sicherung bis zur Zahlung von BAföG/BAB/Abg-Leistungen zu verstehen. Das Darlehen soll nur gezahlt werden, 
wenn eine besondere Härte vorliegt. Diese dürfte immer dann vorliegen, wenn ansonsten Ausbildungsabbruch droht  
(SG Stuttgart v. 07.10.2011-S 25 AS 5506/11 ER, LSG BAY v. 23.07.2014 - L 16 AS 457/14 B ER).  
 

ÂBei BAB/Abg wäre Selbsthilfe durch einen Vorschussantrag nach § 42 Abs. 1 S. 2 SGB I möglich , Rechtan-
spruch auf Zahlung dann spätestens nach einen Monat nach dem extra Vorschussantrag , daher keine  beson -
dere Härte nach dem SGB II. 

Fälligkeit von Härtefalldarlehen  
 

Härtefalldarlehen nach § 27 Abs. 4 SGB  II sind nach Abschluss oder Abbruch der Ausbildung 
fällig (§ 42a Abs. 5 SGB II). Daher ist ein Erstattungsanspruch des JC auf BAföG/BAB/Abg-Leistungen 
nach §§ 102 ff SGB X rechtswidrig.  
 
Da es sich hier um eine auf Darlehensbasis gewährte Leistung handelt ist nur eine Geltendmachung 
durch Aufrechnung oder öffentlich-rechtliche Forderung zulässig.   
 



Anspruch auf Wohnkostenzuschuss (WkZ) haben Auszubildende nur, wenn sie  

Å laufend BAföG/BAB erhalten  

Å oder aufgrund der Anrechnung von Einkommen und Vermögen der Eltern nicht 
erhalten (§ 27 Abs. 3 S. 1 SGB II).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Wohnkostenzuschuss soll den ungedeckten Bedarf für Unterkunft und Heizung decken, insofern dieser nicht von 
den in der Ausbildungsförderung enthaltenen Pauschal-beträgen zum Wohnen gedeckt ist (§  27 Abs. 3 S. 1 SGB II). 
 

Die Leistungen nach § 27 SGB II, somit auch der Wohnkostenzuschuss, gelten nicht als ALG II. Sie lösen somit keine 
Krankenpflichtversicherung aus (§ 27 Abs. 1 S. 2 SGB II iVm. § 5 Abs. 1 Nr. 2a SGB V).  
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Exkurs Wohnkostenzuschuss   

Genau haben folgende Personen Anspruch:  
 

Á Ein Anspruch auf WkZ besteht demnach nur für Auszubildende, die eine berufliche Ausbildung absolvieren und 
außerhalb des Hauses der Eltern oder eines Elternteils untergebracht sind (§ 65 Abs. 1 SGB III), 

Å Auszubildende, die an einer berufsvorbereitenden Maßnahme teilnehmen und außerhalb des Hauses der Eltern 
oder eines Elternteils untergebracht sind (§ 66 Abs. 3 SGB III), 

Å behinderte Menschen, die eine Berufsausbildungsbeihilfe erhalten und während der Ausbildung im Haushalt der 
Eltern oder eines Elternteils wohnen (§ 101 Abs. 3 SGB III), 

Å Auszubildende, die Abg erhalten und im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils untergebracht sind (§ 105 Abs. 1 Nr. 
1, 4 SGB III), 

Å Auszubildende, die Ausbildungsgeld erhalten und anderweitig untergebracht sind und keinen Anspruch auf Kosten-
erstattung für Unterbringung und Verpflegung haben (§ 106 Abs. 1 Nr. 2 SGB III), 

Å Schüler von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen und in Fachoberschulklassen, deren Be-
such eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt und die noch bei den   Eltern wohnen (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 
BAföG), 

Å Schüler von weiterführenden allgemeinbildenden Schulen und Berufsfachschulen sowie von Fach- und 
Fachoberschul-klassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht voraussetzt, und 

Å von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, deren Besuch 
eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt (§ 12 Abs. 2 BAföG), 

Å Auszubildende in Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt, Abendgym-
nasien und Kollegs, Studenten in höheren Fachschulen, Akademien und Hochschulen, die noch bei den Eltern 
wohnen (§ 13 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Nr. 1 BAföG). 
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Exkurs: Berechnung  Wohnkostenzuschuss   

Um die ungedeckten Unterkunftskosten zu ermitteln bedarf es  folgender Rechnungen:  

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Rechenschritt:  

Ermittlung des fiktiver SGB II -Bedarfs  
 

Das betrifft Regelleistung, Mehrbedarfe, anerkannte Unterkunftskosten (KdU, Heizung, Warmwasser) bis zur Ange-
messenheitsgrenze, ggf. zzgl. Bildung- und Teilhabe (§§ 28 Abs. 2 SGB II, § 5a Nr. 1 ALG II-V) = fiktiver SGB II ï Bedarf.  

Ermittlung anrechenbares Einkommen   
 

BAföG abzüglich 20 % des jeweiligen vollen BAföG-Satzes als Pauschale für Lernmittel und Fahrtkosten (BSG v. 
17.03.2009 - B 14 AS 62/07 R) [Ą nächste Folie], übersteigen die Kosten die Pauschale und werden sie nachgewiesen, 
sind diese stattdessen abzusetzen  
(§ 1 Abs. 1 Nr. 10 Alg II-V), abzüglich 30 ú Versicherungspauschale und ggf. der Absetzbeträge nach § 11b Abs. 1 Nr. 3-
5 SGB II, bei Studierenden abzüglich Krankenkassenbeiträgen, zzgl. etwaiges Kindergeld und sonstiges Einkommen 
(mit jeweiliger Bereinigung). 

Ermittlung des max. Unterdeckungsbetrages    
 

In diesem Schritt wird der fiktiver SGB II-Bedarf und das anrechenbares Einkommen gegenübergestellt und somit 
der maximal mögliche Wohnkostenzuschuss ermittelt.  

2. Rechenschritt:  

3. Rechenschritt:  

4. Rechenschritt:  

Ermittlung des zu zahlenden Wohnkostenzuschusses  
 

Dann wird der anerkannte KdU-Anteil (nach § 22 Abs. 1 SGB II) von dem im BAföG/BAB/Abg enthaltene pauschalierte 
Wohnkostenanteil abgezogen (§§ 12 Abs. 1, 2 BAföG, § 13 Abs. 1 BAföG, § 65 Abs. 1 SGB II, § 66 Abs. 3 SGB III, § 101 Abs. 3 
SGB III, § 105 Abs. 1 SGB III und § 106 Abs. 1 SGB III). Der Wohnkostenzuschuss nach § 27 Abs. 3 SGB II ergibt aus der 
Differenz beider Werte.  



Im BAföG/BAB enthaltener Wohnkostenanteil:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Rechenweg WkZ: Nur die Differenz von tatsächlichen anerkannten KdU und dem pauschaliert im BAföG/BAB 
enthaltenen KdU-Anteil kann als Wohnkostenzuschuss gezahlt werden (BSG v. 22.03.2010 - B 4 AS 69/09 R, Rz. 30).  

 

Rechenbeträge 20 % für BAföG: 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 
 

* Die Lernmittelpauschale ist ausgehend von der Art des BAföG und ausgehend des Zahlbetrages des  BAföG zu 
ermitteln (BSG v. 17.03.2009 - B 14 AS 62/07 R). 
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Grundbeträge Wohnkostenzuschuss   

Schüler/Studie  BAföG  20 % - Pauschale*  

Schüler 465 ú nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 BAföG 93,00 ú 

Schüler 543 ú nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 BAföG 108,60 ú 

Studierende in/an Fachschul-

klassen, Abendgymnasien und Kollegs 

572 ú nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 Abs. 2 Nr. 2 

BAföG 

114,40 ú 

Studierende  an höheren 

FHós, Akademien und Hochschulen 

597 ú nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 Abs. 2 Nr. 2 

BAföG 

119,40 ú 

wer/wie/was  in der Leistung enthaltenen Wohnkostenanteile  

Azubi in beruflicher 

Ausbildung 
BAB mit eigenem Haushalt  

§§ 61 Abs. 1, § 123 Abs. 1+4 

SGB III 
224 ú 

Teilnehmer in berufsvor-

bereitender Maßnahme 
BAB  mit eigenem Haushalt  

§§ 62 Abs. 2 , § 124 Abs. 1 Nr. 

2 SGB III 132 ú 

Schüler BAföG im Haushalt der Eltern  § 13 Abs. 2 Nr. 1   BAföG 49 ú  

Schüler mit BAföG im eigenem Haushalt  § 13 Abs. 2 Nr. 2  BAföG 224 ú 

Studie Im Haushalt der Eltern  § 13 Abs. 2 Nr. 1   BAföG 49 ú 



Rechenbeispiel Wohnkostenzuschuss  
 
 
 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Fehlerquote der JCós bei der Zahlung und Nichtzahlung des Wohnkostenzuschusses d¿rfte 
beträchtlich sein; es sollte daher in der Sozialberatung bei prekär finanzierten Auszubildenden geprüft 
werden, ob  und wenn warum diese keinen WkZ-Zuschuss erhalten.   
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Exkurs Berechnung Wohnkostenzuschuss   

Fall: 19-jähriger in Fachoberschulklasse mit BAföG 465 ú in eigenem Haushalt , weitergereichtes Kindergeld von 184 ú, 
Unterkunftskosten 310 ú zzgl. 50 ú Heizung + 8,79 ú WW für dezentrales Warmwasser, 8 ú Mofa-Haftpflicht   

Ermittlung fiktiver SGB II -Bedarf  
 

          399,00 ú Regelleistung 
+  360,00 ú Warmmiete  

+      9,18 ú MB WW 
------------------------------------------------ 

=   768,18 ú fiktiver Bedarf  

Ermittlung anrechenbares EK   
 

        465,00 ú BAföG 
-    93,00 ú Lernmittelpauschale 
+ 184,00 ú Kindergeld 
-    30,00 ú Versicherungspauschale  
-      8,00 ú Haftpflicht Mofa 
------------------------------------------------ 

=  518,00 ú anrechenbares Einkommen   

Max. möglicher WK -Zuschuss   
 

          768,18  ú fiktiver Bedarf  
-    518,00 ú anrechenbares EK   
------------------------------------------------ 

=   250,18 ú Unterdeckung     
das ist der  maximal mögliche WkZ   

1. Rechenschritt:  

2. Rechenschritt:  

3. Rechenschritt:  

4. Rechenschritt:  

Zu zahlender WK -Zuschuss  
 
 

     360,00 ú angemessene KdU 

-    224,00 ú Wohnkosten Betrag BAföG  
                     n. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BAföG 
----------------------------------------- 
=     136,00 ú zu zahlender WK - Zuschuss  

______________________________________ 
 

136 ú ist weniger als 250,18 ú max. möglicher 
WkZ, daher in voller Höhe zu zahlen  



Systematik SGB II                                           

Ein Anspruch auf SGB II - Leistungen besteht unter folgenden Vorraussetzungen : 
 

 

 
 
 
 

ĂHilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem 
zu berücksichtigenden  Einkommen oder Vermögen sichern  kann éñ (§§ 9 Abs. 1 S. 1; § 19 
Abs. 1, Abs. 3, § 11 Abs. 1, Abs. 2 S SGB II).  

 

Der SGB II -Anspruch ermittelt sich folgendermaßen : 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Schritt:  Ermittlung des Bedarfs  
 

    Regelbedarfe 

+  Mehrbedarfe 
+  tatsächliche Kosten für Unterkunft,  
    Heizung und Warmwasser 

+  ggf. Krankenkasse (§ 26 Abs. 1 SGB II) 

+  ggf. Bildung + Teilhabe (§§ 11 Abs. 1 S. 4,   
                                                      § 19 Abs. 3  SGB II) 
---------------------------------------------------------- 

=   Summe Bedarf  

2. Schritt:  Ermittlung des Einkommens  
 
Das zu berücksichtigende Einkommen ist zu 
ermitteln, vom diesem sind dann alle 
Abzugsbeträge und Freibeträge in Abzug zu 
bringen.  
------------------------------------------------------------ 
=   anzurechnendes Einkommen  

3. Schritt:  Gegenüberstellung von Einkommen 
und Bedarf   
 
Ist der Bedarf nicht gedeckt und wird ein Antrag 
gestellt und liegen keine Ausschlusstatbestände vor 
muss der im ersten Schritt ermittelte Bedarf gedeckt 
werden.  
---------------------------------------------------------------------- 
=  Rechtsanspruch auf SGB II -Leistungen   
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Regelbedarfsstufen   2015 / 2016 

Regelbedarfsstufen   

Regelbedarfsstufe 1       ALG II für Volljährige  

2015 / 2016 

399,- / 404,- 
Volljährige Alleinstehende , Alleinerziehende  und 

Personen mit minderjährigem Lebenspartner  
100 % § 20 Abs. 2 S. 1 SGB II 

Regelbedarfsstufe 2       ALG II für Volljährige  

360,- / 364,- Volljährige Partner innerhalb Bedarfsgemeinschaft  90 %  § 20 Abs. 4 SGB II II 

Regelbedarfsstufe 3       ALG II für Volljährige  

320,- / 323,- 
RB unter 25 -Jährige im Haushalt der Eltern/ Strafregel -

bedarf f¿r ohne Zustimmung  ausgezogene U 25ôer   
80 %  § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB II 

Regelbedarfsstufe 4        ALG II für Jugendliche  

302,- / 305,- RB für Jugendliche von 14 bis 17 Jahre  
§ 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 SGB II bzw.  

§ 23 S. 1  Nr. 1 SGB II 

Regelbedarfsstufe 5        Sozialgeld für Kinder  

267,- / 270,- RB für Kinder von 6 bis unter 14 Jahre   § 23 S. 1 Nr. 1 SGB II 

Regelbedarfsstufe 6       Sozialgeld für Kinder   

234,- / 237,- RB für Kinder von 0 bis unter 6 Jahre   § 23 S. 1 Nr. 1 erste Alternative SGB II 
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Unterschiede zum SGB XII:  
 

Å Im SGB II gibt es pauschalierte Regelbedarfe / Pauschalisierungsgrundsatz (§ 20 Abs. 1 S. 3 SGB II) im SGB XII 
individualisierte Regelbedarfe  / Individualisierungsgrundsatz (§ 27a Abs. 4 S. 1 SGB XII) 

ÅVolljährige Behinderte   im Haushalt der Eltern und WGós erhalten 100 % RB (BSG v. 23.07.2014 ï B 8 SO 14/13 R, ua.; 
BSG v. 24.03.2015 - B 8 SO 5/14 R  und  B 8 SO 9/14 R) 



Bedarfssätze nach § 3 AsylbLG für das Jahr 2015   

Gesamt  / Barbetrag / Grundleistung    

Regelbedarfsstufe 1  

      

Bedarfssatz für  

359,- 143,- 216,- Volljährige Alleinstehende , Alleinerziehende   

Regelbedarfsstufe 2       Bedarfssatz  für  

323,- 129,- 194,- Volljährige Partner innerhalb Bedarfsgemeinschaft  

Regelbedarfsstufe 3      Bedarfssatz   für  

287,- 113,-  174,- Erwachsene ohne eigene Haushaltsführung  

Regelbedarfsstufe 4       Bedarfssatz für  

283,- 85,- 198,- für Jugendliche von 14 bis 17 Jahre  

Regelbedarfsstufe 5        Bedarfssatz  für  

239,- 92,- 157,- für Kinder von 6 bis unter 14 Jahre   

Regelbedarfsstufe 6       Bedarfssatz  für  

217,- 84,- 133,- für Kinder von 0 bis unter 6 Jahre   
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Nach § 3 AsylbLG wird für den bis zu 3 Monate umfassenden Zeitraum der Unterbringung in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung für Asylsuchende gemäß § 44 Asylverfahrensgesetz Ăder notwendige Bedarf an Er-
nährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege und Gebrauchs- und Ver-
brauchsgütern des Haushalts [é] grundsätzlich durch Sachleistungen gedeckt ñ.  

Bezieher von Leistungen nach dem AsylbLG erhalten medizinische Versorgung nur im ĂNotfallñ.  
Flüchtlinge erhalten nach §§ 4 und 6 AsylbLG nur eine medizinische Notversorgung. Das heißt, dass sie 
medizinische Versorgung nur in akuten Situationen erhalten, in denen ihnen schwerwiegende Folgen 
oder der Tod droht. Eine nachhaltige zahnmedizinische Behandlung, Brillen oder Hörgerate erhalten sie 
nicht.  



Mehrbedarfe (MB) (zusätzliche monatliche Leistungen)  

67,83   bei 100 % RB 

61,20   bei   90 % RB 

54,40   bei   80 % RB   
MB  für Schwangere  ab Beginn der 13. Woche * 17 % § 21 Abs. 2  SGB II 

143,64 ú 
Alleinerziehende  mit einem Kind unter 7 Jahren bzw. 2 u. 

3 Kindern unter 16 Jahren  * 
36 % § 21 Abs. 3 Nr.1 SGB II 

47,88 ú 
Alleinerziehend e mit minderjährigen Kindern /  

pro Kind 12 %,  max. 60 % * 
12 % § 21 Abs. 3 Nr.2 SGB II 

139,65 ú 
Behinderte , die Eingliederungshilfen nach § 33 IX oder   

§ 54 Abs. 1 SGB XII erhalten  
35 % 

§ 21 Abs. 4 SGB II, § 23 S. 1 

Nr. 2 + 3 SGB II 

51,34 bis 67,83 ú 

Nichterwerbsfähige, die voll erwerbsgemindert sind und 

einen Schwerbehindertenausweis mit Merkzeichen G 

haben * 

17 % § 23 S. 1 Nr. 4 SGB II 

39,99 bis 79,80 ú 
bei medizinisch notwendiger kostenaufwendige 

Ernährung * 
10 ï 20 % § 21 Abs. 5 SGB II 

in tatsächlicher 

Höhe 

bei unabweisbaren , laufenden und erheblich vom 

Durchschnitt abweichenden Bedarfen  

ohne 

Grenze 
§ 21 Abs. 6 SGB II  

1,87 bis 9,18 ú 

oder höher 

für Warmwasserzubereitung bei dezentraler Warmwas-

sererzeugung, soweit nicht ein abweichender Bedarf 

besteht *  

bis 2,3 %  
oder  

abweichend   

§ 21 Abs. 7 SGB II  

Deckelung der MBós:  Die Summe aller Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 2 ï 5 SGB II darf die maßgebliche Regelbedarfsstufe 

nicht überschreiten (§ 21 Abs. 8 SGB II). Bei dieser Addition sind  MBós nach der Härtefallregelung außer Acht zu lassen.  

    

Mehrbedarfe mit Regelbedarfen 2014/2015   
                         

*   Alle Mehrbedarfe entsprechend der maßgeblichen Regelleistung 
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Mehrbedarf für dezentral zubereitetes Warmwasser 2014/15                         

Mehrbedarf    bei dezentral (von der Heizung getrennt) zubereitetem Warmwasser 

Regelbedarfs - 

stufe  

Regelbedarfs - 

Höhe 2014 / 2015  

Erklärung  Mehrbedarf 

in %   

 Betrag  

2014 

Betrag 

2015 

1 391,-  ú /  399,- ú für Alleinstehende  2,3 8,99 ú 9,18 ú 

2 353,-  ú  /  360,- ú Volljährige Partner 

innerhalb BG 

2,3 8,12 ú 8,28 ú 

3 313,- ú  /  320,- ú 18 ï 24-Jährige im 

Elternhaus 

2,3 7,20 ú 7,36 ú 

4 296,- ú  /  302,- ú Jugendliche von 14 bis 17 

Jahre  

1,4 4,14 ú 4,23 ú 

5 261,- ú  /  267,- ú Kinder von 6 bis 13 Jahre  1,2 3,13 ú 3,20 ú 

6 229,- ú  /  234,- ú Kinder unter 6 Jahre  0,8 1,83 ú 1,87 ú 

Es ist ein Mehrbedarf für Warmwasserzubereitung in genannter Höhe zu erbringen,  soweit nicht 

ein abweichender Bedar f besteht (§ 21 Abs. 7 S.2 SGB II). 

Mit dieser Regelung wird Warmwasser (WW)  den Heizkosten zugeordnet (so auch § 21 Abs. 7 S. 2 letzter TS 

SGB II). Der MB ist zu gewähren, insofern WW durch in der Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird.  
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Ermittlung des abweichenden WW -Bedar fes bei dezentralem Warmwasser  
 

Das Gesetz schreibt vor, dass nur die WW-Pauschalen nur dann zu gewähren sind, soweit nicht ein 
abweichender Bedarf besteht (§ 21 Abs. 7 S.2 SGB II). 
 

Das Gesetz begrenzt ï im Gegensatz zur KdU Regelung des § 22 Abs. 1 SGB II ï das dezentrale 
Warmwasser nicht auf »angemessenes « WW. Daher werden hier die tatsächlichen WW-Kosten zu 
übernehmen sein.  
 

Unzweifelhaft dürfte ein abweichender Bedarf bei psychischer Erkrankung (Waschzwang), HIV oder 
sonstige Erkrankung mit erhöhtem Hygienebedarf bestehen. 
  

Es stellt sich nun die Frage, wie bei nicht separat ermittelten Kosten des Warmwassers die abwei-
chenden WW-Kosten zu ermitteln sind. Dazu schlage ich vor, dass der Strombetrag des Energiever-
sorgers genommen wird, davon die Haushaltsenergieanteile aus dem jeweiligen RB genommen 
werden, dies ergibt dann den abweichenden WW-Bedarf.  
 

 
 
 

 

 

 

 

 
 

* Quelle: http://www.harald-thome.de/media/files/Ruediger-Boeker-Aufteilung-Regel-Bedarf-2011-2012-2013-2014-nach-EVS-
Abteilungen.pdf  
Im Bereich »Heizen mit Strom« wird diese Methode, Gesamtkosten abzüglich Haushaltsenergie ergibt 
tatsächliche Heizkosten im Sinne von § 22 Abs. 2 SGB II angewendet (LSG  BaWü v. 02.03. 2011 - L  2 SO 

4920/09, LSG Bay v. 07.10. 2013 - L 7 AS 644/13.B.ER) , es gibt keine Gründe warum diese nicht auch bei 
Warmwasser anzuwenden ist.  

    

Abweichender Warmwasser Bedarf                   

RB  2013 Energieanteil  RB  2014 Energieanteil  RB 2015 Energieanteil  

1 382,- 29,69 1 391,- 30,37 1 399,- 31,01 

2 345,- 26,81 2 353,- 27,43 2 360,- 27,98 

3 306,- 23,78 3 313,- 24,33 3 320,- 24,78 

4 289,- 13,97 4 296,- 14,29 4 302,- 14,60 

5 255,- 10,79 5 261,- 11,04 5 267,- 11,29 

6 224,- 5,63 6 229,- 5,76 6 234,- 5,89 
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Liegt ein unabweisbarer, laufender, besonderer und erheblich vom Durchschnitt abweichender  Bedarf  
vor, ist ein Mehrbedarf  zu gewähren (§ 21 Abs. 6 SGB II).  

Der Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er nicht durch andere Sozialleistungsträger sowie unter Berücksich -
tigung  von Einsparmöglichkeiten des Hilfebedürftigen gedeckt ist und wenn er in seiner Höhe erheblich  von 
einem durchschnittlichen Bedarf abweicht. Er ist laufend, wenn er regelmäßig wiederkehrend ist.   
Das BSG stellt klar, das es für eine Bagatellgrenze von 10 % der RB keine Rechtsgrundlage gibt, in der Folge 
sind auch geringere Betrªge Ăunabweisbarñ (BSG v. 04.06.2014-B 14 AS 30/13 R).  

Mehrbedarf  wegen unabweisbarer, laufender, besonderer und erheblich vom Durchschnitt abweichender Bedarf  

 

 Mehrbedarf bei laufenden Kosten anlässlich Erkrankung  
 

 

Åbei Gehbehinderung, da im SGB II für Gehbehinderte kein MB gewährt wird, kann für bezifferte Kosten 
wie Fahrtkosten zu Behandlern und Versorgungseinrichtungen ein MB entstehen (BSG v. 18.02.2010ïB 4 AS 
29/09 R). 

ÅKosten für Körperpflege -, Reinigungs - und Desinfektionsartikel bei fortgeschrittener HIV-Erkrankung 
und bei gleichzeitigem hohem Wäscheverschleiß (BSG v. 19.08.2010 ï B 14 AS 13/10 R); sowie Pflegeprodukte 
bei Hauterkrankung , wie medizinisch notwendige Verbandsstoffe, Salben, z.B. bei Neurodermitis. 

ÅNicht verschreibungspflichtige Arznei - oder Heilmitteln , die nicht von der KV gezahlt werden (LSG NRW 
v. 04.06.2014 - L 7 AS 357/13 B,  LSG Bay 25.06.2010 ï L 7 AS 1432/08, LSG Sa-An v. 23. 06.2011 ï L5 AS 129/11 B ER, SG 
Bremen v. 18.02.2011 ï S 22 AS 2474/10 ER, SG Gießen v. 19.08.2010 - S 29 AS 981/10 ER). 

ÅPutz-/Haushaltshilfe für körperlich stark beeinträchtigte Personen , z.B. Rollstuhlfahrer (SG Stuttgart v. 
07.07.2010 ï S 24 AS 3645/10, FH  21.37)  

ÅFahrtkosten zu einer Substitutionstherapie bei Drogenabhängigen (SG Wiesbaden v. 11.10.2010 - S 23 AS 
766/10 ER). Unabweisbar ist ein Bedarf, wenn keine tatsächliche Alternative besteht, also eine wohnort-
nähere Behandlung oder eine Wegbewältigung zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mittels Fahrgemeinschaften 
nicht möglich ist (SG Gießen v. 19.08.2010 ï S 29 AS 981/10 ER; SG Koblenz v. 17.03.2015 - S 6 AS 214/15 ER ). Ein 
Abzug eines Eigenanteils ist unzulässig (SG Detmold v. 11.09.2014 - S 23 AS 1971/12).   

ÅFahrtkosten bei außergewöhnlichen Umständen, wie Fahrtkosten zur Therapie, Besuchskosten bei 
Krankenhausaufenthalt von Partner, Angehörigen oder Kindern, Suchtkliniken, Tagesklinik oder Fahrtkosten 
zu notwendigen Facharztbesuchen bei Traumastörungen (SG Mainz v. 12.11.2013ïS 15 AS 1324/10) 
Sozialhilfeträger (!) muss Fahrtkosten zu ambulanten Behandlungen tragen (SG Regensburg v. 05.09.2014-S 9 
SO 61/14 ER) é 

ÅBrillengläser  sind anlassbezogener widerkehrender Bedarf und sind daher als atypischer Sonderbedarf 
nach § 21,6 SGB II  (LSG NRW v. 12.06.2013 - L 7 AS 138/13 B). Ą Das wird von Beschluss des BVerfG (Beschluss v. 
23.07.2014 ï 1 BvL 10/12 ua) unterstützt, dort Gefahr der Unterdeckung <RN120> wegen fehlender anderweitiger 
Anspruchsgrundlage.  

ÅNicht von der PKV übernommene Beträge zur Krankenhausbehandlung können für eine Übergangszeit unabweis-
barerer Bedarf sein (BSG v. 29.04.2015 - B 14 AS 8/14 R)   29  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Å Weitere Punkte könnten sein: Rollstuhlfahrerkleidung , Diabetiker Teststreifen , Kosten für Drogencreening , 
Über- und Sondergrößen in der Bekleidung  und bei Schuhen, Inkontinenzkosten  é 
 

 

Fahrtkosten bei Umgangswahrnehmung  
Å Kosten zur Wahrnehmung des Umgangsrechtes bei getrennt lebenden Eltern (Fahrt- und Übernachtungs-
kosten), sind im Rahmen der ĂSozial¿blichkeitñ zu ¿bernehmen. Bei Fahrten mit dem PKW sind nach § 5 Abs.1 
BRKG mit 0,20 ú pro gefahrenen km zu übernehmen (LSG NRW v. 21.03.2013 ï L 7 As 1911/12). Das betrifft auch 
Kosten zur Umgangswahrnehmung bei im Ausland lebenden Kinder, so in Kalifornien (LSG RP v. 20.06.2012 - 
L 3 AS 210/12 B ER), Australien  (SG Bremen 13.05.2013 - S 23 AS 612/12 ER) oder Indonesien  (LSG NRW 
v.17.03.2014 - L 7 AS 2392/13 B ER) jeweils unter der Ber¿cksichtigung von ĂSozial¿blichkeitñ einmal im Jahr. 
Aufwendungen  für Telefonate  mit  im Ausland lebenden mind. Kindern sind auch Umgangskosten (LSG Bay 
11.08.2011 ï L 11 AS 511/11 B ER).  

Å Anspruchsinhaber  ist entweder das Umgang wahrnehmende Kind oder der Umgang wahrnehmende 
Elternteil . In der Zeit des Aufenthaltes im Haushalt des umgangsberechtigten Elternteils, begründet das Kind 
dort eine Ătemporªre BGñ und hat dort bei mehr als 12-stündigen Aufenthalt tagesanteilige Leistungsansprüche 
(BSG v. 02.07.2009 - B 14 AS 75/08 R, BSG v. 12.6.2013 - B 14 AS 50/12 R). Eine temporäre BG ist auch mit Kindern, 
die gewöhnlich im Ausland leben , aber temporär sich am Ort und in der BG des umgangsberechtigten 
Elternteils aufhalten möglich (BSG v. 28.10.2014 ï B 14 AS 65/13 R).    

Å Fahrtkosten für den Besuch der gemeinsamen Kinder bei verheirateten Hilfebedürftigen an getrennten 
Wohnorten  (BSG v. 11.02.2015 - B 4 AS 27/14 R)  

Å Kosten des Besuches Inhaftierter  (2 x im Monat LSG NRW v. 27.12.2011 ï L 19 AS 1558/11 B, SG Reutlingen, 
Vergleich v. 27.02.2013-S 2 AS 1515/12, LSG Bayern v. 10.07.2012 - L 7 AS 963/10, SG  Ulm v. 23.10. 2013 - S 8 AS 3164/13 
ER, SG Braunschweig v. 09.04.2014 - S 49 AS 2184/12) oder Suchtkranker in Therapie é  
 

 

============================================================================== 
 

                                       In der Kommentarliteratur wird die Position vertreten, dass auch bei einmaligen und atypischen  
               Bedarfen eine analoge Anwendung der Zuschussregel des § 21 Abs. 6 SGB II angewendet  
               werden kann. Voraussetzung: es muss sich um atypische, erhebliche nicht vom Regelbedarf  
               umfasste Bedarfe handeln, weshalb eine Darlehensgewährung als unabweisbarer Bedarf (§ 24 Abs. 1  
                  SGB II) nicht sachgerecht ist. (Eicher, Kommentar SGB II, 3. Aufl., § 24 Rz 33, jurisPK-SGB II, § 24 Rz 33).  
 

               Das kann sein, beispielsweise: Passkosten  für Nichtdeutsche, Brillenerst - und Wiederbeschaf - 
               fungskosten , Eigenanteile für Perücken bei Chemotherapie , Kosten für Besuch bei sterbenden  
               erstrangigen Angehörigen und  bei Beerdigung, Reisekosten zu Behörden im Ausland é  

© Harald Thomé / Wuppertal 30  

Der Mehrbedarf ist vom Jobcenter im Voraus zu zahlen und nicht erst am Ende des Monats nach Vorlage der 
Quittungen (§ 41 Abs. 1 S. 4 SGB II). Im Zweifelfall ist vom JC ein Durchschnittswert  im Voraus zu zahlen und 
Details werden nachträglich abgerechnet.  

Mehrbedarf  wegen atypischen laufenden (wiederkehrenden) Bedarfen  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

    

Mehrbedarf für kostenaufwendige Ernährung  
(§ 21 Abs. 5 SGB II/§ 30 Abs. 5 SGB XII)  

                         

Zur Ermittlung der Fªlle in denen Krankenkost zu gewªhren ist, wird auf die ĂEmpfehlungenñ des 
Deutschen Verein (DV) von 12/2014 zurückgegriffen  (FH 21.23b in Bezug auf DV-Empfehlung 2008). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ą Die Höhe des Mehrbedarfes ist von Amts wegen zu ermitteln (§§ 20 SGB X, § 103 SGG; BSG v. 24.02.2011 ï  

      B 14 AS 49/10 R und BSG v. 14.02.2013 ï B 14 AS 48/12 R), Kosten für Atteste sind nach § 65a SGB I vom  
     Jobcenter / Sozialsamt zu tragen. 
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 Krankheit  % vom RB  Betrag  

Mehrbedarf aufgrund von verzehrenden Krankheiten:   

Krebs (bösartiger Tumor); HIV-Infektion / AIDS (ab Stufe 2); Multiple Sklerose (de-

generative Erkrankung des Zentralnervensystems, häufig schubweise verlaufend); 

Colitis ulcerosa (mit Geschwürsbildungen einhergehende Erkrankung der Dickdarm-

schleim-haut); Morbus crohn  (schwerer Verlauf entzündlicher Darmerkrankung); Colitis 

ulcerosa (schwerer Verlauf entzündlicher Darmerkrankung); Sonstige Erkrankung mit 

Malabsorption / Maldigestion (gestörte Nährstoffaufnahme, Nährstoffverwertung);  

10 % 39,90 ú 

Mukoviszidose/zystische Fibrose 10 % 39,90 ú 

Niereninsuffizienz, die mit einer eiweißdefinierten Kost behandelt wird 10 % 39,90 ú 

Niereninsuffizienz (mit Dialyse) 20 % 79,80 ú 

Zöliakie bzw. Sprue (Durchfallerkrankung wegen Überempfindlichkeit gegenüber 

Klebereiweiß Gluten)   
20 % 79,80 ú 

Laktose Intoleranz: 13 ú/mtl. (SG Berlin v. 05.04.2013 - S 37 AS 13126/12), 30 ú /mtl. (SG Dresden v. 18.9.2012 - S 38 

AS 5649/09) Ą DV vom 12/2014 sieht einen MB für nicht  erforderlich. 

Laktose- und Fruktoseintoleranz: 77 ú/mtl . (LSG Bay v. 14.05.2014 - L 11 AS 610/11) Ą DV vom 12/2014 sieht einen 

MB im Einzelfall für erforderlich an 

Ein Mehrbedarf kann auch für Nahrungsergänzungsmittel erbracht werden, insofern diese nicht von der 

Krankenkasse übernommen werden (BSG v. 08.11.2011ïB1 KR 20/19 R).  



Bildungs - und Teilhabepaket   
 

Anspruch besteht für Hartz IV - (§ 28 SGB II), Sozialhilfe- (§ 34, § 34a SGB XII), Wohngeld- und Kinderzuschlag beziehende 

Kinder (§ 6b BKGG) und für Asyl-Kinder (Analogberechtigte nach § 2 AsylbLG). Kein BuT-Anspruch besteht für nicht analog-berechtigte  

AsylbLG-Kinder und für aus der BG rausgefallenen Kinder. Bei letzteren müssen BuT-Bedarfe bedarfserhöhend berücksichtigt werden 
(§§ 11 Abs. 1 S. 4, § 19 Abs. 3 S. 3 SGB II iVm. § 5a ALG II-V). 

 

Aufwendungen in tatsächlicher Höhe für Schul - und  Kita ausflüge  (ein- und mehrtätig) und mehrtägige Klassen -

fahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen, mit  gesonderter Beantragung.  

§ 28 Abs. 2 

SGB II 

Persönlicher Schulbedarf (Schulbasispaket) gezahlt in zwei Raten zum 1. August in Höhe von 70 ú und zum 1. 

Februar in Höhe von 30 ú, ohne  gesonderte Beantragung.   

§ 28 Abs. 3 

SGB II 

Schülerbeförderungskosten  zur nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungszugangs , insofern erforderlich  

und sie nicht durch Dritte erbracht werden und unter Abzug von max. 5 ú pro Monat Eigenanteil, mit  gesonderter 

Beantragung.  

§ 28 Abs. 4 

SGB II 

Nachhilfeunterricht , soweit  droht, dass die in den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lern -

ziele nicht erfüllt zu werden, diese ergänzend zu den schulischen Angeboten  erforderlich ist und geeignet ist. 

ĄNachhilfe auch bei Nichtversetzungsgefahr :  (LSG NSB v. 28.02. 2012 - L 7 AS 43/12 B ER u. Erlass MAIS NRW v. 

18. Juli 2012 ï Aktz: II B 4 3734.2), auch wenn keine Versetzungsgefahr besteht, zum Erreichen eines besseren 

Schulabschlusses, bei Sprachschwierigkeiten, Dyskalkulie, Rechtschreibschwäche, aber mit  gesonderter Be-

antragung . Eine Lernförderung ist auch über mehrere Schuljahre möglich (LSG Sachsen 18.12.2014- L 2 AS 1285/14 B 

ER) 

§ 28 Abs. 5 

SGB II 

Aufwendungen für gemeinschaftliche Mittagsverpflegung ist zu übernehmen, insofern sie von  der  Schule, Tages-

einrichtung oder Tagespflege angebotenen wird,  unter Abzug eines Eigenanteils von einem Euro pro Tag (§ 9 Abs. 1 

S. 1 RBEG), mit  gesonderter Beantragung.  

§ 28 Abs. 6 

SGB II 

Es werden berücksichtigt Leistungen zur gesellschaftlichen Teilhabe in Höhe von 10 EUR monatlich für Mitglieds -

beiträge in den Bereichen des Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit (§ 28 Abs. 6 S. Nr. 1), Unterricht in künstler -

ischen  Fächern (z.B. Musikunterricht) oder vergleichbare angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung (Nr. 2) und 

Teilnahme an Freizeiten (Nr. 3) für Leistungsberechtigte, mit  gesonderter Beantragung, aber Rückwirkung Beginn 

BWZ (§ 37 Abs. 2 S. 3 SGB II). Weitere Aufwendungen können im begründeten Ausnahmefall gewährt werden, wenn es 

nicht zumutbar war auf den RB zurückzugreifen (§ 28 Abs. 7 S. 2 SGB II). Fahrtkosten zur Teilhabe sind als Rechts -

anspruch zu gewähren (BVerfG v. 23.07.2014 ï 1 BvL 10/12 ua < RN 148>)   

§ 28 Abs. 7 

SGB II 
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Definition  »Unterkunftskosten«            

Was sind ĂLeistungen f¿r Unterkunftñ (= KdU)?  
 

"Eine Unterkunft im Sinne des SGB II ist eine Einrichtung oder Anlage, die geeignet ist, vor den Unbilden des Wetters bzw. 
der Witterung zu schützen und eine gewisse Privatsphäre gewªhrleistetñ (BSG v. 17.6.2010 - B 14 AS 79/09 R).   
 

Unterkunftskosten im Sinne von § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II sind alle laufenden und einmaligen Bedarfe für eine Unterkunft, 
welche anlässlich der Nutzung einer Unterkunft anfallen  oder sich aus dem Mietvertrag  bzw. einer mit dem Vermieter 
getroffenen Vereinbarung über die Unterkunft ergeben (BSG v. 23.05.2013 ï B 4 AS 67/12 R). Dazu gehören auch Heiz-
kosten  (BSG v. 16.05.2007 ï B 7b AS 40/06 R) und zentral  zubereitetes Warmwasser  (mit der Heizung zusammen zuberei-
tetes Warmwasser (§ 21 Abs. 7 S. 2 SGB II).  

Für die Übernahme kommt es nicht  auf die ordnungsrechtliche Legalität der Nutzung an, sondern darauf, dass die 
Kosten durch vertragliche Regelung oder anlässlich der Nutzung konkret anfallen (Eicher, 3. Aufl., SGB II, § 22 Rz  35; 
BayLSG v. 15.03.2007 - L 7 AS 134/06; SG Neuruppin v. 29.07.2010 - S 26 AS1032/10 ER).  
 

Unterkunftskosten  sind zu erbringen für:  
 

Å Mietwohnung,  auch für Untermiete (LSG NSB v. 22.06.2006-L8AS 165/06 ER) 

Å Eigentumswohnungen oder Eigenheim  

Å Hotel - oder Pensionszimmer, wenn nicht sofort eine Wohnung erhältlich ist (Oestricher, SGB II/SGB XII, § 22 Rz 26) 

Å Nutzungsentgelte jeglicher Art (SG OL v. 29.09.2005 ï S 47 AS 757/05 ER) 

Å mietvertragsähnliche Nutzungen (SG Berlin v. 28.11.2005 ï S 37 AS 10613/05 ER) 

Å Unterhaltskosten für Wohnmobil  (BSG v. 17.06.2010 - B 14 AS 79/09 R)  

Å Bau  ï und Wohnwagen (LSG Hessen v. 28.10.2009 ï L 7 AS 326/09 B ER) 

Å Schiffe  (KdU Richtlinie Kreis Höxter v. 10.06.2010) und Hausboot  (Eicher, 3. Aufl., SGB II, § 22 Rz 36) 

Å Gartenhaus oder Gartenlaube (LSG BB 08.03.2006 ï L 19 B 42/06 AS ER), Miet- und Pachtkosten für einen Schreber -
garten (KdU-RiLi Krefeld) 

Å Zimmer in Obdachlosenunterkunft und Lagerraum  für persönliche Gegenstände (BSG v. 16.12.2008 ï B 4 AS 1/08 
R), Not- oder Obdachlosenunterkünfte (LPK-SGB II, § 22 RZ 12) 

Å Kosten für Frauenhäuser (Ą § 36a SGB II beachten), hier können auch Doppelmieten  für das Frauenhaus und die 
Herkunftswohnung anfallen, meiner Auffassung ist die Übernahme von Doppelmieten nach  § 68 Abs. 1 SGB XII zu 
prüfen, wenn ansonsten Wohnungslosigkeit droht zu prüfen). 

§ 22 Abs.1  
SGB II  

ĂBedarfe für Unterkunft, Heizung werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
erbracht, soweit diese angemessen sind.ñ  

1. Was ist KdU? 

Unterkunft und Heizung gehört zum physischen Existenzminimum , mit allen daraus sich 
ergebenden Konsequenzen (BVerfG v. 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 Rz 135). 
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Definition  »Bedarfe für Unterkunft«            1. Was ist KdU? 
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Als »Bedarfe für Unterkunft« sind vom Grundsatz her alle Kosten, die für eine zu Wohnzwecken tatsächlich 
anfallenden (BSG v. 19.10.2010-B 14 AS 2/10R):  
 

Å tatsächlich anfallende Miete (§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II), es bedarf dafür keinen schriftlichen Vertrag (BSG v. 
07.05.2009 - B 14 AS 31/07 R)  

Åmietvertraglich geschuldete Schönheitsreparaturen (BSG v. 19.03. 2008 - B 11b AS 31/06 R), sie sind 
zusätzlich zu übernehmen und dürfen nicht in die Angemessenheitsbetrachtung einfließen (BSG v. 16.12.2008  
-  B 4 AS 49/07 R)  auch  wenn diese aus Zeiten des Nichthilfebezuges  kommen, aber im Hilfebezug fällig 
werden (LSG Bayern v. 30.05.2007 ï L 7 B 59/07 AS PKH).  Schönheitsreparaturen  sind auch dann zu 
übernehmen, wenn aus tatsächlichen Gründen  die Wohnung renoviert werden muss  (LSG NSB v. 
11.09.2006- L9 AS 409/06; LSG NRW v. 30.04.2010 -  L 1 AS 164/10 B)  

Å Betriebskostennachzahlungen  (für noch bewohnte Wohnungen) sind immer im Monat der Fälligkeit an-
zuerkennen (BSG v. 24.11.2011- B14 AS 121/10 R), das betrifft auch Forderungen die vor der Hilfebedürftig -
keit  entstanden  sind,  aber auch Nachzahlungen f¿r Ăunangemesseneñ Wohnungen, insofern sie vor oder 
innerhalb des Ablauf des Kostensenkungsverfahrens entstanden sind (BSG 06.04.2011 ï B 4 AS 12/10 R). Kein 
Übernahmeanspruch besteht mehr für Nachzahlungen von nicht mehr bewohnten Wohnungen (BSG v. 
25.06.2015 ï B 14 AS 40/14 R).  Ein Anspruch zur Übernahme nicht mehr bewohnter Wohnungen besteht 
doch , wenn die Forderung in Hilfebezug entstanden ist und immer noch Hilfebezug besteht und ein Umzug 
aufgrund eines Kostensenkungsverfahrens erfolgte  (BSG v. 20.11.2011- B 4 AS 9/11 R). 

Å Kosten zur Anschaffung eine Gasofens , wenn dies zur Bewohnbarmachung der Wohnung erforderlich ist 
(LSG RP  v. 28.11.2012 ï L 6 AS 573/ 12 B ER), Gasheizung  (SG DO v. 28.05.2014- S 18 AS 1411/11).    

Å Einzugs - und Auszugsrenovierung soweit sie notwendig  oder (rechtmäßig) vertraglich vorgeschrieben 
sind KdU zu übernehmen (BSG v. 16.12.2008 - B 4 AS 49/07 R; BSG v. 06.10.2011 - B 14 AS 66/11 R, BSG v. 
07.07.2011 - B 14 AS 15/10 R). 

Å Vertraglich vorgeschriebene Wartungskosten  für Heizungen (SG Augsburg v. 06.08.2007 ï  S 9 AS 271/07). 

Å Stromkosten für die Heizungspumpe , Kosten der Öltank - sowie der Kessel - und Brennerreinigung   
(BSG v. 07.07.2011 - B 14 AS 51/10 R).  

Doppelmieten  können als tatsächlich anfallende KdU  übernommen werden (§ 22 Abs. 1 SGB II) oder  als Wohnungsbe -
schaffungskosten  (§ 22 Abs. 6 SGB II).  
ĄDoppelmieten, die durch einen notwendigen oder durch das Jobcenter veranlassten Umzug entstehen sind grundsätzlich 
von der Behörde zu übernehmen (SG Schleswig v. 22.05.2007- S 3 AS 363/07 ER m.w.N.). Sie sind aber nur dann zu übernehmen, 
wenn sie unvermeidlich  waren (SG Berlin v. 31.05.2012 - S 150 AS 25169/09). Sie ist auch bis Auflauf der Kündigung bei 
Flucht ins Frauenhaus zu übernehmen (SG Braunschweig 09.04.2014 - S 49 AS 185/12). Ą Doppelmieten können bei Frauen-
hausfällen wegen besonderer sozialer Schwierigkeiten nach  § 68 Abs. 1 SGB XII übernommen werden. LSG NSB sieht 
doppelte Mitzahlungen als Wohnungsbeschaffungskosten (LSG NSB v. 31.03.2014 ï L 11 AS 1445/10)  



 

Zu den KdU können ebenfalls gehören:  
 

Å Kosten für private Hausrat -, Haftpflicht - und Glasbruchversicherung  (LSG HH v. 09.08.2012 -    L 4 AS 367/10, 
LSG BB v. 19.11.08 ï L 10 AS 541/08; LSG NRW v. 19.11.09 - L 7 B 234/09 AS NZB), Kabelfernsehen  (BSG v. 19.02.2009 ï B 
4 AS 48/08 R) und Kosten für Stellplatz (BSG v. 07.11. 2006 - B 7b AS 10/06 R), insofern sie mietvertraglich 
vorgeschrieben  sind und der Vermieter nicht  zu einer Abänderung  bereit ist (LSG HH v. 09.08.2012 - L 4 AS 
367/10, LSG BB v. 19.11.08 ï L 10 AS 541/08; LSG NRW v. 19.11.09 - L 7 B 234/09 AS NZB). KdU sind bis zur 
Angemessenheitsgrenze  zu übernehmen, insofern sie sich aus dem Mietvertrag ergeben  (BSG  v. 
19.10.2010  - B 14 AS 2/10 R) und sie Ăunausweichliche Wohnnebenkosten ñ sind (LPK SGB II, 5. Aufl., § 22 Rz 
36).  

Å Angemessene Kosten für Unterbringung oder Einlagerung von Hausrat und Möbeln (BSG v. 16.12.2008 
ï B4 AS 1/08 R). 

Å Möblierungszuschläge  gehören zu den Unterkunftskosten (BSG v. 08.05.2009 - B 14 AS 14/08 R). Eine Kürzung 
wegen Möblierung ist auch im SGB XII unzulässig (BSG v. 20.09.2012 - B 8 SO 4/11 R). Ebenso bei sind 
Betreuungspauschalen (LSG BaWü 25.11.2010-L 12 AS 1520/09; BSG v. 14.04.2011 ï B 8 SO 19/09 R in Bezug auf SGB 
XII).  

Å Ist die Miete in Form einer Pauschale zu zahlen, ist es unzulässig diese um die Anteile für Haushalts -
energie zu kürzen  (BSG v. 24.11.2011 ï B 14 AS 151/10 R;  LSG Sachsen v. 06.12.07  - L 3 AS 69/07). 

Å Ist nach den jeweiligen Landesbaugesetzen die Ausstattung der Wohnung mit Rauchmeldern 
erforderlich  handelt es sich dabei um Aufwendungen, die nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmen sind 
(Landkreis Parchim KdU ï RiLi v. 10.12.2009). 

Å Bei selbst genutzten Eigenheimen , sind die Kosten als KdU zu berücksichtigen, die tatsächlich und 
untrennbar mit der Nutzung des Hausgrundstückes anfallen (BSG v. 24.02.2011 ï B 14 AS 61/10 R). 
Eigentümerumlagen sind KdU und sind auch dann auf Zuschussbasis zu übernehmen, wenn sie keine 
Auswirkung auf die Wohnung des Leistungsberechtigten haben (BSG v. 18.09.2014 ï B 14 AS 48/13 R).  

Å Grundreinigung und Renovierung einer Messie  ï Wohnung  gehören nicht zu den KdU, als  
Anspruchsgrundlage § 67 SGB XII i.V.m. § 4 der Verordnung zu § 69 SGB XII in Betracht (LSG NSB v. 
08.03. 2012 ï L 13 AS 22/12 B ER) 

 

 

 

 

Ein Kürzung der Regelleistung,  wenn in den KdU ein Möblierungszuschlag  oder Haushaltsenergie 
enthalten ist, ist rechtswidrig,  da das SGB II dies explizit ausschließt (§ 3 Abs. 3 SGB II (aF)/§ 20 Abs. 1 
S 3 SGB II (nF), LSG Sachsen v. 06.12.07  - L 3 AS 69/07; BSG v. 18.06.08 ï B 14 AS 22/07 ER zur 
Krankenhausverpflegung und Verpflegung durch Eltern  (BSG v. 18.06.08 ï B 14 AS 46/07 ER, 
welche analog anzuwenden sind).  

Sonderregelungen Definition  »Bedarfe  für Unterkunft«            1. Was ist KdU? 
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Befristete Bestandsschutzregelung    
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Unangemessene Leistungen für Unterkunft          

Unterkunfts - und Heizkosten, sowie  und (seit 2011) auch bei dezentral zube-
reiteten  Warmwasser (§ 21 Abs. 7 S. 2 SGB II) sind zunächst auch bei Unange -
messenheit  zunächst in »tatsächlicher Höhe « zu übernehmen (§ 22 Abs. 1 S. 1 + 
S. 3 SGB II).  

Die unangemessenen Bedarfe für die Unterkunft sind so lange zu berück-
sichtigen, wie es dem SGB II-Leistungsberechtigten   
 

Ånicht  möglich  oder 

Ånicht  zumutbar  ist, 
die Kosten durch einen Wohnungswechsel,  durch Vermieten  oder auf 
andere Weise  zu senken (§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II).  

In der Regel jedoch längstens für sechs Monate  (§ 22 Abs. 1 S. 3 SGB II). 

Ohne Aufforderung zur Kostensenkung ist eine Abweichung von den tatsächlichen Unterkunfts - und 
Heizkosten, sowie bei zentral zubereiteten Warmwasser  rechtswidrig . Diese Bestandsschutzrege-
lung gilt auch bei Heizkosten  (BSG v. 19.09.2008 - B 14 AS 54/07 R). Ein Übernahmeanspruch auf die tat-
sächlichen Kosten besteht auch bei Anmietung kurz vor der Leistungsbeantragung . Eines Antrages 
bedarf es in Zeiten des Nicht-Leistungsbezuges nicht (BSG v. 17.12.2009 ï B 4 AS 19/09 R). Bei Unterbrech -
ung  des Leistungsbezuges von mehr als sechs Monaten  ist zu prüfen, ob nicht eine neue Kosten-
senkung er erfolgen hat (LSG RP v. 27.06.2012- L 6 AS 582/10).  

2. Unangemessene KdU  

Wirtschaftlichkeitsprüfung:  
 

Eine Kostensenkung Ămussñ nicht gefordert werden, wenn diese unter Berücksichtigung der bei 
einem Umzug zu erbringen Kosten unwirtschaftlich wäre (§ 22 Abs. 1 S. 4 SGB II). 

In der Regel wird hier die ĂBagatellgrenzeñ von 10 % der KdU angewendet. Welche Rechenfaktoren für 
die Wirtschaftlichkeitsprüfung zu Grunde gelegt werden muss jedes JC selbst bestimmen. 
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Rechtsfolgen von Umzügen ohne Erforderlichkeit  
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Zum Anspruch auf Übernahme der umzugsbedingten Kosten   3. Umzug   

Um folgende Umzugsbedingte Kosten zu erhalten: 
 

Á Wohnungsbeschaffungskosten  

Á Umzugskosten  

Á Kaution (alles § 22 Abs. 6 SGB II) 
 

bedarf es einen Umzugsgrund (§ 22 Abs. 4 SGB II), Angemessenheit der  neue Wohnung (§ 22 Abs. 1 SGB II) 
und vor Abschluss des Mietvertrages der (bitte schriftlich einfordern Ą § 34 SGB X) Zusicherung  zur  Anmietung 
der neuen Wohnung (§ 22 Abs. 6 S.2 SGB II), sowie der Zustimmung zur Kostenübernahme.  
 

Mangelt es an einer der Voraussetzungen, sind diese Kosten zur Gänze zu versagen , ein  Anspruch 
besteht dann auch nicht teilweise (§ 22 Abs. 6 SGB II).  
Die Zustimmungsverpflichtung besteht nur während des laufenden Leistungsbezuges, sie ist nicht auf  
Nichthilfeempfänger anzuwenden (sei es auch temporär) (BSG v. 17.12.2009 -B 4 AS 19/09 R).  
 
 

                                         Wenn das JC sich allerdings unzulässig viel Zeit bei der Bewilligung der  Wohnung gelassen hat (das  
               ist im Einzelfall zu begründen und muss beim Antrag klargestellt werden), kann die Zustimmung zur Anmietung  
             auch noch nachträglich erteilt werden und die daraus resultierenden Kosten bewilligen (BSG in  
               Bezug auf Rechtsfolgen bei einer treuewidrigen Verzögerung v. 06.05.2010 ï B 14 AS 7/09R).  
 

 

Insofern aber der Umzug notwendig war, muss das Jobcenter mind. immer die vor Ort als  angemessenen 
geltenden Unterkunftskosten tragen (§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II).  

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Rechtsfolgen von ungenehmigten Umzügen in Bezug auf Umzugskosten  

Zuständigkeitsfragen  
 

Zuständig zur  Bewilligung der neuen Wohnung ist immer das abgebende Jobcenter (§ 22 Abs. 4 S. 1 SGB II), 
auch dann , wenn die neue Wohnung in einer anderen Stadt liegt, das abgebende JC hat das annehmende 
JC  bei der Entscheidung zu beteiligen (§ 22 Abs. 4 S. 2 SGB II).  

Für die Bewilligung der Kaution ist das neue Jobcenter zuständig (§ 22 Abs. 6 S. 1 SGB II). 
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Genossenschaftsanteile  
 

sind Wohnungsbeschaffungskosten , daher ist eine darlehensweise Gewährung rechtswidrig (LSG Sachsen 
v. 25.01.2010-L 3 AS 700/09 B ER, LSB BB v. 11.05.2010-L 5 AS 25/09, LSG NRW v. 08.06.2011 - L 19 AS 958/11 B ER). 
Genossenschaftsanteil auf Darlehen, in analoger Anwendung von § 22 Abs. 6 SGB II, aber tilgungsfrei (LSG 
NRW v. 23.04.2015 ï L 7 AS 1451/14)      



 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Rechtsfolgen von Umzügen ohne Erforderlichkeit  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Umzüge ohne Erforderlichkeit / Begrenzung der Unterkunftskosten  3. Umzug   

Erhöhen sich durch einen nicht erforderlichen Umzug die  
 

4Leistungen für Unterkunft  

4und Heizung,  
sind diese nur in bisheriger Höhe zu tragen , auch wenn diese noch innerhalb der Angemessen-
heitsgrenze liegen (§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II).  
 

Das bedeutet: die Unterkunftskosten werden im Zweifelsfall ĂHartz IV-langñ auf die vorherigen Unter-
kunfts- und Heizkostenwerte »eingefroren«. Die Begrenzung auf bisherige Höhe wird nur durch er-
neute  Umzugsgründe  durchbrochen. Das Begrenzung ist nur innerhalb des gleichen Vergleichs -
gebietes möglich  (BSG v.  01.06.2010 - B 4 AS 60/09 R).     
 

Eine KdU-Begrenzung wegen fehlender Erforderlichkeit kann nur bei Umzügen im Leistungsbezug 
erfolgen , findet der Umzug in einem Monat des Nichtleistungsbezuges statt, ist eine Reduktion 
grundsätzlich nicht möglich (BSG v. 30.08.2010 - B4 AS 10/10 R). Die Kostendeckelung (der Miete, Betrie-
bskosten, Heizung) bei nicht erforderlichem Umzug ist bei Erhöhung der laufenden Aufwend -
ungen  nicht anzuwenden (BSG v. 23.08.2012 ï B 4 AS 32/12 R).   Ist der Leistungsbezug für mind. einen 
Monat durch eine eigene Finanzierung und nicht Rückgriff auf das Schonvermögen  oder Finanzier-
ung Dritter unterbrochen , dann ist die KdU-Begrenzung zu beenden (BSG v. 09.04.2014 - B 14 AS 23/13 R). 

Für die Annahme eines hinreichenden Auszugsgrundes genügen schon plausible Umstände, von 
denen sich auch ein Nichtbedürftiger leiten lassen würde (BSG v. 24.11.2011 - B 14 AS 107/10 R; BSG v. 
23.08.201 - B 4 AS 32/12 R). 

 

 

  

 

 

 

 
 

Rechtsfolgen von Umzügen ohne Erforderlichkeit  

Beschränkung ein Jahr  
 
Das LSG Sachsen-Anhalt sieht eine »Beschränkung« der KdU für ein Jahr als zulässig an, eine längere Beschrän-
kung w¿rde Ăauf die Dauer evidente Unterschreitungen, die sich insbesondere auf die soziale Seite des Existenz-
minimums (Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Lebens) oder die Deckung einmaliger Bedar-
fe (z.B. Ersatzbeschaffung von Möbeln und Haushaltsgeräten, Beschaffung von Bekleidung, für die regelmäßig Mit-
tel angespart werden sollen) auswirkenñ: Mit Blick auf das Grundrecht auf Gewªhrleistung eines menschenw¿r-
digen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) iVm dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG 
ausgeführt ist eine längere Kürzung rechtswidrig (LSG Sachsen-Anhalt v. 20.11.2014 - L 4 AS 166/14) 
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Konkretisierung von »angemessenen Unterkunftskosten«   

Bedarfe für Unterkunft und Heizung sind zunächst in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen zu 
erbringen, soweit diese angemessen sind (§§ 22 SGB II und 35 SGB XII).  

Welcher Betrag Ăangemessenñ ist, steht aber nicht im Gesetz, sondern muss vielmehr vor dem 
Hintergrund der lokalen Gegebenheiten festgelegt werden.  
 

Das BSG hat in ständiger Rechtsprechung (BSG v. 07.11.06 - B 7b AS 18/06 R und B 7b AS 10/06 R; v. 
18.06.08 ï B 14 AS 44/06 R,  v. 27.02.08 ï B 14/7b AS 70/06 R und vom 19.02.2009 ï B 4 AS 30/08 R, 22.09.2009 ï B 4 AS 

18/09R) zur Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs angemessene Unterkunftskosten die 
sog. »Produkttheorie«  vorgegeben. 
Danach wird auf das »Produkt«, also die Mietobergrenze , die sich aus der angemessenen 
Wohnfläche und Mietpreis des Ortes ermittelt, abgestellt.  
 

 

 

 
 
 

 

 

 
 

Konsequenz der Produkttheorie ist, dass der Leistungsempfänger zu Gunsten oder zu Lasten 
eines Kriteriums (z.B. Wohnungsgröße) abweichen kann, wenn er dies bei einem weiteren 
Kriterium (z.B. Mietpreis) ausgleicht. Entscheidend ist also nur die ermittelte Gesamtsumme, 
da es im Ergebnis allein auf die Kostenbelastung des Leistungsträgers ankommt (BSG v. 
07.11.2006 ï B 7b AS 18/06 R). 
 

Auf Basis dieser Produkttheorie sind auch exotischere Wohnformen, wie Wohnmobil, Bau-
wagen, Schiff oder Zimmer mit Einlagerung von Möbeln möglich. Es wird dadurch dem Betrof-
fenen Dispositionsfreiheit gegeben . Da nur noch die Gesamtbelastung und nicht die 
Zusammensetzung der Miete zu prüfen ist.    

Prüfschritte zur Festsetzung des Angemessenheitsrichtwertes  
  

angemessene Quadratmeterzahl        x      angemessener Quadratmeterpreis  
 

(nach jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen)     (unteres Preissegment des lokalen Mietniveaus) 
 

                                                                                                                                                        =  
 

                                                               abstrakte Mietobergrenze (MOG)  
----------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Ą Eine isolierte Angemessenheitsprüfung einzelner Faktoren wie Wohnungsgröße, Höhe der Betriebs-
kosten oder Heizkosten ist unzulässig. ă  
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Konkretisierung von »angemessenen Unterkunftskosten«   

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abstrakte Angemessenheit:  
 

Zunächst ist die angemessene Quadratmeterzahl zu ermitteln. Hierzu ist 
auf die Wohnraumgröße für Wohnungsberechtigte im sozialen Mietwohn-
ungsbau im jeweiligen Bundesland abzustellen (BSG v. 26.05.2011 ï B 14 A 

386/09 R; v. 07.11.2006 - 7b AS 18/06 R; v. 19.02. 2009 ï B 4 AS 30/08 R). Dabei ist 
lediglich auf die Flächenwerte zurückzugreifen und nicht (mehr) auf die 
Erhöhungsmerkmale aufgrund personenbezogener Merkmale wie zB. 
Alleinerziehung (BSG v. 11.12. 2012 ï B 4 AS 44/12 R). In NRW ist auf die landes-
rechtlichen Wohnraumnutzungsbestimmungen (WNB) zurückzugreifen ist. 
(BSG v. 16.05.2012 ï B 4 AS 109/11).  

Dann sind die Besonderheit des Einzelfalls , die persönlichen  und 
familiären Verhältnisse zu berücksichtigen (BSG v. 07.11.06 - B 7b AS 10/06 

R). Dabei ist ein konkret ï individueller Maßstab anzulegen (BSG v. 27.02.2008 

ï B 14/7b AS 70/06 R) zu berücksichtigen .  

Konkrete Angemessenheit   
Dann ist der angemessenen Preise für Kaltmiete und Nebenkosten zu 
ermitteln. 
 

Maßstab ist einfache Ausstattung nach Lage und Bausubstanz Ăunteres 
Drittelñ (BSG v. 07.11.06 - B 7b AS 18/06 R). Dabei sind die örtlichen  Verhältnis -
se zu berücksichtigen, wobei als räumlicher Maßstab in erster Linie der 
Wohnort maßgeblich ist (BSG v. 15.04.2008 ï B 14 /7b AS 34/06 R).   

Der als angemessen eingestufte Wohnraum muss konkret auf dem 
Wohnungsmarkt verfügbar  und anmietbar  sein (BSG v. 07.11.2006 ï  

B 7b AS 18/06 R). Hierzu hat der SGB II ï Träger ein Ăschl¿ssiges Konzeptñ 
vorzulegen.  

1. Schritt   

2. Schritt   
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»Angemessene Unterkunftskosten«    

 
 
 

 

 

 

  
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für die Praxis bedeutet dies:  

* Es ist nur relevant, was eine Wohnung kostet  und nicht, wie sich die Kosten zusam- 
  mensetzen (BSG v. 07.11.2006 - B 7b AS 18/06 R). 

* Die SGB II ï Leistungsträger dürfen daher nicht  auf eine isolierte  Angemessenheits - 
  prüfung einzelner Faktoren  wie Wohnungsgröße, Höhe der  Betriebskosten oder  
  Heizkosten abstellen (Kombinationstheorie).  

* Sie dürfen vielmehr nur auf das Endergebnis/Produkt  angemessene Wohnfläche,  
   angemessene Miete und Einzelfall abstellen und daraus die Kostenangemessenheit  
   im Endergebnis ermitteln  (= Produkttheorie).  

* Maßgeblich ist dabei der Kaltmietzins zzgl. Nebenkosten  oder nur der Kaltmietzins    
  (LPK SGB II, 3. Aufl. § 22 Rz 30).  

Aus diesen zwei Prüfschritten (abstrakte und konkrete Angemes-

senheit) ergeben sich die der Richtwert der als »angemessen« 

anzusehenden Unterkunftskosten zu ermitteln.   
 
 

Die angemessene Höhe der Unterkunftskosten stellt das Produkt 

aus der für den Leistungsempfänger abstrakt angemessenen 

Wohnungsgröße und dem nach den örtlichen Verhältnissen 

angemessenen Mietzins pro m² dar (Produkttheorie).  
 

Das heißt, das Amt hat einen Höchstwert in Form eines Miet -

preises  zu benennen. Eine isolierte Angemessenheitsprüfung 

der einzelnen Faktoren (qm, BK, HZ) ist unzulässig.  

3. Schritt   

2. Angemessene KdU 
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Abstrakte Angemessenheit    

Anzahl der Personen, Einzelfall und die sich daraus ergebende Wohnfläche     

Bezugspunkt für abstrakte Größe sind die jeweiligen landesrechtlichen  Bestimmun -
gen  des Wohnraumförderungsgesetzes (§ 10 WoFG) (BSG v. 07.11.06 - 7b AS 18/06 R, BSG v. 
19.02.2009 ï B 4 AS 30/08 R). 
 

Å Die Wohnungsgrößen bedeuten aber keinen Mindestanspruch , sondern max.   
   Höchstgrenzen.   

Å Die Wohnfläche einer Wohnung muss mindestens 35 m²  betragen (LSG Hessen v.  
    12.03.2007 - L 9 AS 260/06; Wohnungsbindungsgesetz Bayern u.a.).  

Anzahl der Personen  Wohnungsgröße (bis zu) 

eine 45 ï 50 qm 

zwei 60 - 65 qm 

drei 75 ï 80 qm 

vier 90 ï 95 qm 

jede weitere 10 ï 15 qm 

2. Angemessene KdU 
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Die ºrtlichen Mietpreise sind durch Ăbereite Quellenñ zu ermitteln. Bereite Quellen kºnnen sog. Ăschlüssige 
Konzepte ñ sein, aber auch qualifizierte Mietspiegel  (BSG v. 19.10.2010 - B 14 AS 50/10 R)  oder eigene Er -
hebungen des örtlichen Leistungsträgers.  Diese bereitem Quellen müssen die aktuellen  Verhältnisse des 
örtlichen Mietwohnungsmarktes  wiedergegeben. Dafür ist mindestens 10 % des regionalen Wohn -
ungsbestandes geprüft werden . Auch müssen die die das Produkt "Mietpreis" bestimmen Faktoren 
(Standard, ggf. auch ausgedrückt im Jahr des ersten Bezuges bzw. der letzten Renovierung plus Wohn-
ungsgröße und Ausstattung) in die Auswertung eingeflossen sein (BSG v. 28.6.2008 - B 14/7b AS 44/06 R).  
 

Insbesondere muss die Datenerhebung über den gesamten Vergleichsraum erfolgt und die einbezogenen 
Daten repräsentativ sein. Wegen der abweichenden Zielsetzung und der Erstellungsmethode von Miet-
spiegeln muss zudem sichergestellt sein, dass der hinter den berücksichtigten Mietspiegelwerten steh -
ende tatsächliche Wohnungsbestand  im Vergleichsraum die Anmietung einer angemessenen Wohn -
ung im gesamten Vergleichsraum ermöglicht , ohne die Leistungsberechtigen auf bestimmte Stadteile zu 
beschränken (BSG v. 20.12.2011 - B 4 AS 19/11 R). 
 

ĂZur Vermeidung einer Verdrªngung Hilfebed¿rftiger in soziale Randgebiete oder auf Wohnlagen mit 
konzentrierter Armutsbevölkerung darf der marktbedingte notwendige Aufschlag zu den Mietspiegelwerten 
("Sicherungszuschlag") nicht zu knapp gehalten werden (SG Berlin v. 26.09.2008 - S 37 AS 23104/07).  
 

Das Schlüssige Konzept erfordert die Bruttokaltmiete. Das bedeutet, das eine hohe Grundmiete durch niedrige 
Betriebskosten komp0ensiert werden können und umgekehrt (BSG v. 02.04.2014 ï B 4 As 17/14 B u. B 4 AS 18/14 B).  
 
Liegen solche Ăbereiten Quellenñ nicht vor, dann sind die tatsächlichen Unterkunftskosten 
anzuerkennen und zwar bis zum ĂOberwert Wohngeldgesetz und 10 % Sicherungsaufschlagñ.  
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Liegen keine bereite Quellen zur Ermittlung der angemessenen KdU vor, 
dann ist regelmäßig auf die Tabellenwerte von § 12 WoGG mit einem  
10 % Sicherungsaufschlag als Ăbereite Quelleñ abzustellen (BSG v. 17. 12. 2009 
- B 4 AS 50/09 R, BSG v. 20. 08. 2009 - B 14 AS 65/08 R, BSG v. 20.12.2011 - B 4 AS 19/11 R).  
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angemessener Quadratmeterpreis des lokalen Mietniveaus é 



 

 

   
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

angemessener Quadratmeterpreis des lokalen Mietniveaus é 

Nach der Rechtsprechung des BSG (v. 18.06. 2008 - B 14/7b AS 44/06 R, v. 20.08.2009 -B 14 AS 41/08 R sowie B 14 

AS 65/08 R, v. 22.09.2009 - B 4 AS 18/09 R, v. 17.12.2009 - B 4 AS 27/09 R und v. 17. 12.2009  - B 4 AS 50/09 R) muss der 
Bestimmung der Angemessenheitswerte ein schlüssiges Konzept zugrunde liegen . Ein Kon-
zept liegt nach dieser Rechtsprechung vor, wenn der Ersteller planmäßig vorgegangen ist im Sinne 
der systematischen Ermittlung und Bewertung genereller, wenngleich orts- und zeitbedingter Tat-
sachen im maßgeblichen Vergleichsraum sowie für sämtliche Anwendungsfälle und nicht nur punkt-
uell im Einzelfall (BSG v. 22.09.2009 - B 4 AS 18/09 R) und damit die Begrenzung der tatsächlichen Unter-
kunftskosten auf ein ñangemessenes MaÇò hinreichend nachvollziehbar ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die reine Erhebung von Bestandsmieten ist nicht geeignet den Markt für Neuvermietungen zutreffend 
abzubilden; jedenfalls für Satzungen sieht § 22 c Abs. 1 Satz 3 SGB II auch die Berücksichtigung 
von Neuvertragsmieten vor. Dieser Markt für Neuvermietungen ist zudem hinsichtlich der Frage der 
Kostensenkungsmöglichkeiten der maßgebende (BSG v. 26.05. 2011 - B 14 AS 132/10 R). 

2. Angemessene KdU 

Schlüssig ist das Konzept, wenn es mindestens die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt:  
 

Å Die Datenerhebung darf ausschließlich in dem genau eingegrenzten und muss über den 
gesamten Vergleichsraum erfolgen (keine Gettobildung), 
 

Å es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Gegenstandes der Beobachtung, zB 
welche Art von Wohnungen ï Differenzierung nach Standard der Wohnungen, Brutto- und 
Nettomiete , Differenzierung nach Wohnungsgröße, 
 

Å Angaben über den Beobachtungszeitraum, 
 

Å Festlegung der Art und Weise der Datenerhebung (Erkenntnisquellen, zB Mietspiegel), 
 

Å Repräsentativität des Umfangs der eingezogenen Daten, 
 

Å Validität der Datenerhebung, 
 

Å Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer Grundsätze der Datenauswertung und  
Angaben über die gezogenen Schlüsse (zB Spannoberwert oder Kappungsgrenze). 
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Erhöhungskriterien entsprechend der Besonderheiten des Einzelfalls können sein:  
   

Å behinderten - und pflegebedingter Raumbedarf   (BVerwG 21.1.88 ï 5 C 68.85; s.a. LSG NSB vom 21.04.06 ï L 6 AS 
248/06 ER) oder für Übernachtungs - und Aufenthaltsraum einer Betreuungsperson  (LPK-SGB II, 2. Aufl., § 22 
Rz 29) und besondere Wohngemeinschaften (betreutes Wohnen und Pflegewohngemeinschaften (RiLi 
Saarland v. 22.09.2009) 
 

Å bei Gehbehinderten, die auf einen Rollstuhl  angewiesen sind (LSG BaWü v. 22.2.07 ï L 8 AS 6424/06 ER) oder 
Benutzer eines Rollators als Gehhilfe , Erkrankungen, die die Mobilität erheblich beeinträchtigen  (RiLi 
Saarland v. 22.09.2009) 
 

Å Bei familiengerichtlicher Sorgerechtsentziehung und anderweitiger Unterbringung der Kinder, hat das JC 
während der Dauer des familienrechtlichen Sorgerechtsverfahren die Kosten der bisherigen Wohnung 
weiter zu gewähren, auch wenn die Wohnung objektiv unangemessen ist (SG Stade v. 04.02.2015 - S 28 AS 
238/14 ER).  

 

Å Schwerbehinderte  haben entsprechend der landesrechtlichen Ausführungsbestimmungen zum  
Wohnraumförderungsgesetzes  (BSG v. 07.11.2006 - 7b AS 18/06 R, Rz19) ohne weitere Prüfung einen  
höheren  Wohnraumbedarf (SG Oldenburg v. 03.05.2007 - S 49 AS 895/06)  

 

Å Menschen, die auf bestimmte soziale Bezüge und Kontakte in ihrem Wohnumfeld angewiesen sind (z. B. 
suchtkranke Menschen ) (RiLi Saarland v. 22.09.2009), Akzeptanzprobleme auf dem Wohnungsmarkt  (z.B. 
Wohnungslose, Strafentlassene, Drogenabhªngige é) (Leitfaden ALG II, TuWas, S. 125) 
 

Å bei regelmäßiger Ausübung des Umgangsrechts (RiLi Saarland v. 22.09.2009), bei häufigem und regelmäß -
igen  Besuch  der leiblichen Kinder  mit längerem Aufenthalt (SG Magdeburg v. 28.10.05 ï S 28 AS 353/05) und bei 
Ătemporªren Bedarfsgemeinschaftenñ, wobei die Hªufigkeit der Besuche ausschlaggebend sein dürfte 
(Eicher/Spellbrink, 2. Aufl., § 22 RZ 44) 

 

Å künftiger Wohnraumbedarf , z.B. bei Schwangerschaft  (LSG NSB v. 17.10.2006 ï L 6 AS 556/06 ER; LPK-SGB XII, 
§ 22 Rz 29), ab 12. Schwangerschaftswoche höheren Bedarf (Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v.  01.03.2010, S. 17, 
RiLi Saarland 22.09.2009) oder geplanter Heirat  oder anstehende  Haftentlassung  oder  bei zu erwartenden 
Rückkehr von Kindern aus der Heimerziehung oder Familienpflege und in ähnlichen Sachverhalten 
(Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v.  01.03.2010, S. 17).  
 

Å erhöhter Wohnraumbedarf  wegen Sehbehinderung oder Blindheit , der in DIN 18025 Teil 2 mit 15  
qm oder 1 Raum mehr angegeben wird (Schriftenreihe zum Blindenrecht - Heft 03)  

 

Weitere Besonderheiten des Einzelfalls   2. Angemessene KdU 
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Erhöhungskriterien entsprechend der Besonderheiten des Einzelfalls können sein:  
 

Å bei Notwendigkeit eines Arbeitszimmers  bei besonderen beruflichen Bedürfnissen (entspr. § 10  
Abs. 1 WoFG) oder  zur Aufnahme oder Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit  (LPK-BSHG, § 12 Rz 29)  
oder bei Studenten in der Examensvorbereitung (Eicher/Spellbrink, 2. Aufl., § 22 RZ 56) 
 

Å  Bei Haustieren besteht kein höherer Anspruch, Ausnahmen: bei Blindenhund oder wenn dies aus  
  therapeutischen Gründen  (Depression, Epilepsie) als ständiger Begleiter notwendig ist (Leitfaden  
   zum ALG II, Geiger, 6. Aufl., S. 209) 

 

Å  lange Wohndauer bei älteren Menschen (KdU-Empfehlungen DV v. 08.07. 2008) 
 

Å  kurzzeitige absehbare Hilfebedürftigkeit (z.B. durch Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt,  
  Kurzarbeitergeld) (Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v.  01.03.2010).  
 

Å  Veränderung der familiären Situation (z.B. bei Schulabschluss und Ausbildungsbeginn des Kindes,  
  Trennung/Tod von Lebenspartnern, Schwangerschaft) (Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v. 01.03.2010).  
 

Å  zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit (Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v.  01.03.2010).  
 

Å  Umstände, die die Annahme rechtfertigen, dass eine Eingliederung vom Erhalt des Wohnraums    
  abhängig ist (z.B. auch eine positive Prognose hinsichtlich des Wechsels von einer Teil- zu einer  
  Vollbeschäftigung, ggf. mit dem voraussichtlichen Wegfall des Leistungsbezuges)  (Arbeitshilfe KdU  
   NRW, Stand v.  01.03.2010).  
 

Å  Veränderung der familiären Situation (z. B. bei Schulabschluss und Ausbildungsbeginn des Kindes,    
  Trennung/Tod von Lebenspartnern, festgestellte Schwangerschaft) (RiLi Saarland v. 22.09.2009).  
 

Å  Familien mit Kindern (z.B. Kindern, denen ein mit einem Umzug verbundener Schulwechsel nicht  
  zumutbar ist ) (Arbeitshilfe KdU NRW, Stand v.  01.03.2010).  

Weitere Besonderheiten des Einzelfalls   2. Angemessene KdU 
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Regelwerte können im Einzelfall erhöht werden:  
 

ÅJede Person, somit auch ein Neugeborenes, hat Anspruch auf ein eigenes Zimmer,  
der Anspruch  beginnt nach der Geburt. Der Verweis darauf, dass der Anspruch erst ab 
3 Jahren gelte oder gar erst ab dem Schulalter, ist rechtswidrig  (LSG NSB vom 17.10.06 ï L 6 
AS 556/06 ER; LSG BB v. 24.08.2007 - L 28 B 1389/07 AS ER; LSG MV v. 18.10.08 ï L 8B 299/08; SG Dresden vom  
02.08.07 - S 10 AS 1957/07 ER; indirekt auch BSG v. 07.11.06 - 7b AS 18/06 R, Rz19). 

 

ÅBei Wahrnehmung des Umgangsrechtes und regelmäßigen Besuchen des Kindes   
an den Wochenenden und in den Ferien besteht ein höherer  Wohnraumbedarf  
(SG Bremen v. 31.05.2010 ï S 23 AS 987/10 ER; SG Berlin v. 03.09.07 ï S 37 AS 19604/07 ER); bei häufigem 
und regelmäßigem Besuch  der leiblichen Kinder  mit längerem Aufenthalt  (LSG NRW v. 
17.06.2008 - L 20 B 225/07 ER; SG Magdeburg v. 28.10.05 ï S 28 AS 383/05; SG Aachen v. 19.11.07 ï S 14 AS 
80/07; SG Leipzig 11.05.07 ï S 7 AS 445/06; SG Duisburg v. 31.10.2007 ï S 10 AS 90/07 ER und v. 31.03. 2009 ï S 

5 AS 93/08; KdU RiLi Saarland v. 22.09.2009). Es gibt aber auch deutliche gegenteilige Auffassung, 
so LSG NRW v. 22.01.08 ï L 20 B 227/07  AS ER; SB Berlin v. 22.04.2010 ï S 128 AS 11433/08, SG Lüneburg v. 
26.07.2011 ï S 45 AS 282/11 ER mit zusätzlichen 1o qm wegen Alleinerziehung). ).  

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

   jede Person & Bedarf bei Umgangswahrnehmung   

Dass ein höherer Bedarf anlässlich der Wahrnehmung des Umgangs zu berücksichtigen ist, 
ergibt sich auch aus der neuen Rechtslage (wenn auch sie noch nicht gültig ist):  

 

 

 

 

 

Allerdings gilt die Regel nur bei einem erhöhten Bedarf , nicht der Umgang als solches löst  
einen erhöhten Anspruch  aus, sondern ein erhöhter Bedarf und Umgangswahrnehmung . 
Die Regelung ist zwar nicht gültig, da es derzeit bundesweit keine einzige Satzung gibt, aber 
aus dem normierten gesetzgeberischen Willen ist ersichtlich, dass hier aufzustocken ist.  

2. Angemessene KdU 

ĂIn der Satzung soll f¿r Personen mit einem besonderen Bedarf f¿r Unterkunft und Heizung eine Sonder-
regelung getroffen werden. Dies gilt insbesondere für Personen, die einen erhöhten Raumbedarf haben 
wegen 

1. einer Behinderung oder 

2. der Aus¿bung ihres Umgangsrechtsñ. (§ 22b Abs. 3 SGB II) 
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KdU in den jeweiligen Gemeinschaftstypen          

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bedarfsgemeinschaft  
 

Jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft  hat einen kopfteiligen  Individualanspruch  an die 
anfallenden Gesamtunterkunftskosten (BSG v. 23.11.2006 ï B 11b AS 1/06 R, v. 31.10.2007 ï B 14/11b AS 7/07 R).  

Eine BG zeichne sich durch eine besondere Verbundenheit und gegenseitige Verantwortlichkeit der 
einbezogenen Personen aus. Das findet auch in den Wohnverhältnissen und -bedürfnissen seinen 
Niederschlag, daher kann typischerweise davon ausgegangen werden, dass der Wohnraum 
insgesamt gemeinsam genutzt wird und geringerer Wohnraumbedarf besteht als bei einer WG 
(BSG v. 18.6.2008 B 14/11b AS 61/06 R, Rz 23).  
 

Wenn einzelne Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft ihren SGB II - Anspruch verlieren (aufgrund 
Erwerbsunfähigkeit, oder prinzipiell BAföG fähiger Ausbildung), erhöht dies nicht den Pro -Kopf -
KdU-Anspruch  der Leistungsberechtigten (BSG v. 27.02.2008 ï B 14/11b AS 55/06 R).  

Haushaltsgemeinschaft  
 

Bilden mehrere Personen eine Haushaltsgemeinschaft  (Verwandte und Verschwägerte im Sinne von § 9 
Abs. 5 SGB II) ohne eine BG zu sein, werden im Regelfall die Angemessenheitswerte einer BG 
herangezogen (diverse KdU Empfehlungen). Aufgrund der gemeinsamen Nutzung von Gemeinschafts-
räumen sei gegenüber den jeweils individuell zustehenden Werten ein Abschlag vorzunehmen 
(Eicher /Spellbrink, 2. Aufl., § 22 Rz 44).  
Abweichend dazu: die KdU bemessen sich die angemessenen KdUós die entstehen würden, 
wenn der Leistungsberechtigte alleine wohnen würde  (LSG BB v. 09.12.2008 - L 32 B 2223/08 AS ER und  
v. 09.11.2007 ï L 28 AS 1059/07; SG Hildesheim v. 15.04.08 - S 45 AS 1147/07; Hauck/ Noftz, 27. Erg.Lfg, § 22 Rz 50) 

Wohngemeinschaften  
 

Lebt ein Hilfebedürftiger in einer Wohngemeinschaft, ist bei der Bestimmung der angemessenen KdU  
allein auf ihn als Einzelperson  abzustellen. Die gemeinsame Nutzung von Räumen rechtfertigt 
keinen Abschlag von der angemessenen qm-Zahl (BSG v. 18.6.2008 B 14/11b AS 61/06 R).   

Wenn einzelne Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft ihren SGB II - Anspruch verlieren (aufgrund 
Erwerbsunfähigkeit, oder prinzipiell BAföG fähiger Ausbildung), erhöht dies nicht den Pro-Kopf-KdU-
Anspruch der Leistungsberechtigten (BSG v. 27.02.2008 ï B 14/11b AS 55/06 R). 

2. Angemessene KdU 
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Besonderheiten bei der Aufteilung          

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Besonderheiten bei Aufteilung und Angemessenheit:  
   

ÅVom Grundsatz gilt die Aufteilung nach der ĂKopfanteilsmethode ñ, also KdU nach der  
Anzahl der Köpfe aufgeteilt (BSG v. 23.11.2006 ï B 11b AS 1/06 R, v. 31.10.2007 ï B 14/11b AS 7/07 R;  
umfassend dazu LPK- SGB II, 2. Aufl., § 22 Rz 24 mwN).  

 

Åbei abweichender vertraglicher Festlegung , z.B. bei einer WG, sind die tatsächlichen  
Kostenaufteilungen  zu übernehmen   

ÅVermieten die Eltern an die Kinder , ist die behördliche Forderung auf kostenlose Über- 
lassung der Wohnung löblich, aber unzulässig . Ist ein wirksames Mietverhältnis zustande  
gekommen, ist das Jobcenter zur Übernahme der Miete verpflichtet . Auf einen  
schriftlichen Mietvertrag kommt es nicht an (SG OL v. 29.09.2005 ï S 47 AS 57/05 ER). 
 

ÅAuch ein Untermietsverhältnis begründet einen Anspruch auf Kostenübernahme. 
Das Verlangen eine Untermietgenehmigung vorzulegen ist unzulässig und nicht 
anspruchsbegründend (LSG NSB v. 22.6.06 ï L8 AS 165/06 ER).  

Eine 100 % - Sanktion rechtfertigt eine Abweichung von der Kopfanteilsmethode  
 

Die starre Anwendung der Kopfanteilsmethode darf nicht zur Sippenhaftung  führen. 
Davon soll abgewichen  werden, wenn einem Familienmitglied wegen wiederholter 
Pflichtverletzungen die ALG II ï Leistungen, einschließlich der KdU gestrichen worden 
sind, denn sonst würden die anderen BG-Mitglieder in Sippenhaft  genommen werden 
(BSG v. 02.12.2014 ï B 14 AS 50/13 R, BSG  v. 23.05.2013 ï B 4 AS 67/12 R, LSG NRW v. 22.03.2012 ï L 6 AS 
1589/10; SG Aurich v. 06.06.2008 - S 25 AS 298/08 ER; LSG NSB v. 08.07.2009 - L 6 AS 335/09 B ER; Gagel, EL 21, 
§ 22 Rz 21) .  

2. Angemessene KdU 
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Keine erweiterte Produkttheorie & Heizkosten   

Einbeziehung der Heizkosten in die Angemessenheitsprüfung ist unzulässig  

& Eckpunkte zu angemessenen Heizkosten  
 

¸  Bei der Bemessung der Angemessenheit ist die Einbeziehung der Heizkosten nicht  zu- 
 lässig , da es keine zuverlässige Ermittlungsmöglichkeit gibt (sog. erweiterte Produkttheorie).  
 

¸  Ist eine Wohnung von ihren Mietkosten her nach der sog. Produkttheorie angemessen, so  
 sind die Heizkosten grundsätzlich zu erstatten . Diese wegen einer nach regulären qm zu  
 großen Wohnung anteilig zu kürzen, würde eine verbotene  Pauschalierung darstellen.  
 

¸  Nicht erstattungsfähig sind Heizkosten lediglich dann , wenn sie bei sachgerechter und wirt- 
 schaftlicher Beheizung der Höhe nach nicht erforderlich erscheinen. Dies setzt eine konkrete  
 Prüfung des Einzelfalls voraus. Eine Kürzung kann dann nur bei verschwenderischem  
 Verhalten  erfolgen.  
 

¸  Heizkosten können erst dann als unangemessen  gelten, wenn der obere Grenzwert des  
 lokalen bzw. bundesweiten Heizspiegels überschritten  ist. Dabei ist von der jeweils als  
 abstrakt geltenden angemessenen Wohnungsgröße und auf den Wert der abstrakt als  
 angemessenen Wohnfläche geltenden qm  auszugehen.   
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
       Alle Punkte: BSG v. 02.07.2009 - B 14 AS 36/08 R, erneut bestätigt  

BSG v. 19.10.2010, - B 14 AS 15/09 R,  

Berechnung des vom BSG vorgegebenen Rechenweges für eine Person mit Gasheizung: 

Spalte*: Haus 251 ï 500 qm x 50 qm (abstrakt angemessene qm) in Kategorie Gas x in Ăzu 

hochñ Spalte = 17,20 ú (Kosten in ú je m2 / Jahr) = 86,00 ú im Monat  
 

Seit 1.1.2011 sind bei zentral zubereitetem Warmwasser noch mind. 8,99 ú Warmwasser-

kosten (§ 21 Abs. 7 SGB II) dazu zurechnen = 94,99 ú. Das bedeutet, bis zu diesem Betrag sind 

Heiz- und Warmwasserkosten immer angemessen, erst wenn dieser Betrag überschritten 

wird, ist das JC befugt eine Angemessenheitsprüfung durchzuführen.  

*bundesweiter Heizspiegel 2012  
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»Angemessene« Heizkosten im SGB II         

Die Regelung bedeutet:  
 

Ådass lediglich die angemessenen Heizkosten, also Warmmiete und Vorauszahlungen an 
Versorgungs- oder Fernwärmeunternehmen, zu übernehmen sind.  >> Die angemesse -
nen Heizkosten müssen aber nicht die der örtlichen Richtlinien sein.  

Ådass bei Einzelofenheizung (Kohle, Öl, Flüssiggas)  der Leistungsträger eine Brenn-
stoffbeihilfe zu Beginn des Bedarfs und /oder der Heizperiode bewilligen kann (Hauck/Noftz 

SGB II § 22 Rz 12). (Ein Verweis auf den (teureren) Kauf von Brennstoffen zu Beginn der Heizperiode dürfte 
rechtswidrig sein, weil keine ĂVermeidung und Verringerung von Hilfebed¿rftigkeitñ im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 SGB  

II gegeben ist.), und  

Ådass die nach Ablauf der Heizperiode fälligen Nachzahlungen  berücksichtigt und über-
nommen werden können (LPKïSGB II, § 22 Rz 49).  

ÅEs besteht auch dann ein Anspruch auf Übernahme einer Heizkostennachforderung, 
wenn diese auf geschätzten Zählerständen beruht (SG Kiel v. 15.12.2014 - S 39 AS 1609/13).   

ÅNachforderungen sind zu übernehmen , wenn zum Zeitpunkt der Nachforderungen die 
Vorraussetzungen für die Hilfebedürftigkeit vorliegen (Hauck/Noftz SGB II § 22 Rz 12). 

Rechtsgrundlage: ĂLeistungen für Unterkunft und Heizung  werden in Höhe der tatsäch -
lichen Aufwendungen  erbracht, soweit diese angemessen sindñ § 22 Abs. 1 S.1 SGB II 

Ermittlung von Heizkosten bei Heizen mit Strom  

Wird mit Nachtspeicherofen geheizt und sind die Verbräuche der Heizung nicht exakt ermittelbar und 

wenn sich keine realitätsnahe Bemessung der Anteile des Heizstromes (§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II) und des 

Haushaltsstromes (§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II) ermöglichen lässt, ist es vertretbar, vom im Einzelnen bezif-

ferten Gesamtaufwand einer Bedarfsgemeinschaft für Strom den Anteil in Abzug zu bringen, der im 

Regelbedarf für Haushaltsstrom angesetzt ist (LSG Bay v. 07.10.2013-L 7 AS 644/13.B.ER, LSG  BaWü v. 02.03. 2011 

- L  2 SO 4920/09, SG Hildesheim v.  08.09.2011, - S 54 AS 1404/11 ER). 
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»Heizstrom« erhöht die Heizkosten         

Heizungsstrom gehört zu den Kosten für Unterkunft und Heizung  
 

Während des Bezugs von Grundsicherung nach dem SGB II oder XII sind die Kosten der Unter-
kunft konkret zu ermitteln. Zu den Kosten der Unterkunft gehört auch der Heizungsstrom  zum 
Betrieb der Heizungsanlage (BSG v. 07.07.2011- B 14 AS 51/10 R).  Unter Heizungsstrom ist Strom zum 
Betrieb der Heizungspumpe und Zünd- und Steuerungsstrom zu verstehen. Dies betrifft Eigen-
heimbesitzer, aber auch jeden Mieter, der eine Gasetagenheizung hat. 
 
Ist der Stromverbrauch der Heizungsanlage nicht konkret ermittelbar, darf er geschätzt und mit 
ca. 5 % der Brennstoffkosten veranschlagt werden (LSG BaWü v. 25.03.2011-L 12 AS 2404/08; LSG NSB v. 
10.07.2012-  L 7 AS 988/11 ZVW; LSG NRW v. 24.09.2012 -  L 19 AS 773/12).  

Diese 5 % Heizungsstromkosten sind auf die Ănormalenñ Heizkosten durch Gas dazu zu 
rechnen . Stromkosten für den Betrieb einer Heizungsanlage werden nicht vom Regelbedarf 
erfasst, sondern sind als tatsächliche Heizkosten gesondert zu übernehmen. Die Kosten können 
im Wege des Freibeweises nach § 202 SGG iVm § 287 ZPO geschätzt werden. Hierbei ist bei 
der Schätzung vorrangig auf die Herstellerangaben der Heizungsanlage zurückzugreifen (SG 
Altenburg v. 20.10.2014 - S 27 AS 4108/11, SG Gießen v. 05.11.2014 - S 25 AS 980/12) 

 
      

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rechenbeispiel Heizstrom:  
  

  68,20 EUR Heizkosten Gas  

+  3,41 EUR Heizstrom 

--------------------------------------- 

  71,61 EUR zu berücksichtigende                  

                    Heizkosten  
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>>> Sind in der Vergangenheit solche Kosten 

nicht berücksichtigt worden, können diese im-

mer über einen Überprüfungsantrag (§ 40 Abs. 1 S. 

1 SGB II iVm § 44 Abs. 1 SGB X) bis maximal zum 

jeweiligen Januar des Vorjahres rückwirkend 

geltend gemacht werden (§ 40 Abs. 1 S. 2 SGB II 

iVm § 44 Abs. 4 SGB X).<<<  



 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

ÅNach der Rechtsprechung des BSG ist alles, was im Leistungsbezug zufließt , als 
Einkommen zu berücksichtigen . Dabei muss geprüft werden ob es sich um laufendes 
oder einmaliges Einkommen handelt, denn diese sind unterschiedlich anzurechnen. 
Laufendes Einkommen ist ausschließlich im Zuflussmonat anzurechnen (§ 11 Abs. 2 S. 1 

SGB II). Einmaliges Einkommen, insofern es niedriger ist als der monatliche Bedarf, ist 
im Monat, der auf den Monat des Zuflusses folgt, in einer Summe anzurechnen (§ 11 Abs. 3 S. 2 

SGB II), wenn es höher ist, ist es auf sechs Monate in gleichen Teilen zu verteilen (§ 11 Abs. 
3 S. 3 SGB II).  

ÅNicht als Einkommen anzurechnen ist im Bedarfszeitraum zur Auszahlung gebrach - 
tes Vermögen  (Sparguthaben, Lebensversicherungen, Verkäufe aus geschütztem  
Hausrat é). Solche Zahlungen, die aus einer Vermºgensumschichtung zum Verkehrs-
wert erfolgen, sind zum Vermögensbestand zu rechnen , weil sie den Vermögensbe-
stand nicht verändern (BSG v. 30.09.2008 ï B 4 AS 57/07 R; LSG BaWü v. 09.08.2007 ï L 7 AS 5695/06 und  v. 
08.07.2008 ï L 13 AS 4522/07).  

Bedürftigkeitsprüfung:    Abgrenzung Einkommen und Vermögen  

 

 

im Sinne von § 11 Abs. 1 SGB II ist grundsätzlich alles 
das, was ab dem Monat der Antragstellung  wertmäßig 
dazu erhalten wird (§ 37 Abs. 2 S. 2 SGB II). 

 

Leitsätze  
 

 

im Sinne von § 12 Abs. 1 SGB II ist grundsätzlich alles 
das, was vor   der Antragstellung wertmäßig bereits 
besessen ist , auch dann, wenn es im Leistungsbezug zur 
Auszahlung gebracht wird (BSG v. 30.07.2008 - B 14 AS 26/07 R, Rn. 
23; BSG v. 30.09.2008 - B 4 AS 29/07 R, Rn. 18).   
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Bedürftigkeitsprüfung SGB II :                 Einkommensanrechnung    
 

Relevante Punkte bei Einkommensanrechnung:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Verfügbarkeit  
 

Nur tatsächlich zur Verfügung stehende Einkünfte dürfen als Einkommen  berücksichtigt 
werden (§§ 11 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 S. 1 SGB II).   

Anrechenbarkeit  
 

Grundsätzlich ist jede Einnahme in Geld und Geldeswert anzurechnen , es sei denn die 
Nichtanrechnung ist durch öffentlich-rechtliche Vorschriften bestimmt (§§ 11, 11a SGB II).   

Anrechnung laufendes Einkommen  
 

Laufendes Einkommen ist immer im Zuflussmonat anzurechnen, zum laufenden Einkommen 
zählen auch die aus einem laufenden Anspruch einmalig nachgezahlten Einkünfte (§ 11 Abs. 2 S. 

1 SGB II).  

Anrechnung einmaliges Einkommen  
 

Einmalige Einkünfte sind, wenn sie höher sind als der Leistungsanspruch, ab dem  Zufluss-
folgemonat auf sechs Monate in gleichen Anteilen zu verteilen (§ 11 Abs. 3 S. 3 SGB II). 
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Sonderregel zur Anrechnung von Überbrückungsgeld   
 

Überbrückungsgeld  von Haftentlassenen ist lediglich für 28 Tage anzurechnen.      

Wechselndes Einkommen   
 

Auch wechselndes Einkommen ist vom Grundsatz her centgenau in jedem Monat anzurech-
nen (§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II), das JC kann aber auch eine ĂDurchschnittseinkommensberechnungñ 
vornehmen, dann ein centgenaues  Durchschnittseinkommen (§ 2 Abs. 3 ALG II-V).  



 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  

 

 

 

                           Verfügbarkeit  

 

1. Verfügbarkeit  
 

Nur tatsächlich in dem jeweiligen Bedarfsmonat zugeflossene Einkünfte in Geld und Geldeswert 
dürfen als Einkommen  berücksichtigt werden (§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II).   

 
Das bedeutet:  

Å nur tatsächlich dem Leistungsberechtigten zugeflossene Gelder  sind »Einnahmen « und  
   dürfen als Einkommen (§ 11 Abs. 1 SGB II) berücksichtigt werden. Ansprüche auf Leistungen bei  
   anderen Sozialleistungsträgern oder gegen verpflichtete Dritte können nie Einnahmen sein. Es  
   mangelt an der ĂBereitheitñ bzw. am Zufluss. Einkommen darf nicht "fiktiv" berücksichtigt  
   werden, sondern muss tatsächlich geeignet sein, Hilfebedürftigkeit zu beseitigen (BSG v. 29.11.2012  
    - B 14 AS 33/12 R).  

   ĂNach der ständigen Rechtsprechung des BSG ist nur eine tatsächlich zugeflossene Einnahme  
    als "bereites Mittel" geeignet, den konkreten Bedarf im jeweiligen Monat zu deckenñ (BSG v.  
     12.11.2012 - B 14 AS 161/11 R). 
 

Å Ansprüche aus  gestellten Anträgen  oder sonst wie irgendwann in Aussicht gestellte Gelder  
   stellen keine Einnahmen  im Sinne des SGB II da. Solche Ansprüche dürfen nicht  leistungs- 
   ausschließend oder bedarfsmindernd im SGB II berücksichtigt werden.  
 

Å Diese Regel baut auf das Bedarfsdeckungsprinzip des § 9 Abs. 1 S. 1 SGB II auf, nachdem  
   derjenige Ăhilfebed¿rftig ist, der seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend decken  
   kannñ.  
 

Å Fordert das Jobcenter auf eine vorrangige Sozialleistung zu beantragen (§ 12a SGB II) und kommt  
   der Betroffene dieser Aufforderung nicht nach, darf diese nicht  fiktiv angerechnet werden . Das  
   JC hat hier vielmehr die Möglichkeit statt dem Betroffenen nach vorheriger Aufforderung und  
   Fristsetzung die Leistung selbst zu beantragen  (§ 5 Abs. 3 SGB II).   
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                          Anrechenbarkeit  
 

2. Anrechenbarkeit  
 

Grundsätzlich ist jede Einnahme in Geld  oder Geldeswert  anzurechnen, bis auf Einnahmen, des-
sen Nichtanrechnung gesetzlich bestimmt ist  (§ 11a SGB II und § 1 ALG II-V). Die Nichtanrechnung 
kann im SGB II selbst (§§ 11a + § 11b SGB II, ALG II-V) oder in anderen Gesetzen bestimmt sein.  
 
 
 

Nicht als Einkommen zu berücksichtigen sind:  
 

ÅĂLeistungen nach diesem Buch ñ, also SGB II-Leistungen, die aufgrund Widerspruchs- und 
Klageverfahren vom Jobcenter nachgezahlt werden müssen (§ 11a  Abs. 1 Nr. 1 SGB II). Nachzahl-
ungen aus dem  AsylbLG und SGB XII kommen aus dem gleichen Rechtssystem und sind daher 
auch anrechnungsfrei  (BSG v. 25.06.2015-B 14 AS 17/14 R). Sonderregel: Nachzahlungen von 
Leistungen nach anderen Büchern beachten , siehe Ą Folie 67  
  

ÅEntschädigungen für immateriellen Schaden (ĂSchmerzensgeldñ) nach § 253 Abs. 2 BGB. 
Das sind Leistungen  nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schäden an Leben, Körper 
und Gesundheit, sowie Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (§ 11a Abs. 1 Nr. 3 SGB 

II), Renten nach dem Opferentschädigungsgesetz (§11a Abs. 1 Nr. 2 SGB II) oder Schmerzens -
gelder  (§ 11a Abs. 2  SGB II). Entschädigungen  nach dem AGG von Arbeitgebern, da diese auf-
grund von Verletzung des Persönlichkeitsrechts analog Schmerzensgeld gezahlt werden (BSG v. 
22.08.2012 - B 14 AS 164;  LSG NRW v. 20.12.2010 ï L 19 AS 1166/10 B ER).  
 

Å  Einkünfte die aufgrund öffentlich -rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich anderen  
  Zweck als Existenzsicherung  gezahlt werden (§ 11a Abs. 3  S. 1 SGB II), privat - rechtliche  Zweck- 
  bestimmung hat keine Bindungswirkung.  
 

Å  Einnahmen für Pflegekinder bis zum dritten Kind . Bisher bis zum vierten Kind (§ 11a Abs.  3 Nr. 1  
  SGB II).  

Å  Zahlungen aus der Untervermietung nach einem Kostensenkungsverfahren stellen kein Einkom- 
  men im Sinne von § 11 SGB II da (BSG v. 06.08.2014 ï B 4 AS 37/13 R), solange durch die Erträge aus  
  der Untervermietung die tatsächlichen Aufwendungen für die Unterkunft nicht überschritten  
  werden (LSG BB v. 04.09.2014 - L 34 AS 224/14).  
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                           Anrechenbarkeit  

 

Nicht als Einkommen anzurechnen sind:   
 
 

Å Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege (oder vergleichbarer wohl- und mildtätiger Organisationen, 

Vereine, Kirchen- und Religionsgemeinschaften oder Stellen wie z.B. Schulfördervereine), insofern SGB II-Lei-
stungen daneben nicht gerechtfertigt wären (§ 11a Abs. 4 SGB II). Nicht gerechtfertigt  wären 
Leistungen, wenn es sich um laufende Zuwendungen von mehr als ½ des Eckregel-
satzes = 199,50 ú  monatlich handelt. Bei einmaligen, auch deutlich höheren Zuwen-
dungen erfolgt keine  Anrechnung.   
 

Å Zuwendungen anderer, die ohne rechtliche oder sittliche Pflicht erbracht werden, 
sind nicht als Einkommen zu berücksichtigen , soweit die Berücksichtigung für den Lei-
stungsberechtigten grob unbillig wäre oder sie die Lage des Leistungsbeziehers nicht 
so günstig beeinflussen, dass daneben SGB II-Leistungen ungerechtfertigt wären (§ 11a 

Abs. 5 Nr. 1 + 2 SGB II). So zB die Übernahme einer Differenzzahlung wegen nicht vollstän-
dig übernommener KdU durch Angehörige (SG Reutlingen v. 13.10.2014 ï S 7 AS 2735/13) 

Ą oder auch Bettel - und Flaschensammeleinkünfte!  

ÅMittel aus einem Darlehen, da diese - mit Blick auf die Rückzahlungsverpflichtung - die 
Vermögenssituation des Hilfebedürftigen nicht grundlegend verändern, bleiben ebenfalls 
als Einkommen außer Betracht (BSG v. 17.06.2010 ï B 14 AS 46/09 R). Entscheidungserheblich ist 
allein, ob im Zeitpunkt des Geldzuflusses die Rückzahlungsverpflichtung eindeutig fest-
gestellt werden kann (LSG NRW v. 11.12.2008 ï L 7 AS 62/08, Eicher/Spellbrink § 11 Rz 29). Näher zu Glaub-

würdigkeit von Darlehen: SG Stade v. 06.12.2011 - S 28 AS 413/09. Auch ein Geschäftsdarlehen ist kein 
Einkommen  (LSG BB vom 01.07.2009 ï L 32 AS 316/09). Das betrifft nicht darlehensweise ge-
währte Sozialleistungen , das sind BAföG und Meister-BAföG (§ 11 Abs. 1 S. 2 SGB II, FH 
11.68),  

Å Guthaben aus Haushaltsstrom sind nicht  anzurechnen , denn Gutschriften und Rück-
erstattungen die aus den Regelbedarfen stammen sind grundsätzlich anrechnungsfrei zu 
stellen (BSG v. 23.08.11 ï B 14 AS 186/10 R, siehe auch Ą § 82 Abs. 1 S. 2 SGB XII).  
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                        Anrechenbarkeit  
 

Nicht als Einkommen anzurechnen sind:  
 

Å Einnahmen, wenn sie innerhalb eines Kalendermonats 10 Euro nicht übersteigen (§ 1 Abs. 1 Nr. 
1 ALG II-V),  
 

Å nicht steuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson für Leistungen der Grundpflege und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 ALG IIïV), 
 

Å Eigenheimzulage , soweit sie nachweislich zur Finanzierung  einer geschützten Immobilie ver -
wendet wird  (§ 1 Abs. 1 Nr. 7 ALG II-V), 
 

Å Kindergeld  für Kinder des Hilfebedürftigen, soweit  es nachweislich an das nicht im Haushalt des 
Hilfebedürftigen lebende Kind weitergeleitet wird  (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 ALG IIïV), 
 

Å bei Sozialgeldbeziehern (Kindern unter 15 J.) Einnahmen aus Erwerbstätigkeit, soweit sie einen 
Betrag von 100 Euro monatlich nicht übersteigen (§ 1 Abs. 1 Nr. 9  ALG IIïV), 

Å Leistungen der Ausbildungsförderung, soweit  sie für Fahrkosten  zur Ausbildung oder für 
Ausbildungsmaterial verwendet werden; ist bereits mindestens der Grundfreibetrag von 100 ú 
(§ 11b Abs. 3 SGB II) von der Ausbildungsvergütung absetzbar, gilt dies nur für den darüber hinaus 
gehenden Betrag  (§ 1 Abs. 1 Nr. 10 ALG IIïV), 

Å Ausbildungsfreibetrag , ein Pauschbetrag von 20 % von BAföG ist für zweckbestimmte Aus-
bildungskosten von dem jeweiligen BAföG Betrag in Abzug zu bringen (BSG v. 17.3.2009 - B 14 AS 
61/07 R, Rz 28).  

Å Verpflegung außerhalb von Arbeitsverhältnissen (Krankenhaus, Kur, Reha, Kindergarten, 
Schule, Eltern, Klassenfahrten, Schulessen é) ist nicht  als Einkommen zu berücksichtigen (§ 1 
Abs. 1 Nr. 11 ALG IIïV),  

Å Geldgeschenke an Minderjährige anlässlich Firmung, Kommunion, Konfirmation, sowie 
Jugendweihe oder vergleichbarer religiöser Feste  sind bis zu einer Höhe von bis zu 3.100 ú 
anrechnungsfrei  (§ 1 Abs. 1 Nr. 12 ALG II-V). Nach sechs Monaten werden sie zu Vermögen und 
bleiben bei Übersteigen der Vermögenshöchstgrenze weiterhin aufgrund der Härtefallregelung 
unberücksichtigt (§ 12 Abs. 3 Nr. 6 SGB II).    
 

Å 200 ú **aus Jugendfreiwilligendienst oder Bundesfreiwilligendienst (§ 1 Abs. 7 ALG II-V), sofern 
die Absetzbeträge nach § 11b Abs. 1 Nr. 3 -5 SGB II nicht höher als 140 ú betragen (§ 1 Abs. 7 S. 2 

ALG II-V), wenn diese höher sind, sind Absetzbeträge zzgl. 60 ú  abzusetzen.  
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                         Anrechenbarkeit  

 

 

Nicht als Einkommen anzurechnen ist:   
 

ÁEinkommen von Schülern aus Ferienjobs , wenn:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Á Wird außerhalb der Ferien noch eine Erwerbstätigkeit durchgeführt, auch wenn diese in die 
Ferien reinreicht, ist dies Ănormaleñ Erwerbstªtigkeit (ĂTaschengeldjobñ), die nach den 
üblichen Regeln angerechnet wird.  

Á Die BA legt die Ferienjobregelung so aus, dass Einkünfte unterhalb des Sockelbetrag bis 
1.200 ú grundsätzlich anrechnungsfrei sind. Wird das Einkommen überschritten, ist nur das 
Einkommen oberhalb des Sockelbetrages anzurechnen (FH 11.19c).   

 

Ådiese die allgemein - und berufsbildende Schulen  besuchen, 
 

Ådas 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,  
 

Ådas Einkommen in den Schulferien erzielt wird,  
 

Åder Ferienjob höchstens vier Wochen je Kalenderjahr ausgeübt wird, 
 

Ådas Einkommen den Betrag von 1.200 ú von kalenderjährlich nicht 
überschreitet.  
 
(§ 1 Abs. 4 ALG IIïV, die brutto- Regelung ergibt sich aus  § 2 Abs. 1 ALG IIïV). 
 

Das bedeutet im Umkehrschluss, wird höheres Einkommen erzielt, dann wird das über 
dem anrechnungsfreien Einkommen liegende Einkommen Ănormalñ angerechnet. 
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Im SGB II privilegierte Einnahmen sind:  
 

Einkünfte aus nebenberuflicher Tätigkeit (Arbeitseinkommen)  
 

ÁEinkünfte aus Ehrenamtstätigkeiten (ĂEhrenamtspauschaleñ) von gemeinn¿tzigen, mildtªtigen 
oder kirchlichen Organisationen oder Körperschaften des öffentlichen Rechts (§§ 11b Abs. 2 S. 3 SGB II 

iVm § 3 Nr. 26a EStG), das sind zB. Vereinsvorstände, Vereinskassierer, Beistände in Erwerbslosen-
gruppen, Platz- und Gerätewarte. Die Ehrenamtspauschale kann bis zu 720 ú/jährlich steuerfrei 
gezahlt werden (§ 3 Nr. 26a EStG). 
 

ÁEinkünfte aus nebenberufliche Einkünften  (Ă¦bungsleitereink¿nfteñ), die kºnnen von gemein-
nützigen  Organisation  oder  eine juristische Person des öffentlichen Rechts gezahlt werden (§§ 
11b Abs. 2 S. 3 SGB II iVm § 3 Nr. 26 EStG). (Als  nebenberuflich  gilt  eine  Tätigkeit,  wenn  die  Arbeitszeit  nicht mehr  als  
ein  Drittel  einer  vergleichbaren  Vollzeitstelle beträgt, das heißt maximal 13 Stunden pro Woche). Sie kann nur bei 
folgenden Merkmalen gezahlt werden: Ausbilder (zB. Trainer Sportverein, Dozenten an VHS, FH 
oder Uni), Erzieher, Betreuer und vergleichbaren Tätigkeiten, sowie künstlerische Tätigkeit und 
Pflege alter, kranker und behinderter Menschen. Das  Übungsleiterhonorar kann bis zu 2.400 ú / 
jährlich steuerfrei gezahlt werden (§ 3 Nr. 26 EStG).  
 

Einkünfte aus Aufwandsentschädigung  
 

ÁBez¿ge (ĂAufwandsentschªdigungñ) die nach Bundes- oder Landesrecht gezahlt werden (§§ 11b 

Abs. 2 S. 3 SGB II iVm § 3 Nr. 12 EStG), zB. für kommunale Mandatsträger,  Wahlhelfer, Laienrichter, Mit-
glied der freiwilligen Feuerwehr é) Ą Aufwandsentschädigung ist wegen anderer Zweckbindung 
grundsätzlich anrechnungsfrei (§ 11a Abs. 3 SGB II). 

 

ÁAufwandsentschädigungen  für ehrenamtliche Betreuer nach § 1835a BGB (§§ 11b Abs. 2 S. 3 SGB 

II iVm § 3 Nr. 26b EStG) die zum Jahresende 399 ú aus der Justizkasse erhalten, insofern nicht höhere 
Aufwendungen nachgewiesen wurden. Ą Aufwandsentschädigung ist wegen anderer Zweckbind-
ung grundsätzlich anrechnungsfrei  (§ 11a Abs. 3 SGB II). 
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Anrechnung von Einkünften aus Ehrenamtstätigkeit & 
Aufwandsentschädigung    



Anrechnung von Einkünften aus privilegiertem Erwerbseinkommen:    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird ausschließlich privilegiertes Erwerbseinkommen erzielt, ist dies in Höhe von bis zu 
200 ú  anrechnungsfrei  (§11b Abs. 2  S. 3 SGB II / Ą gilt auch für SGB XII , so § 82 Abs. 3 S. 4 SGB XII).  

Der Erwerbstätigenfreibetrag ist aus beiden Erwerbseinkünften zu ermitteln, allerdings 
nicht ab 100 ú, sondern erst aus dem Betrag, der bis 200 ú anrechnungsfrei bleibt  (BSG 
v. 28.10.2014 ï B 14 AS 61/13 R).  

Anrechnung von Einkünften aus Aufwandsentschädigung:  

 

 

 

   

 

  

Einkünfte aus privilegierter Erwerbstätigkeit & 
Aufwandsentschädigung   
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Wird neben dem privilegierten Erwerbseinkommen normales, anzurechnendes Erwerbs-
einkommen erzielt, gibt es einen anrechnungsfreien Grundfreibetrag von bis zu 100 ú aus 
dem normalen Erwerbseinkommen und einen weiteren Grundfreibetrag von ebenfalls bis 
zu 100 ú aus dem privilegierten Erwerbseinkommen (§11b Abs. 2  S. 3 SGB II / § 82 Abs. 3 S. 4 
SGB XII; BSG v. 28.10.2014 ï B 14 AS 61/13 R).  

Aufwandsentschädigung stellt kein Erwerbseinkommen da, aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften ist deren Zweck auch nicht Existenzsicherung, daher ist diese grundsätzlich 
und zunächst jedweder Höhe anrechnungsfrei  (§ 11a Abs. 3 SGB II). 



Anrechnung von Einkommen aus Erwerbstätigkeit im SGB II  
mit 400 ú Minijob / Ehrenamts- und Übungsleitereinkünften/Aufwandsentschädigung   

Einkommensanrechnung ohne  Ehrenamtstätigkeit  

400,- Erwerbseinkommen 

 -    100,- Grundfreibetrag 

-       60,-  
Erwerbstätigenfreibetrag 
20 % von 300 ú 

=     240,- anrechenbares Einkommen  
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*Aufwandsentschädigung ist aufgrund anderer 
Zweckbindung des §§ 3 Nr. 12 und § 3 Nr. 26b 
EStG im SGB II nicht als Einkommen anzurech -
nen  (§ 11a Abs. 3 SGB II) (SG Cottbus v. 20.08.2014, 
S 2 AS3428/12) und bleiben daher berücksichti-
gungsfrei, entsprechend im SGB XII (§ 83 Abs. 1 
SGB XII), lösen aber den erhöhten Grundfreibetrag 
aus. 

Gleicher Fall mit  50 ú Aufwandsentschädigung      

400,- 
Erwerbseinkommen 
(Hauptberuf)   

 -   100,- 
Grundfreibetrag Arbeitseinkommen 
(§11b Abs. 2 S. 1 SGB II) 

-      60,-  
Erwerbstätigenfreibetrag 
(20 % von 300 ú)  
(§11b Abs. 3 S. 1 Nr. 1 SGB II) 

=   240,- anrechenbares Einkommen  

Aufwandsentschädigung bleibt wegen anderer 

Zwecklidentität anrechnungsfrei. *   

Gleicher Fall mit 50 ú Ehrenamtseinkommen  

450,- 
Erwerbseinkommen 
(Haupt- und Nebenberuf) 

 -    100,- 
Freibetrag Arbeitseinkommen (§11b 
Abs. 2 S. 1 SGB II) 

-      50,-  
Freibetrag Ehrenamt  
(§11b Abs. 2 S. 3 SGB II) 

-      60,-  
Erwerbstätigenfreibetrag  
(20 % von 300 ú / 150 ú > 450 ú)  
(§11b Abs. 3 S. 1 Nr. 1 SGB II) 

=     240,- anrechenbares Einkommen  



Vom Einkommen sind abzusetzen:  
 

I. Aus jeder Art von Einkommen  
 

ß Vom Einkommen Volljähriger eine Pauschale für Versicherungen  in Höhe von 30 ú  (§ 11b Abs. 1 S. 1  

      Nr. 3 SGB II iVm § 6 Abs. 1 Nr. 1 ALG II-V). Erzielen mehrere Personen Einkommen, ist die Versicherungspau- 
     schale mehrfach abzusetzen. Die Pauschale ist ohne jeden Nachweis einer Versicherung  in Abzug  
     zu bringen (BSG  v. 19. 09.2008 ï B 14 AS 56/07). Sie kann pro Person und Monat auch bei verschiedenen  
     Einkünften nur einmal abgesetzt werden. Bei Minderjährigen ist eine Versicherungspauschale nur  
     abzusetzen, wenn eine Ăangemesseneñ Versicherung, wie eine Unfallversicherung bei besonderer  
     Gefährdungslagen, besteht  (BSG v. 10. 05. 2011ï  B 4 AS 139/10 R).  
 

ß gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen  (KFZ, Mofa, Motorrad) (§ 11b Abs. 1 Nr. 3 SGB  II), unabhängig  
     davon, ob dieses für Erwerbstätigkeit benötigt wird.  KFZ - Haftpflicht ist nur beim Halter des Kfz  
     abzusetzen (BSG v. 18.03.2008 ï B 8/9b S 11/06 R). Gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen, können  
     auch nach Landesrecht vorgeschriebene Hundehaftpflichtversicherungen sein, die Absetzung hat  
     auch ohne Bezug zur Einkommenserzielung, nur aufgrund der gesetzlichen Vorgeschriebenheit zu 
     erfolgen (SG Gelsenkirchen v. 07.04.2015 -S 31 AS 2407/14).  

ß Abzusetzen sind auch Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung, das sind Kranken - und Pflegever - 
    sicherungsbeiträge  und Beiträge zur Arbeitsförderung und Zusatzbeiträge  der Krankenversich   
    erung. Fallen solche Sozialversicherungsbeiträge an und ist Einkommen vorhanden, müssen diese in      
    jedem Fall, auch im Falle der Vermeidbarkeit, vom Einkommen abgesetzt werden (§ 11b Abs. 1 Satz 1  
     Nr. 2 SGB II)  

ßBeiträge zur Vorsorge  bei Krankheit und Pflege  für nicht pflichtversicherte Personen (§ 11b Abs. 1  

      Nr. 3 a) SGB II) und  zur Altersvorsorge  für von der Rentenversicherungspflicht Befreite  (§ 11b Abs. 1   
      Nr. 3 b) SGB II) 

ß Beiträge zur staatlich geförderten Altersvorsorge , soweit sie nicht den Mindesteigenbeitrag nach  
     § 86 EStG überschreiten (§ 11b  Abs. 1 Nr. 4 SGB II) = höchstens  27,17 ú.  

Einkommensbereinigung  
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ß   mit der Einkommenserzielung in V. stehende  notwendige Kosten  (§ 11b Abs.1 Nr. 5 SGB II).  

ß enge Auslegung:  Kinderbetreuungskosten, Handy- und Telefonkosten und auch PKW-Leasingkosten bei 
Selbstständigen  (BSG v. 05.06.2014 ï B 4 AS 31/13 R)    

ß weite Auslegung:  Gewerkschafts- oder Sozialverbandsbeiträge (herrschende Kommentar- und Rspr - Meinung), 
Bewerbungskosten, Fachliteratur, Fortbildung (LSG BaWü v. 25.9.2012 - L 13 AS 3794/12 ER-B; LSG BaWü v. 27.02. 
2014 - L 12 AS 4836/12), IT/Telefon, Reisekosten, Umzugskosten, Unfallkosten (FH 11.75)                                                                                             

ß Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen, insofern tituliert  (§ 11b Abs. 1 Nr. 7 SGB  
      II). Titulierte Unterhaltsansprüche können auch vom Einkommen des Partners abgesetzt werden, wenn das eigene  
     Einkommen des Verpflichteten nicht ausreicht (LSG BB  v. 27.01.2009 ï L 32 AS 3/09B ER).   
 

II. Vom Erwerbseinkommen  sind in Abzug zu bringen:  

ß Bei Einkommen aus Erwerbstätigkeit bis 400 ú tritt anstelle der Abzugsbeträge von § 11b Abs. 1 Nr. 3-5 SGB II der  
     Betrag von 100 ú [sog. Grundfreibetrag] (§ 11b Abs. 2 S. 1 SGB II). Das BSG sagt, das eine Übertragung des nicht  
     ausgeschöpften Grundfreibetrags auf anderes Einkommen unzulässig ist  (BSG v.  05.06.2014 - B 4 AS 49/13 R). Erfolgt  
     ein Zufluss von Arbeitsentgelt für mehrere Monate in einem Monat, sind die Absetzbeträge nach § 11b Abs. 1 Nr. 3- 
     5 SGB II oder der pauschale Grundfreibetrag entsprechend der Anzahl der Monate abzusetzen (BSG v. 17.07.2014  
     ï B 14 AS 25/13 R).  Bei  Einkommen (aus Erwerbstätigkeit und sonstiges Einkommen) oberhalb von 400 ú können  
     höhere Absetzbeträge als 100 ú geltend gemacht werden (§ 11b Abs. 2 S. 2  SGB II).  

ß Erwerbstätigenfreibetrag  (§ 11b Abs. 3 SGB II), einschließlich Kurzarbeitergeld  (BSG v. 14.03.2012 - B 14 AS 18/11 R ).  
     LSG NRW gewährt PKH zur Frage inwieweit vom Ausbildungsgeld als Einkommen aus Erwerbstätigkeit anzusehen  
     ist und dementsprechend 100 ú Grundfreibetrag abzusetzen ist (LSG NRW  v. 29.09.2014- L 2 AS 136/14 B).  

ß Pauschale für Arbeitsmittel  in Höhe von 15,33 ú (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 Ziff. a  ALG IIïV), soweit nicht höhere notwendige  
     Ausgaben nachgewiesen werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 ALG IIïV).  

ß bei Benutzung eines Kfz , Fahrtkosten von 0,20 ú je Entfernungskilometer einfache Strecke zwischen Wohnort/  
     Arbeitsstätte (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 b.) ALG IIïV), soweit nicht höhere notwendige Ausgaben nachgewiesen werden (§ 6  
     Abs. 1 Nr. 3 ALG IIïV). Ą  hier gefahrene Km und tatsächliche Spritkosten ansetzen, durch Fahrtenbuch dienstliche  
     /private Nutzung ermitteln und anteilige dienstliche Nutzungskosten wie Steuer, Reparaturen, TÜV als abweichende  
     Kosten ermitteln und  geltend machen).  
     Ą Größere Reparaturen entweder vom Einkommen absetzen (§ 11b Abs.1 Nr. 5 SGB II) oder im Rahmen der  
     weiten Auslegung des Vermittlungsbudget (§ 16 Abs. 1 SGB II iVm 44 Abs. 1 SGB III) geltend machen.  
     Ist der ÖPNV zumutbar nutzbar und günstiger , sind nur die ÖPNV-Kosten absetzbar (§ 6 Abs. 2 ALG IIïV) 
.---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Bei der Ermittlung von Fahrtkosten gehen die JCós als Pauschalregelung von 19 Arbeitstagen im Monat aus, bei 
Abweichung muss entsprechend erhöht oder reduziert werden [Rechenweg: X km x 0,20 ú x 19 Tage = Fahrtkosten].   

Einkommensbereinigung  
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Erwerbstätigenfreibeträge   

Å Der Erwerbstätigenfreibetrag wird in einem ersten Rechenschritt ausgehend vom monatlichen  
Brutto errechnet (§ 2 Abs. 1 ALG II-V), die Beträge werden in den jeweiligen Stufen addiert und  
dann im zweiten Rechenschritt vom Netto abgezogen.    

Å Bitte dringend beachten: der Erwerbstätigenfreibetrag in der 1. Stufe (§ 11b Abs. 3 S. 2 Nr. 1 SGB 
II) berechnet sich aus  dem Einkommen, welches 100 ú übersteigt .   

Å Die Freibetragsregelung gilt für erwerbsfähige Leistungsbezieher (§ 11b Abs. 3 S. 1 SGB II), für 
(vorübergehend) nicht erwerbsfähige Leistungsbezieher ist § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XII 
entsprechend anzuwenden (BSG 28.11.2011 - B 14 AS 201/10 R).  

Å FlieÇen Eink¿nfte aus Erwerbstªtigkeit aus mehreren Monaten ñen blocò in einer Zahlung zu ist  
der Erwerbstätigenfreibetrag von jedem Monatseinkommen abzusetzen  (LSG BW 09.08.2007 -  L 7 
AS 5695/06; SG Berlin, 18.01.2012  - S 55 AS 30011/10).  

Freibetrag jeweilige Stufe  % der Stufe  Höchstbetrag  

Freibetrag 1. Stufe (max. 900 ú)  
 

Erwerbseinkommen zwischen 100 ú - 1000 ú 
ææ 20 % 180 ú 

Freibetrag 2. Stufe (max. 200 ú)  
 

Erwerbseinkommen zwischen 1000 ú - 1200 ú 
ææ  10 %  20 ú  

Freibetrag 3. Stufe (max. 300 ú)  
 

Erwerbseinkommen zwischen 1200 ú - 1500 ú 
(Kinderstufe, wenn Unterhaltspflicht für mind. Kind besteht ) 

ææ 10 %  30 ú 

                          Gesamtsumme  Erwerbstätigenfreibeträge:  230 ú 
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Systematik Anrechnung einmaliges Einkommen:  
 

      Einmaliges Einkommen sind alle einmalig oder in größeren Abständen als          
                                                 monatlich zufließenden Einkünfte.  
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Systematik Anrechnung laufendes Einkommen:  
 

     Laufendes Einkommen sind alle monatlich gezahlten Einkünfte, die auf dem-  
                                              selben Rechtsgrund beruhen und regelmäßig erbracht 
                                              werden oder zu erbringen gewesen wären.  
 
 

                                           
  
 

 

 

      
 

 

 

Laufende Einkünfte sind immer im Monat des Zuflusses 
anzurechnen, sog. ĂZuflussprinzipñ (§ 11 Abs. 2 S. 1 SGB II) 

Anrechnungszeitpunkt:  

 

Als laufende Einnahmen anzurechnen sind: Erwerbseinkommen, laufend gezahlte Sozial-
leistungen sonstige Zahlungen wie Unterhalt, sowie in einer Summe nachgezahlte laufende 
Leistungen, die dem Berechtigten zeitweise ganz oder teilweise vorenthalten und erst später in 
einem Betrag nachgezahlt werden (BSG v. 24.04.2015 - B 4 AS 32/14 R) 

Anrechnungszeitpunkt:  

 

Einmalige Einkünfte sind, wenn im Monat des Zuflusses schon Lei-
stungen erbracht wurden, im/ab Zuflussfolgemonat  anzurechnen  
(§ 11 Abs. 3 S. 2 SGB II). Ist die Einnahme höher als der Leistungsan-
spruch, ist sie ab dem Monat, der auf den Zufluss folgt, auf sechs 
Monate in gleichen Anteilen zu verteilen  (§ 11 Abs. 3 S. 3 SGB II). 

Einmalige Einnahmen sind: Zinsen, Abfindungen, Steuererstattungen, Erbschaften, Schenk-
ungen, Lottogewinne, Jubiläumszuwendungen, Leistungsprämien, Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
und alles was einmalig oder in größeren Abständen als monatlich gezahlt wird. 

Bei vorzeitigem Verbrauch einer einmaligen Einnahme :    
Die Aufteilung der einmaligen Einnahme ist aber nur soweit zulässig, soweit sie noch als "bereites Mittel" zum 
Bestreiten des Lebensunterhaltes zur Verfügung steht. Bei vorzeitigem Verbrauch ist ggf. ein Kostenersatz nach 
§ 34 SGB II zu prüfen (BSG v. 17.10.2013 - B 14 AS 38/12; LSG SA v. 17.03.2015 - L 5 AS 110/15 B ER; LSG NB v. 
09.02.2015 - L 11 AS 1352/14 B ER) .  



Sonderregel:  einmalige Zahlungen aus einem laufenden Anspruch    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einmalig nachgezahlte Leistungen aus einem laufenden Anspruch  
 

Einnahmen die auf einem laufenden Anspruch entstanden sind und nunmehr im Leistungszeitraum zur 
Auszahlung gebracht werden, sind wie laufendes Einkommen anzurechnen . ĂEine nachträgliche zur 
Auszahlung gebrachte Zahlung einer an sich laufenden Einnahme, ändert ihren Charakter als laufende 
Einnahme nicht dadurch, dass sie, aus welchen Gründen auch immer, dem Berechtigten zeitweise ganz 
oder teilweise vorenthalten und erst später in einem Betrag nachgezahlt wirdñ.  
 

Das bedeutet, diese Einnahme darf nicht auf sechs Monate verteilt werden, sie ist wie eine laufende Ein -
nahme ausschließlich im Zuflussmonat anzurechnen . Etwaig unverbrauchte Gelder werden im Zufluss-
folgemonat zu Vermögen (BSG v. 24.04.2015 - B 4 AS 32/14 R; BSG v. 21.12.2009 - B 14 AS 46/08 R, LSG NRW v. 
22.07.2013 - L 2 AS 738/13 B; LSG NRW v. 01.04.2015 - L 19 AS 2233/14 B).  
 

Das betrifft folgende Fallkonstalationen:  
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Sollte das JC nachgezahlte Sozialleistungen als einmalige Einnahme angerechnet haben und auf 
sechs Monate verteilt haben ist das rechtswidrig.  
Ą  Da die aus eine laufenden Anspruch nachgezahlte Einnahme ausschließlich im Zuflussmonat 
angerechnet werden müssen, ist nach Ablauf der Jahresfrist eine Bescheidkorrektur nicht mehr 
möglich (§ 48 Abs. 4 SGB X iVm § 45 Abs. 4 SGB X). Das bedeutet,: es ist gar kleine Anrechnung 
möglich.  

Ą  Bei in der Vergangenheit auf sechs Monate verteilte einmalige Einnahmen, handelt es sich um 
»zu Unrecht erhobene Beiträge« (§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X), für diese greift die Jahresfrist nicht , das 
bedeutet: hier kann rückwirkend oberhalb der Jahresfrist im Rahmen eines Überprüfungsantra -
ges eine Korrektur gefordert werden (§ 40 Abs. 1 S. 1 SGB II iVm § 44 Abs. 1 SGB X).    

 

Nachzahlung von Sozialleistungen , die keine SGB II-Leistungen sind und die im SGB II-
Bezug zur Auszahlung gebracht werden. Sonstige nachgezahlte Sozialleistungen , die der 
jeweilige Leistungsträger einfach nur zu spät zur Auszahlung bringt oder wo das JC es 
versäumt hat nach § 102 ff SGB X einen Erstattungsanspruch geltend zu machen und die 
Gelder in einer Summe nun an den Berechtigten zur Auszahlung gebracht werden.  

 

Sonstige nachgezahlte Leistungen aus einem laufenden Leistungsanspruch, wie zB. 
Unterhalt die nun an den Berechtigten in einer Summe zur Auszahlung gebracht werden.  

! 



Zwei Sonderregeln:  
Nachzahlungen  aus  SGB II, SGB XII und AsylbLG &  Arbeitsentgelt für mehrere Monate   

 

Nachzahlungen  aus  SGB II, SGB XII und AsylbLG  
 

Hier hat das BSG festgestellt, dass Nachzahlungen aus dem jeweils anderem System überhaupt nicht  
als Einkommen anzurechnen sind , also auch nicht im ersten Monat. Denn diese drei Fürsorgesysteme 
beruhen aus systematischen und historischen Zusammenhªngen Ăauf der verfassungsrechtlichen Fundier-
ung im Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art 1 (1) GG in 
Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art 20 Abs. 1 GGñ und sind daher anrechnungsfrei, bzw. so zu 
werten als seien es Leistungen nach dem jeweiligen Buch.  
Zudem w¿rde durch die Anrechnung Ăeine rechtswidrige Vorenthaltung von Leistungenñ der jeweiligen 
Leistungsträger belohnt werden (BSG v. 25.06.2015- B 14 AS 17/14 R). 

 

 

 
 
 
 

 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Nachzahlungen Arbeitsentgelt für mehrere Monate  
 

Erfolgt eine Nachzahlung von Arbeitsentgelt für mehrere Monate in einem Monat, sind die Absetzbeträge 
nach § 11b Abs. 1 Nr. 3 -5 SGB II oder der pauschale Grundfreibetrag von 100 EUR entsprechend der 
Anzahl der Monate vom Einkommen abzusetzen (BSG v. 17.07.2014 ï B 14 AS 25/13 R). Ferner ist der Erwerbs -
tätigenfreibetrag  für jeden Monat in der das Arbeitseinkommen erzielt wurde zu berücksichtigen und 
abzusetzen  (BSG v. 17.07.2014 ï B 14 AS 25/13 R, Rz 11).  
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Das bedeutet für die Praxis:  
 

Wenn Leistungen aus dem jeweils anderen System in einem der drei genannten 
Systeme nachgezahlt werden, sind diese jeweils immer anrechnungsfrei, auch 
wenn es Leistungen nach einem anderen Buch (im Sinne von § 11a Abs. 1 Nr. 1 SGB  
II / § 82 Abs,. 1 S. 1 SGB XII) sind.  



 

4. Einmaliges Einkommen  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

1. Vorwegbereinigung   
 

Die einmalige Einnahme ist im Zufluss- oder Zuflussfolgemonat zunächst um alle Vorweg -
absetzbeträge  des § 11b Abs. 1, Nr. 2, 5 und 6 SGB II zu bereinigen (§ 11b Abs. 1 S. 2 SGB II).  
 

Das sind:  Steuern  (Nr. 1), Pflichtbeiträge Sozialversicherung (Nr. 2), mit der Einkom -
menserzielung  verbundene Kosten (Nr. 5) und der Erwerbstätigenfreibetrag (Nr. 6)  

abzusetzen. Danach sind die Verteilungsabzugsbeträge zu ermitteln; ist die einmalige 
Einnahme immer noch höher als der monatliche Leistungsanspruch, dann ist zu verteilen.  

5. Prüfpunkt:    Bereinigung von einmaligen Einkommen in drei Schritten   

 

2. Ist die einmalige Einnahme geringer als der Leistungsanspruch , ist sie in einer 
Summe anzurechnen. Ist die einmalige Einnahme geringer als der monatliche SGB II-
Bedarf, ist sie im Zufluss - oder Zuflussfolgemonat in einer Summe anzurechnen  (§ 
11 Abs. 3 S. 2 SGB II).  

 

3. Verteilungsbereinigung   

Ist die einmalige Einnahme höher als der monatliche Leistungsanspruch ist sie auf sechs 
Monate in gleichen Anteilen aufzuteilen und in monatlichen Teilbeträgen zu berück -
sichtigen (§ 11 Abs. 3 S. 3 SGB II). Dabei ist jeden Monat abzusetzen: Versicherungspauschale  
von 30 ú, Kfz- Versicherung (beides § 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB II) und der Altersvorsorgebeitrag  
bis zur Höhe des Mindestbeitrages (§ 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB II) abzusetzen (Umkehrschluss aus § 
11b Abs. 1 S. 2 SGB II).  
 

 Ist nach sechs Monaten noch Geld übrig, ist dies als Vermögen zu berücksichtigen.  
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5. Prüfpunkt:    Anrechnung einmaliges Einkommen    

 

Parameter: alleinstehende Person = 750 ú zu zahlende SGB II -Leistung (399,- ú Regellei-
stung, 9,18 ú MB Warmwasser, 283,61 ú Miete, 58,21 ú Heizung) und  ohne weiteres 
Einkommen  mit Lottogewinnen in unterschiedlichen Höhen.   

 

             Lottogewinn von 600 ú  
-------------------------------------------------- 
  600 ú 

-   30 ú Versicherungspauschale 

-   42 ú Kfz Versicherung 

-     5 ú Loskosten  (§ 11b Abs. 1 Nr. 5 SGB II  

--------------------------------------- 
=  523 ú anrechenbares Einkommen  
 
523 ú ist weniger als der Bedarf, deshalb ist 
die Einnahme in einer Summe 
anzurechnen.  

 

            Lottogewinn von 3.000 ú    
----------------------------------------------------- 
Rechnung: 3.000 ú - 5 ú Kosten für Los (§ 11b 

Abs. 1 Nr. 5 SGB II) = 2.995 ú  anrechenbares 
Einkommen nach Vorabbereinigung.  
»diese sind höher als der monatliche Bedarf, 
daher auf sechs Monate zu verteilen« 
2.995  ú  : sechs Monate = 499,16 ú 
monatlicher Teilbetrag 
----------------------------------------------------- 

  499,16 ú 

-   30,00 ú Versicherungspauschale 

-   42,00 ú Kfz Versicherung 
                  (Abzugsbeträge bei Verteilung)  

----------------------------------------------------- 
=  427,17 ú anzurechnendes Einkommen     
                    für sechs Monate  

 

        Lottogewinn  von 10.000 ú  
--------------------------------------------------- 
Da 10.000 ú mehr ist als der Leistungs-
anspruch von sechs Monaten = 4.500 ú  
entfällt der Leistungsanspruch .  
 
Nach sechs Monaten wandelt sich das 
etwaig verbleibende Geld von Einkom-
men zu Vermögen.  

 

Zu beachten : bei Rausfall müssen  Sozialversiche -
rungsbeiträge  durch freiwillige Weiterversicherung 
selbst gezahlt werden ! 
 

In den sechs Monaten des SGB II-Rausfalls besteht 
Anspruch auf Wohngeld!   
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Möglichkeiten unter denen einmalige Einnahmen nicht angerechnet 
werden dürfen : 
 
 

 

ÁWenn im Aufteilungszeitraum die Hilfebedürftigkeit für mindestens einen Monat durch eine 
eigene Finanzierung und nicht Rückgriff auf das Schonvermögen oder Finanzierung 
Dritter  entfällt (BSG v. 30.09.2008 ï B4 AS 29/07 R; FH 11.14).  

Ą Diese (fiktive) Unterbrechung des Leistungsbezuges für einen Monat erzielt man 
ausschließlich durch bedarfsdeckendes Erwerbseinkommen, also Arbeit.  
 

 

ÁErfolgt der Zufluss  einer einmaligen Einnahme im Monat nach Ablauf des Bewilligungs -
zeitraums (BWZ) und wird kein SGB II -Folgeantrag  gestellt, fließt diese in Zeiten des 
ĂNichthilfebezugesñ zu. Sozialrechtlich wird diese einmalige Einnahme dann im Folgemonat 
zu Vermögen. Insofern die Vermögenshöchstgrenze nicht überschritten ist, ist das JC nicht 
befugt dies dann Ăleistungsschªdlichñ zu ber¿cksichtigen.  
Begründung: es besteht keine Pflicht einen Folgeantrag zu stellen und die Nichtstellung 
eines Folgeantrages stellt keinen Verzicht im Sinne des § 46 SGB I da. 
 
 

ÁIst ein einmaliger Einkommenszufluss im kommenden Monat zu erwarten und ist ein Ver-
zicht wegen Unwirksamkeit nicht möglich, könnte der Leistungsanspruch  aber durch 
einen Verstoß gegen die Verpflichtung der postalischen Erreichbarkeit (§ 7 Abs. 4a SGB II 

iVm § 77 Abs. 1 SGB II) Ăvernichtetñ werden. Eine solche ĂVernichtungñ ist kein Verzicht im 
Sinne des § 46 Abs. 2 SGB I und daher wirksam.  
 
 
 
 
 

5. Prüfpunkt:    Anrechnung einmaliges Einkommen    
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Führt die Anrechnung von einmaligem Einkommen zum Wegfall der Hilfebedürftigkeit für den gesamten 
Verteilzeitraum, sind etwaige nach Ablauf des Verteilzeitraums noch vorhandene finanzielle Mittel für den 
sich anschließenden neuen Leistungsfall nicht mehr als Einkommen, sondern als Vermögen zu berück-
sichtigen.  



 

Anrechnung von wechselnden Einkünften  
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Erste 
Variante  

6. Prüfpunkt:    Anrechnung von wechselnden Einkünften    

 

Centgenaues  Realeinkommen  
 

Zunächst ist Einkommen centgenau  als Einkommen zu berück-
sichtigen (§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II)   
  

         und zwar  
 

im Zuflussmonat (Ălaufende Einnahmen sind f¿r den Monat zu 
berücksichtigen in dem sie zufließen § 11 abs. 2 S. 1 SGB II). 
 

Daraus ergibt sich , das JC darf nur tatsächlich zur Verfügung 
stehende Einkünfte berücksichtigen und auch nur in der Höhe wie 
sie tatsächlich vorhanden sind. 

 

Centgenaues  Durchschnittseinkommen  
 

Bei zu erwartenden wechselnden Einkünften kann  das JC ein Durch-
schnittseinkommen zugrunde legen. Hier sind die Einkünfte in den 
Monaten des Bewilligungszeitraumes zu addieren und dann durch die 
Anzahl der Monate zu teilen (§ 2 Abs. 3 ALG II-V). Das ergibt das centge -
naue Durchschnittseinkommen . Fiktive Anrechnungen sind rechts-
widrig.  

Zweite 
Variante  

Die Anrechnungen von Beträgen, die erheblich oberhalb der tatsächlichen Einkünfte liegen 
ist rechtswidrig.  Da das JC nur diese beiden Möglichkeiten zur Einkommensanrechnung hat.  

 

Anmerkung: werden nach einer vorläufigen Bewilligung auf Basis des zu erwartenden Durchschnitteinkommens der 
Anspruch endgültig festgesetzt wird, ist es unzulässig eine Durchschnittseinkommensberechnung durch zu führen. Es 
ist vielmehr in jedem Monat das EK zu berücksichtigen, was tatsächlich zugeflossen ist (SG Berlin v. 23.03.2015 ï S 197 
AS 355/12)   



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

7. Sonderregeln:    Anrechnung von Überbrückungsgeld nach § 51 StVollzG    
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Eine Verteilung des Überbrückungsgeld auf sechs Monate ist aus systema -
tischen Gründen unzulässig, der Verteilzeitraum ist auf vier Wochen fest -
zulegen  
  
 

Das BSG bestimmt, dass Überbrückungsgeld als Einkommen ab Haftentlassung/Zuflus -
stag und dann für 28 Tage anzurechnen ist. Diese Anrechnungsmethode bestimme sich 
aus der Zweckbindung des StVollzG (Ăzur Existenzsicherung in den ersten vier Wochen nach Entlassungñ nach 
§ 51 Abs. 2  StVollzG). Da der Antrag auf den Ersten des Monats zurückwirkt, seien auch aller 
die in diesem Monat anfallenden Einnahmen nicht als Vermögen, sondern als Einkommen 
anzusehen, daher ist das Ü-Geld kein Vermögen, sondern als Einkommen zu berück-
sichtigen (BSG v. 28.10.2014 ï B 14 AS 36/13 R).  
 
 

Wegen der ausdrücklichen Zweckbestimmung ist eine Verteilung auf sechs Monate 
nicht  zulässig  (BSG v. 22.08.2013 ï B 14 AS 78/12 R, BSG v. 28.10.2014 ï B 14 AS 36/13 R).  
 

------------------------------------------------------------------------------- 
Eigengeld  (§ 52  StVollzG) und Hausgeld  (§ 47  StVollzG) welches etwaig bei der Haftentlassung 
mit ausgezahlt wird stellt kein Einkommen da, sondern ist Vermögen (BSG v. 22.08.2013 ï B 14 
AS 78/12 R). 

 

 

Ą Im Ergebnis bedeuten die BSG Urteile: das Ü-Geld darf nur für 28 Tage als Ein-
kommen angerechnet werden, eine Verteilung aus sechs Monate ist rechtswidrig. 
Dahingehenden Überprüfungsanträgen ist auch für Zeiten vor der BSG-Entscheidung 
stattzugeben. Dies begründet sich darüber, da trotz der obigen BSG-Entscheidungen 
die Dienstanweisungen der BA (FHôs zu § 11 SGB II) noch nicht an die BSG-Recht-
sprechung angepasst wurden und daher der Ausschluss eines Überprüfungsantrages 
für Zeiten vor der BSG-Entscheidung unzulässig ist (21.06.2011 ï B 4 AS 118/10 R).  



Fallbeispiel:  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Rechenbeispiel mit Erwerbseinkommen  

Eckdaten:  
 

Klaus und Rita sind verheiratet und leben mit drei Kindern zusammen. Claudia (21 J.), 
Verena (13 J.) stammen aus erster Ehe von Rita, Michael (5 J.) ist ein gemeinsames Kind.    

Klaus ist Kfz-Mechaniker und verdient 1.590 ú brutto und 1.256 ú netto. Rita hat beim 
Textildiscounter KiK eine 1/3 Stelle und erhält dort 428,20 ú brutto und 282 ú netto. Claudia 
ist Tierarzthelferin und erhält 1.200 ú  brutto und 906,93 ú netto. Rita ist Kindergeldberecht-
igte und gibt Kurse in der VHS und erhält dort mtl. 40 ú Dozentenhonorar. Der Vater von 
Verena zahlt für sie monatlich 300 ú Unterhalt. 

Absetzbeträge Einkommen:  
Klaus muss mit dem Kfz zur Arbeit fahren. Arbeitsstätte und Wohnort sind einfache 
Strecke 20 km. Seine Kfz-Versicherung beträgt 37 ú/mtl., er ist Versicherungsnehmer 
und Gewerkschaftsmitglied und zahlt 12,40 ú Beiträge. Claudias Absetzbeträge:  
60,80 ú Fahrtkosten (16 km einfache Strecke), 35 ú Kfz Versicherung und 15,33 ú 
Arbeitsmittel.  

Unterkunfts - und Heizkosten:  
Sie zahlen für ihre Wohnung 855 ú Warmmiete. Das Warmwasser wird 
dezentral mit Gasboiler zubereitet, dafür bezahlt die Familie monatlich  
54 ú an den Energieversorger. 
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1. Rechenschritt bei Klaus   

Ermittlung Absetzbeträge / Werbungskosten:   

     30,00 
Versicherungspauschale ***  

 (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 ALG II-V) 

+     15,33  
Werbungskostenpauschale ***  

(§ 6 Abs. 1 Nr. 3 a) ALG II-V) 

+     37,00 
Kfz-Versicherung  
(§ 11b Abs. 1 Nr. 3 SGB II) 

+     12,40  
Gewerkschaftsbeitrag  
(§ 11b Abs. 1 Nr. 5 SGB II) 

+     76,00  
Fahrtkosten **  
(§ 6 Abs. 1 Nr. 3 b) ALG II-V) 

=   170,73  Summe Absetzbeträge     

Ermittlung der Absetzbeträge bei  Erwerbseinkommen  

** Berechnung Fahrtkosten  

20 Entfernungs-km x 0,20 ú (§ 6 Abs. 1 Nr. 
3 b) ALG II-V) x 19 Tage = 76,00 ú 

*** Feste Kosten bleiben immer gleich 

Fall:  Klaus und Rita, Claudia 21 J., Verena 13 J., Michael 5 J.. Einkommen Klaus: 1.590 ú brutto / 1.256 ú netto, 
Absetzbeträge: Kfz -Versicherung 37 ú, Gewerkschaft 12,40 ú, Fahrtkosten 76 ú,  Einkommen Rita:  428,20 ú 
brutto, 282 ú netto + 40 ú Dozentenhonorar, Absetzbeträge: 45 ú ÖPNV, Einkommen Claudia: 1.200 ú brutto / 906,93 ú 
netto, 60,80 ú Fahrtkosten und 35 ú Kfz Versicherung; Einkommen Verena: 300 ú Unterhalt vom Vater. Wohnen: Miete 
+ Heizung 855 ú, dezentrales Warmwasser 54 ú.  

1. Rechenschritt bei Rita   

Ermittlung Absetzbeträge / Werbungskosten:   

     30,00 
Versicherungspauschale ***  

 (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 ALG II-V) 

+     15,33  
 Werbungskostenpauschale ***  

(§ 6 Abs. 1 Nr. 2 a) ALG II-V) 

+    45,00  
Fahrtkosten **  
(§ 6 Abs. 1 Nr. 2 b) ALG II-V) 

=     90,33  Zwischensumme Absetzbeträge     

     100,00  mind. aber Grundfreibetrag     
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Ermittlung Erwerbstätigenfreibetrag  

2. Rechenschritt bei Rita  

Erwerbstätigenfreibetrag aus  

428,20 ú + 40 ú = 468,20 ú (haupt- und nebenberufliche     

                 Erwerbstätigkeit ) 

Erwerbstätigenfreibetrag 1. Stufe  (100 ï 1000 ú)  

          73,64 Freibetrag (20 % von 368,20 ú) 

Erwerbstätigenfreibetrag 2. Stufe  (1000 ï 1200 ú)  

     -------- ------------------ 

Erwerbstätigenfreibetrag 3. Stufe  (1200 ï 1500 ú)   

          -------- ------------------------------- 

    =   73,64  Summe Erwerbstätigenfreibetrag    

2. Rechenschritt bei Klaus  

Erwerbstätigenfreibetrag  aus  

1.590 ú brutto hauptberufliche Erwerbstätigkeit  

Erwerbstätigenfreibetrag 1. Stufe  (100 ï 1000 ú)  

          180,00 Freibetrag (20 % von 900 ú) 

Erwerbstätigenfreibetrag 2. Stufe  (1000 ï 1200 ú)  

     +    20,00  Freibetrag (10 % von 200 ú) 

Erwerbstätigenfreibetrag 3. Stufe  (1200 ï 1500 ú)   

     +   30,00 Freibetrag (10 % von 300 ú) 

    =   230,00  Summe Erwerbstätigenfreibetrag **   

Fall:  Klaus und Rita, Claudia 21 J., Verena 13 J., Michael 5 J.. Einkommen Klaus: 1.590 ú brutto / 1.256 ú netto, Ab-
setzbeträge: Kfz-Versicherung 37 ú, Gewerkschaft 12,40 ú, Fahrtkosten 76 ú,  Einkommen Rita:  428,20 ú brutto , 282 ú 
netto + 40 ú Dozentenhonorar , Absetzbeträge: 45 ú ÖPNV, Einkommen Claudia: 1.200 ú brutto / 906,93 ú netto, 60,80 
ú Fahrtkosten und 35 ú Kfz Versicherung; Einkommen Verena: 300 ú Unterhalt vom Vater. Wohnen: Miete + Heizung 855 
ú, dezentrales Warmwasser 54 ú.  

** das über 1.500 ú liegende Einkommen bleibt  
    unberücksichtigt  
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Zu berücksichtigendes Einkommen  

3. Rechenschritt bei Klaus  

Bereinigung des Netto -Einkommens um   

Absetzbeträge +  Erwerbstätigenfreibetrag   

     1.256,00 Netto ï Einkommen  

 -     170,73 Summe Absetzbeträge  

 -     230,00 Erwerbstätigenfreibetrag 

 =   855,27  anrechenbares Einkommen  

3. Rechenschritt bei Rita  

Bereinigung des Netto -Einkommens um  

Absetzbeträge + Erwerbstätigenfreibetrag  

         322,00 
Einkommen aus haupt- und 

nebenberuflicher  Erwerbstätigkeit  

-      100,00 Summe Absetzbeträge  

-        73,64 Erwerbstätigenfreibetrag 

 =       148,36  anrechenbares Einkommen  

Fall:  Klaus und Rita, Claudia 21 J., Verena 13 J., Michael 5 J.. Einkommen Klaus: 1.590 ú brutto / 1.256  ú netto, Ab-
setzbeträge: Kfz-Versicherung 37 ú, Gewerkschaft 12,40 ú, Fahrtkosten 76 ú,  Einkommen Rita:  428,20 ú brutto, 282 ú 
netto + 40 ú Dozentenhonorar , Absetzbeträge: 45 ú ÖPNV, Einkommen Claudia: 1.200 ú brutto / 906,93 ú netto, 60,80 
ú Fahrtkosten und 35 ú Kfz Versicherung; Einkommen Verena: 300 ú Unterhalt vom Vater. Wohnen: Miete + Heizung 855 
ú, dezentrales Warmwasser 54 ú.  
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Rausfall von Kindern prüfen   

Zu berücksichtigendes Einkommen  Claudia   

      936,93  Netto Einkommen  

 -      200,00  Erwerbstätigenfreibetrag in Stufe 1 + 2 

 -      141,13  Absetzbetrag   

 =     595,80  anrechenbares Einkommen  

Ergebnis:     Claudia  ist nicht hilfebedürftig und fällt 

aufgrund § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II aus der BG raus.  

Zu berücksichtigendes Einkommen  Verena  

         300,00  Unterhalt   

  +      188,00  Kindergeld  

 =     488,00  
 zu berücksichtigendes    

 Einkommen  

Ergebnis:     Verena hat mehr als Ihr Bedarf und fällt 

aufgrund § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II aus der BG raus.  
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Der Rausfall hat zur Folge, das BuT bedarfserhöhend zu 

berücksichtigen ist*:  

Ermittlung Bedarf Claudia  
 
 

  

     320,00  ú   RL 

+  171,00  ú  1/5 Miete 

+    10,80  ú  1/5 Warmwasser * 
========================= 
=  501,80  ú   Summe Bedarf  

Ermittlung Bedarf Verena  
 
 

  

     267,00  ú   RL 

+  171,00  ú  1/5 Miete 

+    10,80  ú  1/5 Warmwasser 
======================== 
     448,80 ú  SGB II-Lebensunterhaltsbedarf      

4. Zwischenrechnungen   
 

Ermittlung ob U -25-Jährige aus der BG rausfallen  

* Im vorliegenden Fall handelt es sich um dezentrales 
Warmwasser, hier bestimmt das Gesetz, das nur dann 
eine Pauschale zu gewähren sei, soweit nicht ein ab-
weichender Bedarf besteht (§ 21 Abs. 7 S. 2 SGB II). 
Hier liegt ein abweichender Bedarf vor, daher WW 
geteilt durch Köpfe = 10,80 ú.   

    

    448,80 ú   Lebensunterhaltsbedarf   

+    10,00 ú   Teilhabe (§ 28 Abs. 7 SGB II) 

+      8,33 ú   Schulbedarf (§ 28 Abs. 3 SGB II) 

+      3,00 ú   Pauschalbetrag Klassenausflug (§§ 28  
                       Abs. 2 SGB II, § 5a Nr. 1 ALG II-V)   
========================================== 
=  470,13  ú  Lebensunterhalts - und BuT  
                     Gesamtbedarf   

* (§§ 11 Abs. 1 S. 4, § 19 Abs. 3 S. 3 SGB II iVm. § 5a ALG  
    II-V). 
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Klaus  Rita  Michael  Claudia  Verena Erklärung  

1. Schritt:  Ermittlung des Bedarfes  

360,00 360,00 234,00 320,00 267,00 Regelbedarf 

+  171,00 +   171,00 +   171,00 +   171,00 +   171,00 1/5 KdU + Heizung 

+    10,80 +     10,80 +     10,80 +     10,80 +     10,80 1/5 abweichender Warmwasserbedarf  

+     21,33  BuT ï Leistungen  

=  541,80 =  541,80 =   415,80 = 501,80 =   470,13  Summe  jeweiliger Bedarf  

2. Schritt:  Einkommensbereinigung   

1.256,00 322,00 Erwerbseinkommen (haupt- + nebenberuflich) 

188,00 Kindergeld 

-   170,73 -   100,00 Summe Absetzbeträge  

-   230,00 -     73,64 Erwerbstätigenfreibetrag 

=    148,36 Zwischenrechnung Einkommen aus Erwerbstätigkeit  

+    17,87 unbenötigtes Kindergeld von Verena  

=  855,27 =  166,23 =   188,00 00,00 00,00 anrechenbares Einkommen 

3. Schritt:  Gegenüberstellung von Einkommen gegen Bedarf  

541,80 541,80 415,80 Bedarf  

-   855,27 -     166,23 -     188,00 anrechenbares Einkommen  

   313,47      375,57      227,80 Überschuss / Leistungsanspruch individuell 

603,37 Summe Leistungsanspruch (Rita + Michael) 

-   313,47 abzgl. Überschuss Klaus 

=  289,90 SGB II ï Leistungsanspruch   

  Zwischenrechnung     
             Verena  
  
       300,-     Unterhalt 
+     188,-      KG 
--------------------------- 
=     488,-      Summe 
-      470,13   Bedarf 
---------------------------- 
=    17,87  unbenötigtes  
                       Kindergeld  
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geschütztes Vermögen im SGB II  

 Grundfreibetrag für Volljährige in Höhe 

von bis zu Lebensalter x 150 ú 

mind. aber 3.100 ú  

 jeweils für erwerbsfähigen Leistungs-

berechtigten und dessen Partner  

 (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB II) 

Die 

Kinderfreibeträge 

sind nicht auf die 

Eltern übertragbar  

(BSG v. 13.05 09 ï 

B 4 AS 39/08 R)   Grundfreibetrag  für Kinder   

in Höhe von bis zu 3.100  ú   

 für jedes minderjährige Kind  

 (§ 12 Abs. 2 Nr. 1a SGB II) 

 Altersvorsorge  entsprechend der  

Förderhöchstbeträge nach § 10a EStG   
 (§ 12 Abs. 2 Nr. 2 SGB II) 

 Altersvorsorgevermögen   

mit  Verwertungsausschluss* in Höhe von 

bis zu Lebensalter x 750 ú   

 für jeden Leistungsberechtigten und   

 dessen Partner  

 (§ 12 Abs. 2 Nr. 3 SGB II) 

 

   

Ansparfreibetrag    

in Höhe von bis zu 750 ú 

für jede Person der Bedarfsgemeinschaft  

 (§ 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II) 

Der Ansparfreibetrag wird für die gesamte BG  berechnet, dass heißt, er  kann entweder  erhöhend zum Grundfrei-
betrag bei den Kindern berücksichtigt werden (also von 3.100 auf 3.850 ú) oder die Ansparfreibeträge der Kinder bei 
den Eltern.. 

Vermögen   Teil I    
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* Ein kurz vor Beginn der Hilfebedürftigkeit nach § 168 Abs. 3 VVG abgeschlossener Verwertungsausschluss  für eine  
  Lebensversicherung stellt nur  das  ĂAusnutzen der gesetzlichen Mºglichkeitenñ da, eine  deswegen ausgesprochene  
 Pflichtverletzung wegen Herbeiführung von Hilfsbedürftigkeit ist rechtswidrig (SG Mainz v. 13.11.2012 ï S 4 AS 466/11) . 



Vermögen   Teil II    

Als Vermögen sind nicht einzusetzen:     

Å angemessener Hausrat  (§ 12 Abs. 3 Nr. 1 SGB II) 

Å ein angemessenes Kfz  für jeden Erwerbsfähigen in der BG (§ 12 Abs. 3 Nr. 2 SGB II) im Wert von bis zu 
7.500 ú (BSG v. 06.09.07 - B 14/7b AS 66/06 ER)  

Å vom Inhaber als für die Altersvorsorge bestimmtes, bezeichnetes, angemessenes Vermögen bei 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht (§ 12 Abs. 3 Nr. 3 SGB II) (Eicher/Spellbrink, § 12 Rz 68, geht von bis 
zu 240.000 ú aus; die FHós gehen von keiner Obergrenze aus)  

Å selbst genutztes angemessenes Wohneigentum gilt vom Grundsatz her ohne weitere Prüfung bis 
80/90 qm  (Wohnung/Haus) für ein und zwei Personen  als angemessen (BSG v. 29.03.2007 - B 7b AS 

12/06 R - Rn 23 zur Auslegung von § 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II), für jede weitere Person gelten weitere 20 qm (BSG 

v. 07.11.2006 - B 7b AS 2/05 R). Sind Kinder aus der elterlichem Eigentum ausgezogen , gelten statt 
80/90 qm nunmehr weiterhin  120/130 qm als angemessen, sozusagen als ĂFamilienheimbestands-
schutzregelungñ (BSG v. 07.11.2006 - B 7b AS 2/05 R; SG Aurich v. 11.01.2012 ï S 15 AS  63/10 mwN). Die Weisung 
der BA  zur  Festsetzung des angemessenen Hausgrundstück  (500/800 qm) sind unplausibel und 
deren Herleitung unklar (SG Aurich s.o.). Abweichung bei Ausübung von Gewerbe im selbstgenutz-
tem Haus (BSG v. 18.09.2014 ï B 14 AS 58/13 R).  

Å Vermögen zur baldigen Beschaffung oder Erhalt von Wohnbedürfnissen behinderter  
oder pflegebedürftiger Personen (§ 12 Abs. 3 Nr. 5 SGB II) Diese müssen nicht in der BG leben,  
Verwandtheitsgrad von § 16 Abs. 5 SGB X ist erforderlich.    

Å Sachen und Rechte, deren Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist (§ 12 Abs. 3 Nr. 6 SGB II). 
Wobei nach derzeitiger Weisungslage von einem Wertverlust von mehr als 10 % unter dem Sub-
stanzwert ausgegangen wird (FH 12.37). Bei 12,9 % Wertverlust ist die Unwirtschaftlichkeitsgrenze 
noch nicht erreicht (BSG v. 15.04.2008 ï B 14 AS 27/07 R), bei 18,5 % schon (LSG NRW v. 16.03.2010 ï L 7 B 
386/09 AS ER).  

Å besonderer Härte der Verwertung  (§ 12 Abs. 3 Nr. 6 SGB II), z.B. bei besonderen Familien- und Erb-
stücken, Vermögensrückstellung für eine würdige Beerdigung und Grabpflege, Vermögenseinsatz 
kurz vor der Pensionierung  é (FH 12.38)  

Å Vermögensgegenstände, die zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung   oder 
Erwerbstätigkeit unentbehrlich  sind (§ 7 Abs. 1 ALG IIïV).  
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Bedarfs- 

gemeinschaft 

Haushalts-
gemeinschaft 

Wohn- 

gemeinschaft  

Gemeinschaftstypen im SGB II    
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Definition:  
 

Selbstbehaltslose Unterhaltsgemeinschaft  zwischen  

Leistungsberechtigten und dessen ehelichen und eheähnlichen 
Partner, sowie Unter-25-Jährigen, hilfebedürftigen, leiblichen und 
Stiefkindern in einem Haushalt.  
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

     Knackpunkte:  

     --  Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft  

     --  Stiefkinderproblematik --  kein Familienvermögensfreibetrag  

     --  nicht hilfebedürftige U-25óer / Kindergeldanrechnung 
     --  Auszug Unter-25-Jähriger 
(§§ 7 Abs. 2, Abs. 3, § 9 Abs. 2 SGB  

Definition:  
 

widerlegbare Unterhaltsgemeinschaft mit Selbstbehaltsgren -

ze zwischen in Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft lebenden 

Verwandten und Verschwägerten   
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 

     Knackpunkte:  

     -- Höhe der Selbstbehaltsgrenzen 

     -- wie die Unterhaltsvermutung widerlegt werden kann   
(§§ 9 Abs. 5 iVm. § 1 Abs. 2 ALG II-V) 

Definition:  
 

alles, was keine Bedarfs- und keine Haushaltsgemeinschaft 

ist, ist eine Wohngemeinschaft  
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 

     Knackpunkte:  

     -- Anspruch Mehrbedarf wegen Alleinerziehung   




